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Auftakt..

Wer klug ist, wird Vergange-
nes bedenken, Gegenwart
gestalten und in die Zu-

kunft lenken. Nach diesem Motto wollen
wir Bilanz ziehen – zehn Jahre nach der
notwendigen Erneuerung von Wissen-
schaft und Forschung im Beitrittsgebiet,
wie sie der Artikel 38 des Einigungsver-
trags vorsah. Wir wollen die „blühenden
Landschaften“ – so die Verheißung von
Helmut Kohl – besichtigen. 

Es geht um die strukturelle, personel-
le und fachliche Erneuerung von Hoch-
schulen und den Instituten der Akademie
der Wissenschaften. Es geht um die Rol-
le des Wissenschaftsrates im Erneue-
rungsprozess, um seine Empfehlungen

und deren Umsetzung
durch Bund und Länder. Es
geht um das Schicksal von
Menschen und von Institu-
tionen. Es geht aber auch
um die Wirtschaft als Part-
ner von Wissenschaft und
um das fatale Wegbrechen
der Industrieforschung in

den neuen Bundesländern nach dem Fall
der Mauer und des Eisernen Vorhangs. 

Der durch Beitritt und Einigungsver-
trag in Gang gesetzte Transformations-
und Erneuerungsprozess, der unter-
schiedliche Systeme, Strukturen und Be-
schaffenheiten in Ost und West zu ver-
gleichbarer Qualität und Gestalt entwi-
ckeln und zusammenführen sollte, wird
hier auf den Prüfstand gestellt. Das gilt für
Ziele, Verfahren, Instrumente und Ergeb-
nisse gleichermaßen. Die „10 Jahre da-
nach“ machen wir fest am Gründungsda-
tum für die außeruniversitären For-
schungseinrichtungen in den neuen
Bundesländern, die ja allesamt am 1. Fe-
bruar 1992 ins Leben gerufen wurden. 

Schon im Jahre 1990 hatte der Wissen-
schaftsrat gefordert, selbstkritisch zu prü-
fen, inwieweit das bundesrepublikanische
Bildungs- und Forschungssystem der
Neuordnung bedürfe, bevor es auf das Bei-
trittsgebiet übertragen werde. „Diese Prü-

Manfred Erhardt

Die Leitziele befolgt

Die Erneuerung von Wissenschaft und Hochschule in den neuen Bundesländern

ist gelungen – sofern man sie an den Vorgaben des Einigungsvertrages misst.

Diese Ansicht äußert der Generalsekretär des Stifterverbandes für die Deutsche

Wissenschaft in seiner Einführung und benennt gleichzeitig sehr deutlich die

Strukturmängel, die vom Westen in den Osten übertragen worden sind.

Der Erneuerungsprozess –
Stärken und Schwächen

Es geht um die
strukturelle, perso-

nelle und fachliche Er-
neuerung von Hochschu-

len und den Instituten
der Akademie der 

Wissenschaften.
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fung ist nicht erfolgt“, schrieb Jürgen
Mittelstraß im Herbst 1993 in der ZEIT.
„Am Ende werden wir im Osten nur den
Westen wieder finden mit seiner Stärke –
sprich Wissenschaftsfreiheit – und mit sei-
ner Schwäche – sprich Reformunfähig-
keit.“ Ob Zusammenführung und Integra-
tion gelungen sind, sollte deshalb nicht
nur an den Leitzielen festgemacht werden,
die der Einigungsvertrag vorgegeben hat,
nämlich: 
• Einpassung von Wissenschaft und For-

schung in die gemeinsame Forschungs-

struktur der Bundesrepublik Deutsch-
land. 

• Neuaufbau einer Forschungslandschaft
nach den Empfehlungen des Wissen-
schaftsrates und den Beschlüssen der
Bund-Länder-Kommission für Bildungs-
planung und Forschungsförderung.

• Einbeziehung der neuen Länder in die
Gemeinschaftsaufgaben Hochschulbau
sowie Bildungsplanung und For-
schungsförderung. 

• Überführung des wissenschaftlichen
Personals der Hochschulen in die Per-

Tagungsort: das Rote Rathaus in Berlin.
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Auftakt..

sonalkategorien des Hochschulrahmen-
gesetzes. 

• Erlass von HRG-konformen Landes-
hochschulgesetzen binnen drei Jahren.

Unter diesen im Einigungsvertrag ausge-
brachten Leitzielen betrachtet, ist der Er-
neuerungsprozess zweifellos gelungen. Die
Empfehlungen des Wissenschaftsrates
sind, so weit ich sehe, ohne Abstriche ers-
tens von der BLK übernommen, zweitens
von Bund und Ländern verwirklicht und
drittens dann auch von Bund und Ländern
finanziert worden. Die Wissenschafts-
landschaft im Osten ist nicht weniger blü-
hend als die im Westen. 

Hat die Kassandra Jürgen Mittelstraß al-
so nur einen Fehlalarm ausgelöst? Wahr-
scheinlich nicht. Zwar ist die Erneuerung
der Hochschulen in den neuen Bundes-
ländern – und ich spreche jetzt über die

Hochschulen – erstaunlich
rasch und gut gelungen.
Gleichwohl dürfen wir die
Augen nicht davor ver-
schließen, dass wir System-
mängel implantiert haben,
die auch im Westen schon
die Universitäten – jeden-
falls teilweise – deformiert
hatten. Insofern sind die
Blüten im Osten die glei-

chen wie die im Westen. Sieben will ich
nennen: 
• Zu geringe Differenzierung der Bildungs-

wege und der Bildungsgänge 
Sämtliche Ingenieurschulen, Ingenieur-
hochschulen, viele Fachschulen und
Höhere Fachschulen sind ohne Not ge-
schlossen worden, und zwar deshalb,
weil sie sich im Bildungs- und Vergü-
tungsgefüge West nicht haben abbilden
lassen. Zwar wurden Fachhochschulen
eingerichtet, Berufsakademien aber nur

in drei Ländern, Sachsen, Berlin und
Thüringen. 

• Keine Mitwirkung der Hochschulen bei
der Hochschulzulassung
Die fatale Wegweisung des Bundesver-
fassungsgerichts, das Abitur als grund-
rechtlich geschütztes Teilhaberecht zu
interpretieren und damit den Hoch-
schulen das Auswahlrecht zu nehmen,
zwang auch die Hochschulen in den
neuen Ländern dazu, sich am planwirt-
schaftlichen Zuteilungsverfahren der
Vergabestelle in Dortmund zu beteiligen
sowie auf Abitursdurchschnittsnote und
Wartezeit abzustellen, statt auf Studier-
fähigkeit, Studienmotivation und Fach-
interesse. 

• Übernahme der Kapazitätsverordnung
Mit ihrer unheilvollen Gleichsetzung
von Personal- und Aufnahmekapazität,
ihrem 25-prozentigen Überlastzuschlag
und den im Interesse der Offenhaltung
zu niedrig angesetzten curricularen
Normwerten verhinderte die Kapazi-
tätsverordnung Betreuungsrelationen,
wie sie in der DDR üblich und im Sinne
der Sache nützlich waren. 

• Abschaffung von Leistungskontrollen, Teil-
nahmepflicht und Studienzeitbegrenzung
Selbstredend dienten die intensive Be-
treuung und Kontrolle der Studierenden
in der DDR auch der politischen Über-
wachung und auch der ideologischen
Gängelung. Gleichzeitig sorgten aber das
relativ verschulte System und die her-
vorragende personelle Ausstattung für
individuelle fachliche Betreuung und Be-
ratung, für die Einhaltung der Regelstu-
dienzeit und eine sehr hohe Erfolgsquo-
te. 

• Abschaffung des Fernstudiums
Mindestens ein Drittel der Weststuden-
ten geht neben dem Hochschulstudium
einer Erwerbstätigkeit nach, die ein re-
guläres Studieren erschwert. Speziell für
Berufstätige wurde in der DDR ein Fern-

Die Wissenschafts-
landschaft im Osten

ist nicht weniger blühend
als die im Westen. Gleich-

wohl dürfen wir die Au-
gen nicht davor verschlie-

ßen, dass wir System-
mängel implantiert ha-

ben.

Systemmängel implantiert



studium angeboten, und zwar durchaus
mit den nämlichen Inhalten wie das re-
guläre Studium, allerdings mit einer Or-
ganisation und einer zeitlichen Disposi-
tion, die das Studieren für Berufstätige
tatsächlich ermöglichte. Nach der Wen-
de wurde dieses – weil ebenfalls im
Westen so nicht vorhanden – flächen-
deckend abgeschafft. 

• Neo-Politisierung der Hochschulen
Gruppenuniversität und Gremienunwe-
sen haben jedenfalls anfangs auch den
Hochschulen der neuen Länder als Mus-
ter gedient, zumal das Hochschulrah-
mengesetz ihnen keine Alternative ließ. 

• Rechtliche, administrative, finanzielle
Gängelung der Hochschulen
Eine Vielzahl von Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften sowie das kameralis-
tische Haushaltswesen trafen auf eine
darauf nicht vorbereitete Hochschulver-
waltung. Wo ausreichend qualifiziertes
Personal fehlte, stellten sich alsbald
Überforderungssymptome ein, die zu ei-
ner weiteren Reglementierung von oben
und zu einer Bürokratisierung der inter-
nen Verwaltungsabläufe führten. 

Misst man also den Erneuerungsprozess
in den Hochschulen der neuen Bundes-
länder am Maßstab des westlichen Hoch-

schulsystems, so darf er in
der Tat als voll gelungen be-
zeichnet werden. Freiheit
von Forschung und Lehre
sowie Autonomie der Hoch-
schulen sind rasch wieder
hergestellt worden. 

Misst man ihn aber am
Reformbedarf, den auch die
Westhochschulen angesam-
melt hatten, so haben mit

der Verwestlichung der Osthochschulen
auch Strukturmängel und Reformdefizite
Einzug gehalten. Auch darüber, ob es den
Hochschulen Ost im letzten Dezennium
besser gelungen ist als den Hochschulen

West, sich von diesen Systemmängeln
nach und nach zu befreien, soll hier gere-
det werden.

Diejenigen, die hier auf dem Podium
das Wort ergreifen, waren allesamt aktiv
Mitwirkende, Mitgestaltende des Erneue-
rungsprozesses. Sie waren Täter und Mit-
täter, Anstifter, Gehilfen, teilweise auch
Opfer des Transformationsprozesses. Alle
haben mit unglaublichem Engagement
und hoher Kompetenz der gemeinsamen
Sache gedient. Eine solche solidarische
Teilnahme an einer nationalen Aufgabe
habe ich – und ich bin jetzt immerhin über
60 Jahre alt – nie wieder und nie zuvor er-
lebt. 

Beim Villa Hügel-Gespräch des Stifterver-
bandes 1990 – bei dem es bereits um die
Wege zu einer deutschen Wissenschafts-
landschaft, um Konzepte und Perspekti-
ven ging – war man sich nicht einig, ob
der Zeitdruck, unter dem gehandelt wer-
den musste, Segen oder Fluch sei. Ich
würde mich freuen, wenn wir am Ende
unseres Symposiums zu einer positiven
Einschätzung gelangen könnten – nämlich
dass es gut und nützlich war, dass man so
rasch gehandelt hat, und dass man doch
im Allgemeinen recht klug vorgegangen
ist. Ich bedanke mich, dass Sie alle ge-
kommen sind, um Rückschau zu halten,
die Gegenwart zu bewerten und Zukunft
zu gewinnen. 

Prof. Dr. Manfred Erhardt ist Generalsekretär des
Stifterverbandes für die Deutsche Wissenschaft.
Von 1991 bis 1996 war er Senator für Wissenschaft
und Forschung in Berlin.
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Manfred Erhardt..

Misst man den Er-
neuerungsprozess

am Reformbedarf, den
auch die Westhochschu-

len angesammelt hatten,
so haben mit der Ver-

westlichung der Osthoch-
schulen auch Reformdefi-

zite Einzug gehalten.

Unter Zeitdruck gehandelt
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V or allem die ersten Jahre – von
1989 bis 1993 – waren von
Umbruchprozessen geprägt,

die wir in ihrer Tragweite damals nicht
einzuschätzen vermochten. Deshalb ist es
so wichtig, dass wir über das Vergangene
diskutieren und die Gegenwart aus der
Vergangenheit heraus bestimmen. 

Es waren zwei ganz verschiedene Systeme,
die vereinigt werden mussten. Von 1945
an hatten die Hochschulen in der Bundes-
republik Deutschland und in der DDR eine
völlig unterschiedliche Entwicklung ge-
nommen. In der Bundesrepublik war die
Szene gekennzeichnet durch freien Hoch-
schulzugang, Massenuniversitäten und die

Transformation der Hochschulen..

Dagmar Schipanski 

Konstruktiv und kreativ
Sehr gegensätzliche Entwicklungen wurden beim Einigungsprozess im Hoch-

schulbereich zusammengeführt. Dabei spielten strukturelle, inhaltliche und

menschliche Aspekte gleichermaßen eine Rolle, gibt die Thüringer Wissen-

schaftsministerin und damalige Informatik-Professorin in Ilmenau zu bedenken.

Einführung



Dagmar Schipanski..

Dagmar Schipanski:Wir haben all denen zu dan-
ken, die diesen Prozess mit so viel Engagement
begleitet haben.

Neugründung von Universitäten und
Fachhochschulen in einem fast beispiello-
sen Ausmaß. In der ehemaligen DDR gab
es spezialisierte Hochschulen, Fachschu-
len, Ingenieurschulen, und es wurde in der
ganzen Zeit keine einzige neue Universität
gegründet. Der Zugang zu den Hochschu-
len war strikt beschränkt, die Forschung
ausgelagert an Akademie-Institute, aber es
gab eine sehr enge Verbindung von Hoch-
schulen und Industrie. 

Auf den ersten Blick waren das sehr
gegensätzliche Entwicklungen. Aber wir
hatten beim Vereinigungsprozess die
Chance, verschiedene Dinge abzuwehren
und gemeinsam voran zu bringen. Dabei
haben strukturelle Gesichtspunkte eben-
so eine Rolle gespielt wie inhaltliche und
Qualitäts-Gesichtspunkte. Nicht zuletzt
war es auch ein menschlich sehr bewe-
gender Prozess, denn es ging nicht nur um
sachlich-fachliche, sondern häufig um
personelle Entscheidungen. 

Wir haben all denen zu danken, die
diesen Prozess konstruktiv, kreativ und

mit so viel Engagement begleitet haben.
Wir in den neuen Bundesländern sind ih-
nen dankbar, dass in kurzer Zeit eine sol-
che Umwandlung gelungen ist. In wel-
chem Maße die Veränderungen – auch in
den alten Bundesländern –, gelungen sind,
werden wir hier zu bewerten haben. 

Prof. Dr. Dagmar Schipanski ist Präsidentin der Kul-
tusministerkonferenz und war von 1996 bis 1998
Vorsitzende des Wissenschaftsrates.
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Zwei Rahmenbedingungen waren
für die Neugestaltung maßge-
bend. Es ist wichtig, sich diese

in Erinnerung zu rufen, um den vom
Wissenschaftsrat maßgeblich beeinflus-
sten Prozess der Neuorganisation zu ver-
stehen und zu einem fairen Urteil zu
kommen.

Die erste Rahmenbedingung war die
politische Realität der Wiedervereinigung.
Fakt ist: Die untergehende DDR trat bei.
Das bedeutete auch für das Hochschul-
system die Einpassung in Weststrukturen.
Die Freiheitsgrade für abweichende Lö-
sungen waren gering. Dies musste auch
der Wissenschaftsrat erfahren (zum Bei-
spiel bei den Empfehlungen zur Kapazi-
tätsverordnung, Personalstruktur, Ver-
waltungs-FH, Lehrerbildung).

Die zweite Rahmenbedingung war die fö-
derale Realität von Zuständigkeit und fi-
nanzieller Armut. Mit der Vereinigung gal-
ten Grundgesetz und Finanzverfassung.
Die neuen Länder wurden für die Hoch-
schulen zuständig, und die neuen Länder
waren bettelarm.

Diese Realitäten waren anfangs nicht allen
Beratern, Planern und Gründern klar –
auch nicht allen Hochschulpolitikern. Mein
Eindruck ist, dass der Wissenschaftsrat
rasch mit diesen Realitäten konfrontiert
wurde. Seine Vorschläge haben sich auch
weitgehend daran ausgerichtet. Dieser Re-
alitätssinn ist Ursache für den Erfolg der
Arbeit des Wissenschaftsrates – Erfolg, ge-
messen an der Umsetzung der Empfehlun-
gen.

Der Wissenschaftsrat orientierte sich an
folgenden Leitlinien:

Leitlinie 1: Priorität hat die Erneuerung der
Lehre in den ideologisch belasteten Diszipli-
nen. Rasches Handeln ist geboten.
Es ging darum,
• die ideologische Basis für das unterge-

gangene System zu ersetzen durch eine
auf Freiheit und Demokratie begründe-
te Wissenschaft,

• die Abwanderung der Studierenden zu
verhindern und an den Hochschulen
rasch eine wettbewerbsfähige Ausbil-
dung anzubieten.

Die politische Konsequenz war Entlas-
sung und Abwicklung in den „belasteten“
Disziplinen und einiger „Spezialhoch-

Transformation der Hochschulen..

Hans-Jürgen Block

Von den politischen Rahmenbedingungen ausgehend, beurteilt der frühere Re-

feratsleiter im Wissenschaftsrat die Umsetzung der Leitlinien bei der Erneue-

rung der Hochschullandschaft im Osten. Er sieht Erfolge, aber auch Enttäu-

schungen und verpasste Chancen.

Realitätssinn gefordert

Die Realität im Blick
Die Neugestaltung der Hochschulen – Prinzipien und Ergebnisse



diese den Anwendungsbezug stark be-
tonte und in Kooperation mit der Wirt-
schaft erfolgte – für die Westdeutschen
ein ungewohntes und auch nicht von al-
len geschätztes Profil.

• In den Ausbaufächern (Jura, VWL etc.)
gab es keine berufungsfähigen Akade-
miewissenschaftler.

• Fazit: Angebot an Akademiewissen-
schaftlern und Nachfrage der Hochschu-
len passten fachlich nicht zusammen.

• Notwendig wäre außerdem die Totalab-
wicklung der Hochschulen gewesen. Wer
sollte das verantworten?

Kann es also verwundern, dass diese Leit-
linie nicht umgesetzt wurde? Eine per-
sönliche Anmerkung: Das Motiv für diese
Leitlinie war eine Lösung
der Akademieprobleme und
nicht eine Lösung der Hoch-
schulprobleme. Die Pro-
blemverlagerung in die
Hochschulen konnte nicht
funktionieren.

Leitlinie 3: Zusammenarbeit
von außeruniversitären Forschungseinrich-
tungen und Hochschulen intensivieren.
Dies war die „Second-best solution“, wenn
schon die außeruniversitäre Forschung
nicht zu verhindern war. Der Wissen-
schaftsrat hat rasch die Maxime ausgege-
ben, die Akademieforschung in die west-
deutschen Trägerinstitutionen für außer-
universitäre Forschung einzupassen. Es
war politisch klug, die Realitäten zu ak-
zeptieren, weil politische und finanzielle
Rahmenbedingungen Alternativen (zum
Beispiel in Form einer eigenen Trägeror-
ganisation für die Akademie-Institute)
nicht zuließen.

Mein Eindruck ist, dass viel erreicht
wurde. Es gibt beispielgebende Koopera-
tionen, hier kann der Westen noch viel
vom Osten lernen. Dies ist ein spannen-
des Thema für eine Evaluation. Was funk-

schulen“, wie zum Beispiel der Hoch-
schule für Ökonomie. Die Handlungs-
empfehlung des Wissenschaftsrates an
die Politik war: Für diesen Prozess der
Neugestaltung muss die Hochschulauto-
nomie ausgesetzt werden. Er empfahl
Strukturkommissionen, Gründungsde-
kane mit Machtfülle und Externe für die
Berufungskommissionen.

Diese Leitlinie wurde nicht von allen Län-
dern mit gleicher Konsequenz und in glei-
chem Tempo umgesetzt. Das Ergebnis:
Wir haben heute wettbewerbsfähige Hoch-
schulen im Osten, auch in den „ideolo-
gisch anfälligen“, personell erneuerten Fä-
chern. Es wurde kurzfristig erstaunlich
viel erreicht. Der politische Mut zur Ab-
wicklung wurde belohnt. Probleme haben
die Hochschulen, bei denen die Länder zö-
gerten und auf die Strategie „Erledigung
durch Zeitablauf“ setzten.

Leitlinie 2: Stärkung der Hochschulforschung
durch Integration von Wissenschaftlern aus
den Akademie-Instituten in die Hochschulen.
Ergebnis: Diese Leitlinie wurde nur an-
satzweise umgesetzt. Es gab eine große
Enttäuschung bei den Betroffenen, denn
dieser Leitlinie lag eine krasse Fehlein-
schätzung der Ausgangslage zu Grunde:
• Die Hochschulen waren personell über-

besetzt und die Länder arm. Sie konn-
ten sich die Integration von zusätzlichen
Wissenschaftlern in die Hochschulen
überhaupt nicht leisten.

• In vielen Fächern (Natur-, Ingenieur-,
Agrarwissenschaften) bestand kein
Ausbaubedarf, im Gegenteil – in man-
chen Disziplinen (Agrarwissenschaften)
waren die Kapazitäten völlig überdi-
mensioniert.

• Die Hochschulen waren außerdem
selbst Träger der Forschung, auch wenn
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Kein Platz für mehr Forscher
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tioniert? Wo hakt es? Was könnte ausge-
baut werden?

Leitlinie 4: Spezialhochschulen in Univer-
sitäten integrieren.
Spezialhochschulen passten zur Planwirt-
schaft, sie passten aber nicht zur Markt-
wirtschaft. Und nicht zur Philosophie ei-
ner Universitas mit dem Primat Grundla-
genforschung und Anwendungsferne, wie
dies auch vom Wissenschaftsrat bisweilen
– die Realitäten verklärend – propagiert
wurde. 

Die Leitlinie wurde gern umgesetzt,
wenn das Ziel Universität hieß. Dagegen
gab es heftige Konflikte, wenn das Ziel ei-
ne Fachhochschule war. Die Konsequenz
hieß allzu oft – jedenfalls in der Bewer-
tung des Wissenschaftsrates, der dies dann
akzeptieren musste: Gründung einer neu-
en Universität. Bis auf Schwerin hat heute
jede Landeshauptstadt eine Universität.

Diese Leitlinie hatte aber auch zur Folge,
dass die früher gut funktionierenden
Aufgaben der Spezialhochschulen im
Technologietransfer durch Auftragsfor-
schung für die Betriebe weniger gut er-
füllt werden konnten. Einerseits brachen
viele Betriebe weg und insbesondere die
Industrieforschung. Andererseits kon-
zentrierten sich die Universitäten – west-
deutschen Wertvorstellungen und Krite-
rien der DFG gemäß – stärker als früher
auf die akademisch gesteuerte Grundla-
genforschung.

Leitlinie 5: Leistungsfähige Fachhochschulen
schaffen.
Fachhochschulen gab es nicht, dafür ähn-
liche Institutionen: zum einen viele Fach-
schulen, die alle Fachhochschulen werden
wollten; zum anderen einige noch junge
Technische Hochschulen, die sich aus In-

genieurhochschulen entwickelt hatten
und eine Art zweite TH-Liga bildeten.

Die westdeutsche Hochschulpolitik hat-
te große Sympathie für die Fachhochschu-
len – zumindest verbal. Deswegen wurde
wie selbstverständlich der Hochschultyp
FH auch für die neuen Länder propagiert
und empfohlen. Was wurde erreicht?
• Es gibt heute ein dichtes Netz von

Fachhochschulen, auch in den früher
mit Hochschulen unterversorgten Re-
gionen.

• Die regionalen Ungleichgewichte in der
Ausstattung mit Hochschulen wurden
beseitigt.

Transformation der Hochschulen..

Dichtes Netz von Fachhochschulen

Hans-Jürgen Block: Die neuen Länder waren für
die Hochschulen zuständig, und die neuen Län-
der waren bettelarm.



• Der FH-Anteil im Osten ist hoch: Alle
neuen Länder liegen bei der Zahl der
flächenbezogenen Studienplätze pro

Einwohner über dem Durch-
schnitt der westdeutschen
Länder.

Eine Erfolgsbilanz also?
Mein Urteil ist zwiespältig:
Die Ausbaubilanz ist beein-
druckend, die Akzeptanz
durch Studierende erstaun-
lich, aber zugleich wurden
auch die im Westen längst

bekannten Konstruktionsfehler des Hoch-
schultyps FH nur wenig abgemindert in
den Osten übertragen.

Wo liegen diese Konstruktionsfehler
der vielgelobten Fachhochschulen?
• Wir haben kein durchlässiges, arbeits-

teiliges Gesamtsystem im Sinne eines
„California System of Higher Educa-
tion“ errichtet. Vielmehr grenzten sich
auch im Osten die Universitäten rasch
von den Fachhochschulen ab.

• Die Kooperation mit den Universitäten
ist nur zufällig und personenabhängig.
Sie wird zurückgehen, wenn im Gene-
rationenwechsel neue Professoren be-
rufen werden, die keine gemeinsame
Forschungsbiographie in den früheren
Technischen Hochschulen haben.

• Defizitäre Bedingungen für angewand-
te FuE und Technologietransfer wurden
auch im Osten geschaffen. Fachhoch-
schulen sind forschungsunfreundlicher
als die alten Technischen Hochschulen
und Ingenieurhochschulen.

• Nach wie vor gibt es keine Trägerorga-
nisation für die Finanzierung FH-typi-
scher angewandter FuE. Wer soll denn
die FH-Forschung finanzieren, wenn die
Fachhochschulen stärker noch als
Fraunhofer-Institute und Universitäten
auf Grundausstattung als Voraussetzung
für Erfolge im Drittmittelwettbewerb
angewiesen sind?

Leitlinie 6: Erneuerung vor Neugründung.
Der Wissenschaftsrat wollte mit dieser
Leitlinie (sehr früh!) eine Notbremse vor
überschäumender Gründungseuphorie
ziehen. Notbremse aus zwei Gründen:
• Der Finanzbedarf war immens, die Län-

der waren aber arm. Deswegen der Rat:
Nicht zu viele Baustellen auf einmal.

• Die Personalbasis für Berufungen war
außerordentlich schmal, der Wissen-
schaftsrat und viele Fachleute wurden
von der Sorge vor Zweit- und Drittklas-
sigkeit bei den Neuberufungen umge-
trieben.

Diese Leitlinie führte zu Konflikten, aber
auch zu Einsichten, zum Beispiel bei der
Verschiebung der Neugrün-
dung in Erfurt. Trotzdem:
Alle neuen Länder nahmen
sich viel vor – manchmal zu
viel – und mussten hinter-
her immer wieder schmerz-
liche Korrekturen und Ab-
striche an überdimensio-
nierten, nicht finanzierbaren
Ausbauplänen vornehmen.

Leitlinie 7: Studienstrukturen und Studienin-
halte den im Westen vorherrschenden Struk-
turen anpassen.
Konsequenz dieser Leitlinie war die Ent-
spezialisierung der früher auf eng defi-
nierte berufliche Anforderungen ausge-
richteten Studienpläne. Dies war notwen-
dig, weil es keine Bedarfsplanung für Stu-
denten und keine Angebotslenkung für
Absolventen mehr gab. Die Absolventen
mussten sich vielmehr auf einen schwer
vorhersehbaren Arbeitsmarkt einstellen
und ein hohes Maß an Flexibilität akzep-
tieren, da enge Spezialisierung nur hin-
derlich wäre.

Die neuen Studienstrukturen betonen
die Grundlagen, vielfach auch disziplinä-
re, an Forschung ausgerichtete Inhalte.
Die neuen Strukturen führen aber auch
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zur Entprofessionalisierung des Studiums,
beispielsweise bei der Juristenausbildung,
wo die Berufsausbildung erst im Referen-
dariat erfolgt. Ein anderes unrühmliches
Beispiel für die Entprofessionalisierung ist
die Neuordnung der Lehrerausbildung,

die im Osten vielfach besser
war. Das Ergebnis ist ein
Qualitätsverlust. Ich hätte
mir gewünscht, dass die
internationalen Vergleichs-
studien TIMMS und PISA
zehn Jahre früher durchge-
führt worden wären. Dann
wäre die Neuordnung der

Lehrerausbildung sicher anders verlaufen,
und es hätte eine realistische Chance ge-
geben, dass der Westen vom Osten lernt.

In sieben Punkten habe ich die we-
sentlichen Prinzipien der Neugestaltung
der Strukturen geschildert. Dies ist keine
Bilanz der Neugestaltung der Hochschu-
len. Dazu müsste man eine Leistungsbi-
lanz in Lehre, Forschung und Technolo-
gietransfer aufstellen. Ein spannendes
Thema, das noch auf Bearbeitung wartet.

Prof. Dr. Hans-Jürgen Block ist Direktor der Tech-
nologiestiftung Schleswig-Holstein, Kiel, und war
bis 1993 Referatsleiter in der Geschäftsstelle des
Wissenschaftsrates.
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Für den Ausbau der Fachhochschu-
len in den neuen Bundesländern
waren die Empfehlungen des Wis-

senschaftsrates von 1991 ganz wesentlich.
Sie gingen von der Überzeugung aus, dass
das Hochschulsystem in ganz Deutschland
strukturell kompatibel sein soll. Aber es
waren auch Änderungen vorgesehen, so-
wohl im Fächerspektrum als auch in den
Strukturen. 

Zwei Anmerkungen vorab: Fachhoch-
schulen, so wird immer wieder gesagt,
seien als neuer Hochschultyp in den neu-
en Bundesländern eingeführt worden. Si-
cher ist richtig, dass das Hochschulsystem
in der DDR nicht so differenziert war wie
in den alten Bundesländern. Chemie stu-
dierte man an den Universitäten und Tech-
nischen Hochschulen. Im Grundstudium
war das Curriculum identisch. Diese Aus-
bildung aber hatte viele Komponenten, die
in den alten Bundesländern als fachhoch-
schultypisch bezeichnet werden: ein
strukturiertes Studium, relativ straff orga-
nisiert, eine sehr gute Betreuungsrelation,
kleine Gruppen, sehr viel in seminaristi-
scher Form und auch sehr stark praxis-
orientiert. Auch die Universitäten schrie-

ben mehrmonatige Betriebspraktika in den
technischen Disziplinen vor. Der Typ
Fachhochschule war in der ehemaligen
DDR also eigentlich nicht völlig unbe-
kannt, man kannte ihn nur nicht unter
diesem Begriff und mit weiteren Akzen-
ten, wie beispielsweise einem umfangrei-
cheren theoretischen Anteil im Curricu-
lum. 

Die zweite Anmerkung zielt auf die
empfohlenen Studiengänge: Wenn man
sich die Empfehlungen der Strukturkom-
missionen in den einzelnen
Ländern anschaut, dann fällt
auf, dass es immer wieder
die gleichen sind: Maschi-
nenbau, Elektrotechnik, Be-
triebswirtschaft, Sozialwe-
sen und – in ganz kleinen
Dosen – einmal etwas ande-
res, wie Design oder ein
„grüner“ Studiengang. Anfang der 90er
Jahre wurde also ein Fächerkanon impor-
tiert, der eigentlich Ende der 80er Jahre in
den alten Bundesländern schon in Frage
zu stellen war. 

Hätte man das verhindern können? Ich
weiß es nicht. Vielleicht hätte man mit ei-
nem anderen Instrument als der Struktur-
kommission oder mit einem korrespon-
dierenden Instrument anders agieren kön-
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Der Typ Fachhoch-
schule war in der
ehemaligen DDR nicht
völlig unbekannt, man
kannte ihn nur nicht un-
ter diesem Begriff und
mit anderen Akzenten.

Johanna Wanka 

Erfolgreich verpflanzt
Die Ergebnisse beim Aufbau der Fachhochschulen in den neuen Bundesländern

misst die Wissenschaftsministerin des Landes Brandenburg an den Schwächen

der Fachhochschulen im Westen. Dabei schneidet der Osten gut ab.

Fachhochschulen als neuer Hochschultyp 

Gar nicht so neu



nen. Ein Problem ist für mich in diesem
Zusammenhang die Monopolstellung, die
einzelne Personen in der Aufbausituation
hatten, seien es Gründungsdekane oder
einzelne Professoren in Bereichen, die ab-
gewickelt wurden. Da wurden Netzwerke
gestrickt, da wurde auch manchmal
Mittelmaß importiert. 

Die Fachhochschulen sind also in ein
anderes Klima verpflanzt worden, und ich
denke, insgesamt hat es gut funktioniert.
Die Fachhochschulen werden inzwischen
gut angenommen. Die Studienanfänger-
zahlen weisen seit 1996/1997 in den

meisten neuen Bundeslän-
dern konstante Zuwachsra-
ten auf – auch wenn jetzt
vielleicht eine gewisse Sätti-
gung erreicht ist. Der pro-
zentuale Anteil der Studie-
renden an Fachhochschulen
liegt zum Teil wie in den al-
ten Bundesländern bei 30

Prozent, insgesamt liegen wir in den neu-
en Bundesländern – und da spielen Sach-
sen-Anhalt und Mecklenburg-Vorpom-
mern eine positive Rolle – bei über 40
Prozent. 

Im Bereich der angewandten For-
schung liegt die Drittmitteleinwerbung
pro Professor an den Fachhochschulen na-
türlich weit unter dem der Universitäten,
aber dabei – und ich sage das jetzt nur für
Brandenburg – holen die Fachhochschu-
len deutlich auf. Unsere jährlichen Zu-
wächse liegen in den vergangenen drei
Jahren immer über den Zuwachsraten der
Universitäten.

Der Erfolg der Fachhochschulen ist
verschiedenen Faktoren zuzuschreiben.
Zum einen ihrer Eigenschaft, indirekt in
die Region hinein zu wirken und wirt-
schaftliches Wachstum zu befördern. Da-
rauf wurde von Anfang an und wird im-
mer noch großer Wert gelegt. Ein zweiter
Erfolgsfaktor ist die straffe Ausbildung

und damit die rasche Gewinnung von aka-
demisch gebildeten Nachwuchskräften.
Bei der Studienmotivation von jungen
Leuten gibt es einen deutlichen Unter-
schied zwischen Ost und West. Im Osten
hat ein schnelles und strukturiertes Stu-
dium einen höheren Stellenwert. Von die-
ser Grundhaltung profitieren die Fach-
hochschulen noch immer. 

Ein dritter Faktor – und auf den werde
ich gleich etwas länger eingehen – ist die
Tatsache, dass es den Fachhochschulen im
Osten zumindest ansatzweise gelungen ist,
die Schwächen der Fachhochschulen in
den alten Bundesländern zu kompensie-
ren. Als vierter Faktor sei die erfolgreiche
Profilschärfung der einzelnen Hochschu-
len genannt. 

Ich möchte hier fünf Schwächen der
Fachhochschulen in den alten Bundeslän-
dern nennen und aufzeigen, wie man in
den neuen Bundesländern darauf reagiert
hat und wo es gelungen ist, dieselben Feh-
ler zu vermeiden, beziehungsweise wo
dies nicht gelungen ist. 

Zum ersten: Die Übernahme des alten,
oftmals nicht so qualifizierten Personals
bei der Neugründung der Fachhochschu-
len in den alten Bundesländern hat sich
lange negativ ausgewirkt. Auch im Osten
hat man Fehler gemacht. In manchen
Fachrichtungen, zum Beispiel in Technik
und Naturwissenschaften, wurden in gro-
ßem Maße Professoren an die Fachhoch-
schulen berufen, die vorher an Univer-
sitäten tätig waren. Dies hat manchmal
Probleme geschaffen, wenn es um den
Praxisbezug ging. 

In nicht wenigen Fällen aber hat man Per-
sonen aus dem ehemaligen so genannten
Mittelbau berufen. Das waren zum Teil
exzellente Personen, die zu DDR-Zeiten
aus politischen Gründen keine Möglich-
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keit hatten, Dozent oder Professor zu wer-
den. Ein Vorteil für die Fachhochschulen
war, dass diese Mittelbauvertreter oft ei-
ne sehr gute und lange Lehrerfahrung
hatten. Dagegen ist es ein Mangel des Sys-
tems in den alten Bundesländern, dass bei
Berufungen an die Fachhochschulen oft-
mals auf Lehrerfahrungen wenig Wert ge-
legt wird.

Schief gelaufen ist es meiner Ansicht
nach im Bereich der Verwaltung. Es gab –
und natürlich war das notwendig – einen
Import von Verwaltungspersonal aus den
alten Bundesländern für den Aufbau der
Fachhochschulen im Osten, insbesonde-
re für die leitenden Positionen. Da haben
manche Personen Quantensprünge in der
Karriere gemacht, aber dies hat die Qua-
lität dessen, was aufgebaut wurde, nicht
immer befördert. Wir haben Verwaltungs-
apparate, die in der ersten Stunde mit gro-
ßer Euphorie aufgebaut wurden, die aber

nicht unbedingt realistisch sind und an
denen wir immer noch kranken. 

Ärgerlich war, dass das Schema der Ver-
waltung aus den alten Bundesländern ein-
fach in den Fachhochschulbereich der
neuen Länder transportiert wurde. Ich
weiß bis heute nicht, warum man eine
Fachhochschule unbedingt wie eine klei-
ne Universität organisieren muss.

Zum zweiten: Das notwendige Primat der
Lehre geht an den Fachhochschulen im
Westen teilweise mit einer mangelnden
Akzentuierung der angewandten For-
schung einher. Die Lehre hat an der Fach-
hochschule natürlich einen besonderen
Stellenwert. Aber in den Hochschulgeset-
zen der neuen Bundesländer wurde fach-
orientierte Forschung von Beginn zur obli-
gatorischen Dienstaufgabe erklärt. Das ha-
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Vorreiter in angewandter Forschung

Johanna Wanka: Wegen Schnelligkeit Chancen nicht voll genutzt.
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ben wir bis jetzt noch nicht in allen alten
Bundesländern. 

In Brandenburg oder in Sachsen-Anhalt
wurde von Anfang an gesetzlich verein-
bart, dass entsprechende wissenschaftli-
che Mitarbeiterstellen an den Fachhoch-
schulen eingerichtet werden. Ich denke,
auch hier hatten die neuen Bundesländer
eine Vorreiterfunktion. 

Wenn man qualifizierte Forschung be-
treiben will, sind 18 Stunden Lehrdeputat
sehr hoch. Alle neuen Bundesländer ha-
ben dieses Deputat übernommen, nur
Sachsen-Anhalt hat 16 Semesterwochen-
stunden und wird deshalb häufig geschol-
ten. Sachsen-Anhalt hat aber für die Jahre
1992 bis 1999 die bundesweit höchste
Anzahl an DFG-Bewilligungen für den
Fachhochschulbereich, ungefähr doppelt
so viele wie Nordrhein-Westfalen, das un-
vergleichlich viel größer ist. Das ist sicher
nicht allein auf die zwei Semesterwochen-
stunden zurückzuführen. Aber es hat
doch etwas mit der Haltung gegenüber der
angewandten Forschung zu tun. 

Die Versuche, Forschung an den Fach-
hochschulen von Anfang an zu etablieren,
haben also Früchte getragen. Die DFG-Be-
willigungen der neuen Bundesländer sind

im Verhältnis zur Bevölke-
rungszahl und der Zahl der
Fachhochschulen weitaus
höher, als es diesen Zahlen
entspricht. Und auch bei
dem BMBF-Programm zur
anwendungsorientierten For-
schung sind die Fachhoch-
schulen im Osten sehr prä-
sent.

Insgesamt muss man lei-
der sagen, dass in Deutsch-
land ein strukturelles Prob-
lem besteht: Es fehlen die

Geldquellen für die anwendungsorien-
tierte Forschung in Fachhochschulen.
Nun gibt es zwar intensive Gespräche von

den Fachhochschulen mit der DFG, aber
eigentlich will man damit an einen Topf
heran, der für etwas anderes gedacht ist. 

Wenn man den Vergleich mit Japan
und anderen Ländern zieht, dann müsste
diese Forschung auch bei uns von Seiten
der Industrie stärker gefördert werden.
Zum Beispiel indem man schon im Vor-
feld der angewandten Forschung die
Mittel zur Verfügung stellt – und nicht
erst im Zuge konkreter Auftragsfor-
schung.

Zum dritten: Ein Webfehler der Fach-
hochschulen in den alten Bundesländern
ist der Mangel an Promotionsmöglichkei-
ten für die guten Absolventen. Im Gegen-
satz dazu war das kooperative Promo-
tionsverfahren von Anfang an in den
Hochschulgesetzen der neuen Bundeslän-
der verankert. Die Analysen der HRK zei-
gen, dass die Promotionszahlen im Osten
wesentlich höher liegen als im Westen. 

Zum Beispiel Brandenburg: An der Uni-
versität Potsdam haben wir zurzeit 17 Ab-
solventen von Fachhochschulen im Pro-
motionsverfahren und an der Technischen
Universität Cottbus neun. Das ist für so
ein kleines Land ein herausragendes Er-
gebnis. Es kommen auch Absolventen aus
den alten Bundesländern, weil sie wissen,
sie können im Osten eher kooperativ pro-
movieren. Allerdings spielen dabei per-
sönliche Kontakte eine wichtige Rolle. Die
Habilitierten an den Fachhochschulen ha-
ben eine hohe Akzeptanz bei den Kolle-
gen an der Universität. Das heißt: Es ist
auch in den neuen Bundesländern noch
nicht so, wie es sein sollte. Ein Fachhoch-
schulabsolvent mit einem exzellenten Di-
plom kann auch hier nicht einfach an die
Universität gehen und sich um ein Pro-
motionsstudium bewerben. Er braucht
den persönlichen Kontakt. Wir müssen
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aber erreichen, dass die kooperative Pro-
motion institutionell funktioniert. 

Zum vierten: Wir haben sehr häufig das
eingeschränkte Fächerspektrum aus den
alten Bundesländern übernommen. Doch
es gab in den vergangenen Jahren auch
Veränderungen. Zum Beispiel ist ein Mo-
dellversuch der Technischen Fachhoch-
schule Wildau in Wirtschaft, Recht und
Verwaltung mittlerweile überall aner-
kannt. Studiengänge wie Rehabilitations-
psychologie, Kulturarbeit oder Musik-

schullehrerausbildung sind
jetzt möglich. Aber einen
Paradigmenwechsel haben
wir nicht erreicht. 

Grundlegende Ideen wie
die, Berufsschullehrer an
den Fachhochschulen aus-
zubilden, haben wir zum
Beispiel nicht durchgesetzt.
Aber wir bemühen uns in-
tensiv, duale Studiengänge
stärker an den Fachhoch-
schulen zu verankern. Aller-

dings sehe ich darin auch Gefahren. Ich
bin sehr für diese anwendungsorientier-
ten Studiengänge, aber wenn man sich zu
sehr an momentanen wirtschaftlichen
Notwendigkeiten orientiert, kann das für
die Fachhochschulen längerfristig auch
tödlich sein. Die Ausbildung an den Fach-
hochschulen ist ja eine Hochschul- und
keine Fachschulausbildung. 

Zum fünften: Bei der Internationalisie-
rung haben die neuen Bundesländer auf-
geholt. Aber im Zusammenhang mit Ba-
chelor- und Master-Studiengängen haben
wir auch wieder Verwerfungen zwischen
Fachhochschulen und Universitäten. Da
lauern Gefahren für das Hochschulsystem
insgesamt, weil eine Nivellierung über ei-
ne eigentlich ganz andere Intention erfol-
gen könnte. Wenn es nicht gelingt, für die
Fachhochschulabsolventen Master-Ab-
schlüsse zu schaffen, mit denen eine ent-

sprechende Eingruppierung in den höhe-
ren Dienst erreicht wird, dann ist der Pa-
radigmenwechsel, der bei der letzten
Hochschulnovelle versucht wurde, ei-
gentlich gescheitert.

Bei der Entwicklung des Fachhoch-
schulsystems im Osten hatte man große
Chancen. Man hat sie nicht so genutzt,
wie es vielleicht möglich gewesen wäre,
aber das hat auch etwas mit der Schnellig-
keit zu tun, mit der alles geschehen muss-
te. Es hat auch mit den Leuten aus dem
Osten zu tun, die damals gar nicht ein-
schätzen konnten, worauf man hätte ach-
ten müssen. Wir haben Möglichkeiten –
und die letzten Empfehlungen vom Wis-
senschaftsrat zu den Fachhochschulen
sind gar kein schlechter Anfang –, vieles
von dem, worüber wir jetzt klagen, zu ver-
ändern. Wenn wir es gemeinsam wollen.

Prof. Dr. Johanna Wanka ist Ministerin für Wissen-
schaft, Forschung und Kultur des Landes Branden-
burg.

Ein Fachhochschul-
absolvent mit ei-

nem exzellenten Diplom
kann sich nicht einfach
um ein Promotionsstu-

dium an der Universität
bewerben. Er braucht den
persönlichen Kontakt. Die

kooperative Promotion
muss aber institutionell

funktionieren.
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Eine Vereinigung ist fruchtbar, wenn
etwas Neues entsteht. Wir wollen
prüfen, ob dies für die Vereinigung

des west- und des ostdeutschen Bildungs-
systems zutrifft. 

Es fing alles ganz optimistisch und ver-
heißungsvoll an. Im Herbst 1989 haben
wir bei uns an der Universität in Rostock
aus eigener Kraft ein neues System einge-
führt. Wir haben eine modifizierte Drit-
telparität geschaffen. Ich weiß, dass alle,
die schlechte Erfahrung mit ‘68 gemacht
haben, die Hände nach oben reißen. Wir
hatten einen Senat, der im Verhältnis
8 : 8 : 4 : 4 aus Professoren, wissenschaft-
lichen Mitarbeitern, Studenten und tech-
nischen Mitarbeitern zusammengesetzt
war. Rektor, Prorektor (wir hatten seiner-
zeit nur einen) und die Dekane hatten
kein Stimmrecht. 

Die Zeit mit diesem Senat ist mir als die
kreativste in Erinnerung. Die acht Profes-
soren, acht wissenschaftlichen Mitarbeiter

und auch die Studenten und technischen
Mitarbeiter sind mit Ideen gekommen und
haben die Universität umgekrempelt. Wir
haben die politische Einflussnahme besei-
tigt, und eine meiner ersten
Bemühungen war, dass wir
die politische Indoktrination
nicht mit umgekehrten Vor-
zeichen wiederholen. 

Der Senat hat versucht,
neben der natürlich vorhan-
denen Aufgabe der Ausbil-
dung den Bildungsaspekt
wieder stärker in den Vordergrund zu rü-
cken – Studium generale sei hier als Stich-
wort genannt. Wir haben benachbarte
Fachbereiche zusammengefasst zu Fakul-
täten, um nicht eine Fakultät für Mathe-
matik oder eine Fakultät für Physik zu ha-
ben, sondern für die wissenschaftliche
Qualifizierung eine wechselseitige Ein-
flussnahme zu sichern. 

Wir haben Strukturkommissionen ge-
gründet, die nicht intern, sondern überre-
gional zusammengesetzt waren. Da sollte
nach wissenschaftlichen und wissen-

Gerhard Maeß

Allzu konsequente 
Anpassung

Der frühere Rostocker Rektor bedauert, dass viele eigene Reformbemühungen

seiner Universität durch die Vorgaben des Wissenschaftsrates erstickt wurden.

Die per Landesgesetz verordnete Umgestaltung der Hochschulen im Osten sieht

er kritisch.

Die Universität umgekrempelt

Wir haben die poli-
tische Einflussnah-
me beseitigt. Meine erste
Bemühung war, dass wir
die Indoktrination nicht
mit umgekehrten Vorzei-
chen wiederholen.

Universitäten – Auf- und Umbau ohne institutionelle Abwicklung
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schaftspolitischen – nicht nach politischen
– Kriterien gesucht werden, wie die Struk-
turen an der Universität zu schaffen seien.
Wir hatten vorgeschrieben, dass alle Beru-
fungskommissionen interdisziplinär und
überregional zusammenzusetzen seien.
Das sind Dinge, die ich heute noch – ob-
wohl sie inzwischen abgeschafft sind – für
ausgesprochen wichtig halte. 

Wir hatten das Ziel, alle Entscheidungen
auf die jeweilige Kompetenzebene zu ver-
lagern. Wir hatten vorher eine ausgespro-
chen autoritäre, tiefgestaffelte bürokrati-
sche Leitungshierarchie – und die wollten
wir durch effektive Verwaltungsstruktu-
ren ersetzen; das ist nur sehr kurzzeitig
gelungen. Für alle Leitungsfunktionen
hatten wir begrenzte Amtszeiten vorgese-
hen, übrigens auch für die leitenden Ver-
waltungsangestellten. Pluralität, Interdis-
ziplinarität, Internationalität, Mobilität –
das waren unsere Stichworte, die ich hier
nicht im Detail ausführen will. 

Zur Förderung des Wettbewerbs unter
den Hochschullehrern und den Fachbe-
reichen wollten wir Leistungsindikatoren
verwenden. Ich hatte seinerzeit vorge-
schlagen – und das hatte auch in Rostock
keine einstimmige Zustimmung gefunden
– die Wiedervereinigung dazu zu nutzen,
das Beamtentum im Osten auslaufen zu
lassen bzw. nicht wieder einzuführen, na-
türlich unter Besitzstandswahrung und all
dem, was dazu gehört. Ich halte eine soli-
de Grundhonorierung für Professoren und
befristete Zuschläge für die Leistungsträ-
ger für weitaus vorteilhafter als Steigerun-
gen nach Dienstjahren. 

Dann kam der 3. Oktober, und wir be-
kamen eine neue Landesregierung. Beim
ersten Anruf, der aus Schwerin kam, stell-
te man die Frage: In welcher Partei ist
denn der Rektor? Es wurde nicht nach

meiner Qualifikation gefragt. Ich finde es
schlimm, dass so schnell wieder die wis-
senschaftliche der parteilichen Zugehö-
rigkeit zumindest nebengeordnet wurde.
Ich will hier klar stellen: Ich war früher in
keiner Partei und bin es auch bis jetzt
nicht, obwohl man mich mehrfach und
für verschiedene Parteien werben wollte. 

Zu unserem großen Leidwesen wurde
die gerade errungene Autonomie wieder
abgeschafft. Sie müssen sich das einmal
psychologisch vorstellen – wir hatten gera-
de eine 40 Jahre, für manche bereits 60 Jah-
re dauernde Reglementierung abgelegt.
Und nun setzte der Wissenschaftsrat die
Autonomie der Hochschule
außer Kraft. Es war alles
rechtens – der Landtag hat
beschlossen, und durch mi-
nisterielle Verordnung und
Landesgesetze und unter-
stützt durch eilfertige und
durch eine Busch-Zulage zu-
sätzlich motivierte Ministeri-
albeamte wurde die ostdeutsche Hoch-
schullandschaft dem alt-bundesdeutschen
Bildungssystem angepasst. 

Ich will die Einzelheiten nicht aufzäh-
len, aber eines soll hier genannt sein: die
drastische Personalreduzierung, in Ro-
stock auf 33 Prozent in den nichtmedizi-
nischen Fakultäten und auf etwa 80 Pro-
zent in der Medizinischen Fakultät. Ich
will das einmal an der Zahl der Hoch-
schullehrer deutlich machen: Durch Fu-
sionierung mit der Pädagogischen Hoch-
schule aus Güstrow, einer Seefahrtsschu-
le und einem Lehrerbildungsinstitut hatte
die Universität 540 Professoren. Die neue
Regelung schrieb uns 330 vor. Das war
dem bundesdeutschen System angepasst. 

Die reiche Bundesrepublik Deutschland
hatte also weniger Geld für die Bildung als
ein armer Staat wie die DDR. Der ist – so
kann man vielleicht argumentieren – da-
runter ja auch zusammengebrochen. 

Hochschule ohne Beamte?

Wir hatten eine 40
Jahre dauernde Re-
glementierung abgelegt.
Und nun setzte der Wis-
senschaftsrat die Autono-
mie der Hochschule au-
ßer Kraft.
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Die 330 Stellen wurden nun aber nicht
mit den vorhandenen Professoren besetzt,
sondern es gab ein politisches und fachli-
ches Überprüfungsverfahren. Ich will den
Kommissionen, die daran gearbeitet ha-
ben, auch gern große Fairness bestätigen.
Auch wenn zum Beispiel in Schwerin ei-
ner dafür zuständig war, der sich Profes-
sor nannte, aber, wie sich herausstellte,
aus dem Mittelbau der Universität Augs-
burg kam. Das hat natürlich keinen gu-
ten Eindruck gemacht. Aber die Kom-
missionen haben, so denke ich, insgesamt
gut gearbeitet.

Wer nun die Prüfung der politischen
und persönlichen Integrität überstanden
hatte, durfte sich auf seine eigene Stelle,

oder – falls die gestrichen war – auf eine
andere bewerben. Von den 540 Professo-
ren haben dies 70 geschafft. (Sie dürfen
raten, welche Partei die anderen jetzt wäh-
len.) Weitere 100 – und das ist sehr posi-
tiv – sind aus dem Mittelbau auf Professo-
renstellen gekommen, 160 wurden offen
ausgeschrieben. 

Für eine Institution ist dies eine Rie-
senchance. Ich möchte einmal die Rektor-
kollegen aus München, Hamburg oder
auch Berlin fragen, ob sie die Chance nicht
wahrnehmen würden, wenn sie schlagar-
tig ihre gesamte Professorenschaft einer
überregionalen Bewertung unterziehen
könnten. Und wenn sie dann vielleicht nur
einen gewissen Prozentsatz wieder über-
nehmen und die übrigen durch jüngere
Professoren oder durch inzwischen nach-
gewachsene aus anderen Ländern ersetzen
könnten. Ich sage noch einmal: Für die In-
stitution ist es phantastisch. Für die Be-
troffenen ist es eine Katastrophe. 

Ich möchte hier natürlich nicht ver-
schweigen, dass wir durch die Aufnahme
in das bundesdeutsche System sehr viele
Vorteile hatten. Zum Beispiel durch den
Anschluss an das Hochschulbauförde-
rungsgesetz. Dass das erst nach zwölf Jah-
ren wirkt, liegt an dem komplizierten Al-
gorithmus. In diesem Jahr haben wir ei-
nen ersten Bauabschnitt des Naturwissen-
schaftlichen Instituts einweihen können,
einige Medizinische Institute schon vor-
her. Mit Hilfe des Stifterverbandes und an-
derer Förderungseinrichtungen hat es
auch ganz schnell funktioniert, den Buch-
bestand, der ja katastrophal einseitig war,
zu ergänzen. Und mit der technischen
Ausstattung waren wir nach zwei Jahren
so weit, dass manche meiner lieben Rek-
torkollegen in westlichen Ländern etwas
neidisch wurden. 

Keine konsequente Anpassung
Gerhard Maeß: Die Vorteile des DDR-Bildungs-
systems für die reformbedürftige Hochschul-
landschaft nutzen.

Transformation der Hochschulen..



Nun könnte man sagen: wenn schon,
dann auch konsequente Anpassung auf
der ganzen Linie. In zumindest einem
Punkt aber ist die Anpassung bis heute
nicht vollzogen. Wenn einer westlicher
Herkunft ist oder wenigstens rechtzeitig
in den Westen gegangen und dann wieder
an eine östliche Universität zurückge-
kommen ist, dann bekommt er, unabhän-
gig von seinen Leistungen, ein Westgehalt.
Der östliche Kollege an derselben Univer-
sität erhält – ebenfalls unabhängig von sei-
nen Leistungen – das Ostgehalt. Nun gut,
das sind heute 90 Prozent. 

Gehen aber die beiden in den wohlver-
dienten Ruhestand, dann bekommt der
Westkollege etwa 70 Prozent seines letz-
ten West-Gehalts, der Ost-Kollege dage-
gen nur 20 Prozent seines niedrigeren
Ost-Gehalts. Juristen haben versucht, mir
zu erklären, dass das rechtens sei – ich ha-
be es nicht verstanden. Und die Betroffe-
nen verstehen es auch nicht. Und was
nicht nur in einem Wahljahr schlecht ist:
Vertrauen in den Rechtsstaat wächst da-
durch nicht. 

In der euphorischen Aufbruchstim-
mung des Herbstes 1989 hatten wir ge-
meint, in eine pluralistische Gesellschaft
zu kommen. Eine Gesellschaft, so hat man
uns immer erzählt, in der Konkurrenz und

Wettbewerb herrschen, in
der Ideen und Initiativen ge-
fragt sind, in der Personen
und Institutionen ex post
nach ihren Leistungen und
nicht ex ante nach bürokra-
tischen Formalien beurteilt
werden. Wir haben es als de-
mütigend empfunden, dass

unsere Reformbemühungen nicht berück-
sichtigt, ja nicht einmal wahrgenommen
wurden, man uns vielmehr einer neuen
Reglementierung unterwarf, kaum dass
wir aus eigener Kraft die alte beseitigt hat-
ten. 

Ich vermute, dass vielen der Reglementie-
rer weder die unbestreitbar vorhandenen
Nachteile – darüber will gar keiner hin-
wegreden – noch die eben auch vorhande-
nen Vorteile des ostdeut-
schen Bildungssystems über-
haupt im Detail bekannt wa-
ren. Sie waren einfach über-
zeugt, dass das Bildungssys-
tem ebenso schlecht sein
müsse wie die Wirtschaft des
zusammengebrochenen Staa-
tes. 

Ich gebe Ihnen eine kleine Auflistung
der Vorteile:
• Zentralabitur nach zwölfjähriger Schul-

zeit mit soliden Kenntnissen übrigens
in Mathematik und in den Naturwis-
senschaften. Ich denke da an PISA. 

• Die frühe Förderung leistungsfähiger
Schüler in Spezialklassen für Sport, Mu-
sik, Mathematik, auch Chemie und In-
formatik. Wir hatten manchmal schon
Meisterschüler an der Universität, die
noch zur Schule gingen, und die stiegen
dann gleich ins zweite oder dritte Stu-
dienjahr ein. 

• Der Einfluss der Fachbereiche auf die
Auswahl der Studienanfänger. 

• Das medizinisch-praktische Jahr für al-
le Medizinstudenten.

• Ein elternunabhängiges Stipendium für
alle Studierenden in Höhe von 20 Pro-
zent des Durchschnittseinkommens. 

• Ein hoher Anteil weiblicher Studieren-
der und Nachwuchswissenschaftler –
bei den Studierenden über 50 Prozent,
bei den Nachwuchswissenschaftlern et-
was weniger.

• Ein gutes Betreuungsverhältnis.
• Die regelmäßige Kontrolle durch

Zwischenprüfungen. 
• Die frühe Einbeziehung leistungsfähi-

ger Studenten in die Forschung. Es war
nicht unüblich, dass Studenten ihre ers-
te Veröffentlichung im vierten oder
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Vielen der Regle-
mentierer waren
die eben auch vorhande-
nen Vorteile des ostdeut-
schen Bildungssystems
im Detail nicht bekannt.

Wir haben es als de-
mütigend empfun-

den, dass unsere Reform-
bemühungen nicht be-

rücksichtigt, ja nicht ein-
mal wahrgenommen

wurden.
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fünften Studienjahr schrieben, eventuell
gemeinsam mit dem Betreuer. 

• Die semesterweise Auswertung der
Lehrleistungen aller Hochschullehrer
durch die jeweils betroffenen Studen-
tengruppen. Und das nicht nur unter
politischen Gesichtspunkten.  

• Eine enge Zusammenarbeit der praxis-
relevanten Fächer mit der Wirtschaft
durch Praktika. 

• Gemeinsame Betreuung von Prakti-
kums- und Diplomarbeiten mit Kolle-
gen aus der Praxis. 

• Eine streng begrenzte Studienzeit. 
• Die Vermittlung aller Absolventen in ei-

ne mindestens drei Jahre dauernde er-
ste Anstellung. Es hat auch etwas Vor-
teilhaftes, wenn der Weg nicht gleich in
die Arbeitslosigkeit führt. 

Wenn nun dem einen oder anderen von
Ihnen bei dieser Aufzählung Themen der
unzähligen Bildungsdebatten in den Sinn
kommen, die wir alle in den vergangenen
zwölf Jahren mitgemacht haben, dann ist
das nicht zufällig, sondern beabsichtigt.
Dahinter verbirgt sich die Hoffnung, dass
vielleicht doch noch manches Eingang fin-
den könnte in diese seit 25 Jahren reform-
bedürftige deutsche Hochschullandschaft.
Sie können ja dann sagen: „Es kommt aus
den USA!“

Prof. Dr. Gerhard Maeß lehrt am Fachbereich
Mathematik der Universität Rostock.

Transformation der Hochschulen..



Die mir gestellte Frage: „Alibi
oder zeitgemäßes Instrument
der Hochschulpolitik?“, bezo-

gen auf die neue Institution der Struktur-
kommission, ist unbeantwortbar. Nicht
weil es dem Befragten an realistischem
oder visionärem Vermögen mangelt, son-
dern weil es auf die Kommissionen selbst,
ihre Auftraggeber und ihre Adressaten, die
wissenschaftlichen Institutionen, ankom-
men wird, ob sie erfolgreich sein können
oder nicht. 

Die Gefahr der Alibifunk-
tion ist groß. Die Chance,
mit dem Instrument der
Strukturkommission ein
Wissenschaftssystem zu-
kunftsorientiert zu verän-
dern, aber auch. Optimismus
ist geboten, wenn auch Op-

timismus aus Pflicht. Ohne eine derartige
Kant’sche Maxime – alle Leidenschaften
und Griesgrämigkeiten beiseite – geht eben
nichts. 

Ich will im Folgenden – bezogen auf die
Rolle des Wissenschaftsrates im wissen-
schaftlichen Vereinigungsprozess der bei-
den deutschen Staaten – erstens auf die
Hoffnung des Wissenschaftsrates in Sa-
chen Hochschulstrukturentwicklung,
zweitens auf die Wirklichkeit der Struk-
turkommission im Vereinigungsprozess
und drittens auf die Zukunft der Institu-
tion Strukturkommission zu sprechen
kommen. 

Die Empfehlungen zur künftigen Struktur
der Hochschullandschaft in den neuen
Bundesländern und dem Ostteil von Ber-
lin, zwischen Ende 1990 und Mitte 1992
verabschiedet und in fünf Bänden publi-
ziert, stellen ein eindrucksvolles Doku-
ment des Willens und der intellektuellen
Stärke des Wissenschaftsrates im Syste-
matischen wie im Planerischen dar: wie er
in einer historischen Stunde zu Werke
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Jürgen Mittelstraß

Unverzichtbar,
schwer kontrollierbar

Die Strukturkommission ist unverzichtbar für den Aufbau neuer Hochschul-

strukturen im Osten, so sieht es der Konstanzer Philosoph und Mitglied etlicher

Strukturkommissionen. Die Grenzen des Verfahrens zeigten sich jedoch, als die

Strukturkommissionen der Länder primär ihren regionalen wissenschaftspoli-

tischen Zielen folgten.

Einflussreiche Ohnmacht
Die Chance, mit

dem Instrument der
Strukturkommission ein

Wissenschaftssystem zu-
kunftsorientiert zu verän-

dern, ist groß.

Die Strukturkommission – Alibi oder zeitgemässes Instrument der Hochschulpolitik?
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ging und was er in erstaunlich kurzer Zeit
bewirkte, und wie immer man aus einer
Hegelschen Eulenperspektive auch die
Kraft, die aus den Empfehlungen spricht,
beurteilen mag, als im Bunde mit dem ob-
jektiven, wenn nicht gar dem absoluten
wissenschaftlichen Geist oder – in den
Worten des damaligen Vorsitzenden Dieter
Simon – als neues Dokument einflussrei-
cher Ohnmacht. Die hier dokumentierte

Arbeit des Strukturausschus-
ses ist ein Teil dieser Kraft
und dieser Ohnmacht. 

Neben dem Evaluations-
ausschuss, dessen Aufgabe
Vorschläge zur strukturellen
Transformation der Akade-
mieforschung waren, befass-
te sich der Strukturausschuss
mit Vorschlägen zur struktu-
rellen Erneuerung des Hoch-
schulsystems, zugleich aber
auch mit Empfehlungen zur
Einsetzung von Ausschüssen
auf Länderebene sowie zu
deren Arbeit. Stichworte wa-

ren etwa: personelle Mindestausstattungen,
Gründungsprofessuren. 

Die Strukturausschüsse oder Hoch-
schulstrukturkommissionen auf Länder-
ebene sollten aus der Sicht des Wissen-
schaftsrates das Geschäft des Strukturaus-
schusses und seiner Kommissionen fort-
setzen und zum Abschluss bringen. Fak-
tisch war dies aber nur sehr bedingt der
Fall. Die Strukturkommissionen auf Län-
derebene gaben sich sehr bald eigene Zie-
le und eigene Geschäftsordnungen, das
heißt Verfahren, die oft in eine ganz ande-
re Richtung liefen, als vom Wissen-
schaftsrat vorgesehen. Sie wurden entwe-
der zu wissenschaftsdominierten Reform-
kommissionen, wie in Berlin, oder zu po-
litikdominierten Transformationskom-
missionen, wie in Sachsen oder in Sach-
sen-Anhalt. 

Im Unterschied zum Evaluationsaus-
schuss und seinen Kommissionen verlor
der Wissenschaftsrat mit seinem Struk-
turausschuss alsbald die Herrschaft über
die Strukturentwicklung in den neuen
Bundesländern. Zum einen, weil ihm kei-
ne übergreifende hochschulpolitische In-
stanz, die hier nützlich gewesen wäre –
zum Beispiel die Westdeutsche Rekto-
renkonferenz oder die Kultusminister-
konferenz – zu Hilfe kam. Zum anderen,
weil die Karte „Kulturhoheit der Länder“
alsbald auch im Osten stach und jedes
Land in bewusst gewollter, jedenfalls
praktizierter Isolierung gegenüber den
anderen Ländern in gleicher Lage – das
heißt, nach westdeutschem Vorbild, Län-
dergrenzen als Vorstellungsgrenzen
feiernd – seine eigenen Wege ging und
dabei oft auch noch über seine Verhält-
nisse lebte. 

Auch hier sprang ein sehr westdeut-
scher Funke auf den Osten über, eben die
Lust am grenzensetzenden Föderalismus
ohne Grenzen. Der Wissenschaftsrat hatte
wohl einen Augenblick verblüfft über sei-
ne eigene ungewohnte Allkompetenz von
der Sternstunde einer wissenschaftsge-
steuerten Reform auch aller Hochschul-
verhältnisse geträumt. Er wurde alsbald an
den normalen Uhrengang westdeutscher
Hochschulverhältnisse gemahnt, der wis-
senschaftlichen wie der wissenschaftspo-
litischen.  

Die Aufgabe, nunmehr im Wesentlichen
Länderinteressen zu fördern, erfüllten die
Strukturkommissionen entweder wissen-
schaftsnah, das heißt primär orientiert an
den Bedürfnissen der Wissenschaft, oder
politiknah, das heißt primär orientiert an
den Bedürfnissen einer länderspezifischen
Wissenschaftspolitik. Und dass beide,
Wissenschaft und Wissenschaftspolitik,

Transformation der Hochschulen..

An Länderinteressen orientiert

Die Aufgabe, im
Wesentlichen Län-

derinteressen zu fördern,
erfüllten die Struktur-

kommissionen entweder
wissenschaftsnah, das

heißt primär orientiert an
den Bedürfnissen des

Wissenschaftsrates, oder
politiknah, das heißt pri-

mär orientiert an den Be-
dürfnissen einer länder-

spezifischen Wissen-
schaftspolitik.



sich glücklich in den Armen liegen, ist ein
eher seltenes Phänomen. 

In Berlin schien es sich unter dem klu-
gen Protektorat des damaligen Wissen-
schaftssenators Manfred Erhardt eine
Weile einzustellen, doch eben nicht auf
Dauer. Es bedurfte einer erneuten Inter-
vention des Wissenschaftsrates, seiner
Empfehlungen zur Strukturplanung der
Berliner Hochschulen, um dieses Phäno-
men und die Empfehlungen der Berliner
Landeshochschulstrukturkommission
noch einmal wach zu küssen. 

Außerdem stimmte die
zeitliche Koordination bald
nicht mehr. Gründungsde-
kane und ihre Ausschüsse
stellten Strukturkommis-
sionen häufig vor vollende-
te Tatsachen, bevor diese
selbst ihr Geschäft richtig
begonnen hatten. Und bei-

de, Gründungs- wie Strukturkommis-
sion, schufen häufig Fakten, die auch der
Wissenschaftsrat nicht übersehen konn-
te, weil er selbst mit der Aufgabe über-
fordert war, die Arbeit seines Evalua-
tionsausschusses und die seines Struk-
turausschusses miteinander zu koordi-
nieren. Die Wege des Wissenschaftsrates
und die Wege der Strukturkommissionen

liefen auseinander, und so ist es geblie-
ben. 

Wie aber soll es weitergehen? Da
Sternstunden wie der Einigungsprozess
selten sind und die Normalität auch die
Hochschulen und die Hochschulpolitik
längst eingeholt hat, wird es – wenn man
überhaupt noch etwas verändern will –
notwendig sein, sich in Sachen Struktur-
kommission etwas einfallen zu lassen.
Diese ist zwar als Institution zwischen
Hochschule und Land zu schwach, um
sich als Element einer grundlegenden Re-
form des Hochschulwesens begreifen zu
können, aber oft stark genug, um beide
das Fürchten zu lehren – meist auf dem
Papier, manchmal aber auch auf der in-
stitutionellen Haut, im operativen Alltag der
Hochschulen. 

Auch in Zukunft wird gelten, dass man
auf sie nicht verzichten kann, wenn es da-
rum geht, wirklich neue, zukunftsträchti-
ge Strukturen durchzusetzen. Die aber
sind noch immer dringend erforderlich.
Noch immer gilt schließlich, dass die Wis-
senschaftsentwicklung in Deutschland
den gegebenen Strukturen und Institutio-
nen folgt, statt dass die Strukturen und
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Auf Kommissionen nicht verzichten

Jürgen Mittelstraß: Födera-
lismus hat Grenzen gesetzt.

Gründungsdekane
und ihre Ausschüs-

se stellten Strukturkom-
missionen häufig vor

vollendete Tatsachen, be-
vor diese ihr Geschäft

richtig begonnen hatten.
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Institutionen der Wissenschaftsentwick-
lung folgten. 

Pflichtgemäßer Optimismus lässt hof-
fen, dass Strukturkommissionen hier an-
ders denken. Auch diese reproduzieren
zwar in ihren Resultaten meist nur den in-
tellektuellen Durchschnittswert ihrer Mit-
glieder, aber sie können durchaus Ur-

sprung emergenter Prozesse
sein, das heißt, etwas Neues
bewerkstelligen, obgleich sie
doch nur das Alte tun. Wie
sollte es auch sonst mit der
Welt, auch der akademi-
schen, weitergehen?

Erlauben Sie mir noch ei-
ne persönliche Schlussbe-
merkung: Wenn ich als altes
Wissenschaftsratsmitglied,
das sowohl im Evaluations-
ausschuss als auch im Struk-

turausschuss und in vielen Kommissionen
beider Ausschüsse gedient hat, einen
Wunsch freihaben sollte, dann den, dass
wir – und sei es auch nur auf eine mehr
oder weniger symbolische Weise – gutzu-
machen versuchen, was damals, bewirkt
durch die Empfehlungen des Wissen-
schaftsrates, an persönlichem Unrecht ge-
schah gegenüber Akademieangehörigen,
die, obgleich von bewiesener Leistungsfä-
higkeit, freigestellt, unzureichend weiter-
finanziert und schließlich doch fallenge-
lassen wurden. Und ebenso gegenüber
Hochschullehrern, die wiederum trotz do-
kumentierter Leistungsfähigkeit der Ab-
wicklung ihrer Einrichtungen zum Opfer
fielen. Hier ist in zu vielen Fällen nicht
nur fahrlässig mit der Ressource Geist um-
gegangen worden, sondern auch Würde
und Leben einzelner Wissenschaftler ver-
letzt worden. 

Der Wissenschaftsrat muss deshalb
nicht in Sack und Asche gehen, denn wir
wollen nicht vergessen: Nicht der Wis-
senschaftsrat ging beim Neu- und Umbau

von Wissenschaftseinrichtungen mit Feu-
er und Schwert durchs Land, sondern
eher eine neue Spezies von Wendehälsen,
die alte Rechnungen zu begleichen hat-
ten und ein zweifelhaftes Glück an der
Seite neuer Mächtiger zu finden suchten.
Raffen wir uns auf, hier noch einmal –
das Endliche im Blick und das Versöhn-
liche im Herzen – etwas Selbstverständli-
ches zu tun. 

Prof. Dr. Dr. h. c. mult. Jürgen Mittelstraß lehrt an
der Universität Konstanz und ist Direktor des Zen-
trums Philosophie und Wissenschaftstheorie.
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Nicht der Wissen-
schaftsrat ging mit
Feuer und Schwert

durchs Land, sondern
eher eine neue Spezies

von Wendehälsen, die al-
te Rechnungen zu beglei-

chen hatten und ein
zweifelhaftes Glück an

der Seite neuer Mächti-
ger zu finden suchten.
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Dagmar Schipanski:
Herr Maess, einen Umstrukturierungs-
prozess, wie Sie ihn geschildert haben,
würde ich für die Hochschule, die ich in
dieser Zeit begleitet habe – die TU Ilme-
nau – nicht in dieser Rigorosität bestäti-
gen. Sie haben zum Beispiel die dreizehn
Jahre bis zum Abitur genannt, und dass
die Praktika abgeschafft sind.
Ich glaube aber, es gab Einflussmöglich-
keiten der Hochschulen, bestimmte Ak-
zente zu setzen.Wir haben in Thüringen
nach wie vor das Abitur nach zwölf Jah-
ren, und wir haben an der Hochschule
neue,nach wie vor gut strukturierte Stu-
diengänge eingerichtet, die transparent
sind und Praktika während des Studiums
ermöglichen. Und Studenten können
nach wie vor ihre Diplomarbeit in der In-
dustrie durchführen. Wir haben uns be-
müht, an vielen Stellen das Positive aus
der DDR-Zeit zu integrieren.
Ich will nicht sagen, dass das reibungs-
los gegangen ist. Und ich bin mir be-
wusst, dass viel von der Person eines
Gründungsdekans oder von den west-
lichen Beratungskommissionen abhing.
Aber es war nicht so, dass wir nichts er-
halten konnten. Ich sehe auch nach wie
vor an den Fachhochschulen und den
Universitäten in den neuen Bundeslän-
dern Modelle und Beispiele, die von den
alten Bundesländern jetzt noch über-
nommen werden können.

Gerhard Maeß:
Zwölf Jahre Schulzeit haben sich in Meck-
lenburg-Vorpommern nicht halten kön-
nen – das wurde durch die Landesregie-
rung anders verfügt. Aber auch wir ha-
ben uns natürlich bemüht, so viel wie

möglich zu erhalten. In der Informatik
zum Beispiel haben wir das Praktikum
behalten, aber nur deshalb, weil sie zur
ingenieurwissenschaftlichen Fakultät ge-
hört. In anderen Fällen ist es schwierig
aufgrund der Vorstellungen mancher
Leute im Ministerium, die letztlich ent-
scheiden.
Die Durchführung von Industriepraktika
hat natürlich auch ganz entscheidend
darunter gelitten, dass die uns umge-
bende Industrie quasi zusammengebro-
chen ist. Aber das ist nur ein kleiner As-
pekt. Ich bin ganz Ihrer Meinung:Wer im-
mer strebend sich bemüht... Wir bemü-
hen uns ja auch weiter.

Dagmar Schipanski:
Herr Mittelstraß, ich möchte Sie zu dem
Auseinanderdriften der Empfehlungen
des Wissenschaftsrates und der Struk-
turkommissionen fragen: An welchen
Entscheidungen der Länder machen Sie
das fest? Ich persönlich habe das im
Übergangsprozess nicht in der Weise
empfunden, wie Sie es gesagt haben.

Jürgen Mittelstraß:
Man wird es nicht unmittelbar an den
Ergebnissen selbst ablesen können,eher
am Habitus oder an den Einstellungen,
mit denen die Kommissionen arbeiten.
Der Wissenschaftsrat hatte gehofft,dass
es zu einer durchgehenden, strukturell
klaren Lösung der Entwicklung an den
Hochschulen in den neuen Bundeslän-
dern kommt; und dass das zu Entwick-
lungen auch im Westen führen würde.
Er hat diese Hoffnung allerdings schnell
verloren.

Diskussion mit dem Plenum

>>>
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Es waren zum Teil die unterschiedlichen
Orientierungen, der die Kommissionen
gefolgt sind. Die eine Richtung war die,
dass man sich sehr stark an den Bedürf-
nissen der Wissenschaft orientierte,wäh-
rend andere Kommissionen sich – si-
cherlich gedrängt von den entsprechen-
den Länderministerien – in erster Linie in
der Rolle der Zubringerdienste für die
Hochschulgesetzgebung in den Ländern
verstanden.
So sind zum Teil Resultate herausge-
kommen, die schwer miteinander ver-
gleichbar waren. Das mag dienlich ge-
wesen sein, es war aber sicherlich nicht
das,was der Wissenschaftsrat mit seiner
Empfehlung, solche Kommissionen auf
Länderebene zu bilden, im Sinn hatte.

Hans-Jürgen Block:
Frau Wanka hat hinsichtlich der Fach-
hochschulen eine andere Bilanz gezogen

als ich. Ich sehe das zugegebenermaßen
aus der Westsicht.Aber zwei Dinge sind mir
wesentlich, und ich glaube, da haben wir
Konsens.
Wir haben damals im Wissenschaftsrat ver-
sucht,auf allen Gebieten,wo es uns prakti-
kabel schien, neue Studiengänge an den
Fachhochschulen zu empfehlen. Wir sind
an einigen Stellen daran gescheitert, dass
der Status quo der Westlösung so stark war.
Denken Sie an die Verwaltungsfachhoch-
schulen. Unsere Empfehlung war, dies als
Public Management in die Fachhochschu-
len hineinzunehmen.
Oder in Ihrem Land, Frau Schipanski, ist
eine Forstfachhochschule wieder neu ge-
gründet worden. Das war absolut gegen
die Vorstellung des Wissenschaftsrates,
aber da war die Macht der Innenministe-
rien und der sie tragenden Verbände des
Öffentlichen Dienstes offensichtlich stär-
ker. Unser Anliegen war jedenfalls immer,

Jürgen Mittelstraß (links) im Gespräch mit Ulrich Bopp.
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das doch sehr stark auf die Technikwis-
senschaften fokussierte Fächerangebot
zu erweitern. An einigen Stellen ist das
auch gelungen, aber es ist sehr viel weni-
ger umgesetzt worden, als gewollt war.
Zum zweiten Punkt: Hinsichtlich der For-
schung an den Fachhochschulen bin ich
vielleicht zu pessimistisch.Aber auch wenn
den Fachhochschulen in den neuen Län-
dern der eine oder andere DFG-Antrag ge-
nehmigt wird – seien wir doch ehrlich, das
sind Peanuts. Ich habe gemeinsam mit HIS
untersucht, was heute in die FuE-Mittel an
den Fachhochschulen fließt.Wir sollten uns
da nichts vormachen. Selbst wenn einmal
irgendwo ein 500.000 Euro-Forschungs-
projekt genehmigt wird – das kann uns
nicht zufriedenstellen.
Die Fachhochschulen im Osten – ob in Mer-
seburg, Jena oder Wismar – sind aus Ein-
richtungen entstanden, die geforscht ha-
ben. Dort unterrichten Menschen, die aus
einer forschungsorientierten Universität
oder Technischen Hochschule kommen. Ich
bin mir nicht sicher,was passiert,wenn die-
se Generation von Wissenschaftlern – die
noch kollegiale Beziehungen zu ihren alten
Kollegen in der Technischen Hochschule
nebenan unterhält – in den Ruhestand
geht. Und wir berufen dann wieder nach
dem Muster, das jetzt gilt: Industrieerfah-
rung, das heißt raus aus der Forschung.
Und es gibt dann kein persönliches Netz-
werk mehr. Insofern komme ich zu einer et-
was modifizierten Einschätzung der For-
schung an den Fachhochschulen.
Und schließlich:Wir engagieren uns dafür,
dass zwischen Wirtschaft und Wissen-
schaft ein engerer Kontakt entsteht.Wir in-
vestieren Mittel in eine Transferinfrastruk-
tur, in neue Institute. Und in den neuen
Bundesländern haben wir die Einrichtun-
gen,die das hervorragend gemacht haben,

beseitigt, weil sie nicht in unsere Struk-
turen hineinpassten.

Jürgen Schlegel:
Die BLK hat die Umwandlung der Aka-
demieinstitute mitbetrieben und die Ver-
änderung der Hochschulen über das
Hochschulentwicklungsprogramm. An-
gelehnt an Herrn Erhardts Frage würde
ich heute sagen: der schnelle Schnitt in
der außeruniversitären Forschung war
eindeutig die bessere Lösung als die lang-
same Umwandlung.50 Prozent der vor-
herigen Stellen fielen weg; die Haushal-
te waren so bemessen, dass die Institu-
te gut leben können und wissenschaft-
lich Hervorragendes leisten, wie man an
den Evaluationen der folgenden Jahre
hat sehen können.
Ich habe aber den Eindruck, dass die
Hochschulen in den neuen Bundeslän-
dern in den zehn Jahren nicht zur Ruhe
gekommen sind. Zuerst war es das Prob-
lem des Stellenabbaus, dann das Prob-
lem,dass die Wissenschaftlerintegration
in die Hochschulen nicht gelungen ist.
Wir hatten uns vorgenommen,innerhalb
von zwei Jahren 2.000 Wissenschaftler
aus den Akademien in die Hochschulen
zu integrieren. Dass dieser Prozess im-
mer weiter perpetuiert wurde – bis heu-
te ist es, glaube ich, bei 200 Leuten im-
mer noch nicht geschafft – ist eine
außerordentlich bedauerliche Situation.
Im Verhältnis zur Gesamtzahl derer, die
in neue Strukturen gekommen sind, ist
dies allerdings ein sehr kleiner Teil.

Josef Lange:
Der Wissenschaftsrat hat Strukturen
empfohlen und hat sich dann gewun-
dert,dass diese in den Hochschulen nicht

>>>
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so schnell umgesetzt wurden. Die Hoch-
schulen hatten im Unterschied zu den
außeruniversitären Forschungseinrich-
tungen nicht die Möglichkeit, bei laufen-
dem Betrieb den scharfen Schnitt zu ma-
chen. Es waren Studierende immatriku-
liert, und diese mussten weiter studieren
können. Das ist auch gelungen.
Der Wissenschaftsrat hat mit seinen
Empfehlungen auch zum Teil westdeut-
sche Wunschvorstellungen in die neuen
Bundesländer transportiert, die in West-
deutschland nicht zu finanzieren waren
und in den neuen Bundesländern schon
gar nicht. Die Empfehlungen zu den ju-
ristischen Fakultäten beispielsweise oder
auch zu den Wirtschaftswissenschaften
sahen eine Mindestzahl von Professuren
vor, die deutlich über dem lagen, was an
neu gegründeten Universitäten in West-
deutschland in Funktion war – sowohl in

der Lehre als auch in der Forschung. Hier
ist die Wissenschaftsdominanz der Fach-
kultur und der Fachgesellschaften über-
geschwappt über die Vermittlungsfunk-
tion zwischen Wissenschaft und Politik,
die der Wissenschaftsrat nach seiner De-
finition als Beratungsgremium der Regie-
rungen des Bundes und der Länder haben
sollte.
Ein zweites sind die Warnungen,das Fach-
schulsystem nicht zu zerschlagen. Die
westdeutsche Hochschulrektorenkonfe-
renz hat in Teilen tatsächlich den Wissen-
schaftsrat damals nicht unterstützt, weil
wir der Auffassung waren, es brauche
mehr Differenzierung. Und wir haben
dann in der Tat das Problem gehabt, das
hier angesprochen worden ist: Die Fach-
schulen sind beseitigt worden, entweder
nach oben oder nach unten, und der
Zwischenschritt fehlt.

Josef Lange: Westdeutsche Wunschvorstellungen in die neuen Länder transportiert.
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Eine dritte Bemerkung: Herr Mittelstraß,
selbstverständlich ist es aus der Sicht des
Wissenschaftsrates und der Hochschul-
und Wissenschaftsplanung sinnvoll und
angemessen, in sich konsistente Struktu-
ren zu empfehlen und diese dann mit Le-
ben zu erfüllen. Aber ich kann mir bei man-
chen Empfehlungen des Wissenschaftsra-
tes die Bemerkung nicht verkneifen, dass
der historische Hintergrund von Hoch-
schulen und Regionen nicht ernst genom-
men wurde. Herr Maess hat aus Mecklen-
burg-Vorpommern berichtet. Der Wissen-
schaftsrat hat sich in mehreren Empfeh-
lungen zu den Hochschulen dieses Landes
geäußert. Ein Land, das aus Mecklenburg
und Vorpommern besteht,kann man nicht
mit einer Universität beglücken. Land-
schaften oder Regionen, die über Jahrhun-
derte unterschiedliche Entwicklungen ge-
habt haben, kann man nicht nach zwölf
plus fast 50 Jahren in eine neue Struktur
bringen. Ich glaube,da ist auch heute noch
in vielen Bereichen mehr Augenmaß an-
gebracht.

Hartmut Grübel:
Auch mir fehlt bei dieser Bilanz ein klein
wenig die Messlatte. Sie, Herr Maess, ha-
ben – wie ich finde, völlig überzeugend –
gesagt:Wenn eine Vereinigung stattfindet,
dann muss man sie daran messen,was dar-
aus Neues entsteht. Dies beschreibt für
mich ein Grundmissverständnis,das in Ost
und West gleichermaßen geteilt wird. Es
war keine Vereinigung,sondern ein Beitritt.
Auf einer Veranstaltung im März 1990 in
Hofen bei Bregenz trafen sich Sozialwis-
senschaftler aus Ost und West,und da gab
es noch den schönen Titel eines Lehrstuhl-
inhabers für Revolutionstheorie. Und dann
– das war kurz vor der Volkskammerwahl –
wurde besprochen,was der Begriff „Verlust

der Utopie“ bedeute. Und für die West-
ler war – flinkzüngig – ein Gegenstand
der Befassung entfallen, für die Ostler –
schwer getroffen – stand ihr ganzes Le-
benswerk in Frage.
Dies ist die Messlatte: Der Transport des
westlichen Systems nach Osten war ge-
wollt. Die Alternative wäre ein isolierter
Ostweg gewesen. Sie, Herr Maess, ha-
ben die Utopie über Monate geträumt:
den dritten Weg. Und viele im Westen
haben ihre Träume in den Osten trans-
portiert. Aber ich glaube, wir haben den
Weg des Machbaren gehen müssen,
denn es gibt nicht nur eine Ethik der Ver-
söhnungsappelle, sondern auch eine
Ethik der Vermittlung zwischen dem
Wünschbaren und dem Machbaren. Ge-
messen an dieser Ethik, war der Weg in
den Jahren 1990 bis 1994 gar nicht so
schlecht.

Gerhard Maeß:
Natürlich haben Sie formaljuristisch
Recht, was übrigens die Juristen etwas
beunruhigt, denn eigentlich hätten die
Länder wohl einzeln beitreten müssen.
Ich hätte mir aber ein bisschen mehr Fle-
xibilität gewünscht, nach dem Motto:
Macht Ihr mal und dann beurteilen wir,
wie es läuft und können möglicherweise
korrigierend einwirken. Das wäre mir
sympathischer gewesen als das Wegwi-
schen: So wird es gemacht, wir wissen,
wie es geht. Das haben wir lange genug
gehabt, 40 Jahre lang, oder 60.

Larissa Klinzing:
Ein Punkt hinsichtlich der Biographien
von Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftlern in dem Transformationspro-
zess ist bisher nicht benannt worden:die

>>>



Praxis der Fristverträge. Man hat sich ei-
nes Modells bedient,das davon ausgeht,
dass man über Fristverträge irgendwann
einmal mit 40 Jahren in dem System drin
ist. Für die Personen, die mit Mitte 40
wegevaluiert worden sind, war die Per-
spektive mit Fünf-Jahres-Verträgen nicht
lösbar.
Ich kann Herrn Schlegel nicht zustim-
men, wenn er sagt, man hätte gleich ei-
nen sauberen Schnitt machen können,
weil das die Lösung nach dem Prinzip
„gleiches Unrecht für alle“ gewesen wä-
re. Das wäre für die ostdeutschen
Bundesländer eine noch größere Kata-
strophe gewesen als diejenige, die mit
dem enormen Abbau des wissenschaft-
lichen Personals einherging.

Ich weiß,dass in den neuen Bundesländern
viel Gutes gelungen ist.Aber es ist uns nicht
gelungen, wissenschaftliche Erfahrungen,
die lebenslang an bestimmten Projekten
auch zum Vorteil des Wissenschaftssys-
tems gesammelt wurden, so zu nutzen,
dass das Entwicklungspotenzial in den neu-
en Bundesländern ausgeschöpft worden
wäre. Ich warte immer noch darauf, dass
die versprochene Qualifizierungsoffensive
Ost greift und wir die Forschungsingeni-
eurinnen und -ingenieure nicht in die Be-
reiche umschulen müssen, die Dienstleis-
tung heißen.

Dagmar Schipanski:
Lassen Sie mich aus dieser Diskussion fol-
gendes Resümee ziehen: Aus dem Trans-
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Auf dem Podium (von links): Dagmar Schipanski, Hans-Jürgen Block und Johanna Wanka.



formationsprozess ist eine lebendige Hoch-
schul- und Wissenschaftslandschaft in den
neuen Bundesländern hervorgegangen. Ei-
ne Landschaft von Universitäten und Fach-
hochschulen,die sich zunehmend im Wett-
bewerb der Bundesrepublik Deutschland
und im internationalen Wettbewerb be-
hauptet.Man darf nicht vergessen,dass wir
aus einer Situation der völligen Isolation
gestartet sind. Diese Isolation ist über-
wunden.
Ich fand die Bilanz,die Frau Wanka über die
Fachhochschulen gezogen hat, die Bilanz
des Tages.Wir haben Fachhochschulen ge-
gründet, und sie haben teilweise die Er-
wartungen der alten Bundesländer erfüllt
und teilweise unsere. Es ist wichtig, dass
wir uns klar werden über die Vorstellungen,
die wir hatten und die sich nicht erfüllt ha-
ben, damit wir es in Zukunft anders ma-
chen können.
Eine Bemerkung noch zu dem,was wir über
die menschlich bewegenden Schicksale
hier gehört haben: Ich glaube, das ist der
Teil des Einigungsprozesses, den wir über
der Geschäftigkeit beim Übernehmen der
Strukturen am meisten vernachlässigt ha-
ben. Und das fällt uns in der heutigen poli-
tischen Diskussion immer wieder auf:Wie
viel Aggression und wie viel Resignation
sich aus diesem Prozess ergeben haben.
Wir müssen uns darüber im Klaren sein,
dass das System,das wir in der DDR gehabt
haben, ein System der Vollbeschäftigung
war. Bei der Umwandlung mussten wir ei-
nen extremen Stellenabbau vornehmen.
Dabei geht es nach Kriterien, die nicht im-
mer mit Gerechtigkeit und Rechtsempfin-
den verbunden sind. Wir haben zwar ver-
sucht, diesen Prozess so transparent wie

möglich und menschlich integer zu ge-
stalten. Die Verquickung mit bestimmten
Verwaltungsvorgängen hat meiner Mei-
nung nach diese Transparenz zerstört und
zu solchen Frustrationen geführt.Wir soll-
ten daraus Schlussfolgerungen ziehen für
das, was sich bei uns jetzt im Lande ab-
spielt. Ich hoffe, dass wir für die Verände-
rungen unseres jetzigen Bildungs- und
Ausbildungssystems sehr viel aus der
heutigen Diskussion mitnehmen werden.
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und drittens konnte es eine Neugründung
geben, meist unter erheblicher personel-
ler Reduzierung. 

Ich möchte auf die naturwissenschaft-
lich-medizinischen und agrarwissen-
schaftlichen Institute der beiden Akade-
mien eingehen. Es standen vier außeruni-
versitäre Einrichtungen der alten Bundes-
republik zur Verfügung, in die die Institu-
te transformiert werden konnten. 

Zunächst die Max-Planck-Gesellschaft:
Sie übernahm zwei Akademieinstitute,
gründete sie um und plante 16 weitere
Institute völlig neu. Außerdem gründete
die MPG 27 selbstständige Arbeitsgrup-
pen an ostdeutschen Universitäten für
fünf Jahre mit der Möglichkeit, sich zu be-
währen und später von den Universitäten
übernommen zu werden. 

Die Fraunhofer-Gesellschaft übernahm et-
wa zehn Institute, die auf dem Territorium
der neuen Bundesländer entstanden. 

Die Hermann von Helmholtz-Gemein-
schaft Deutscher Forschungszentren grün-
dete drei Institute neu. 

Im Jahr 1990 umfasste die Akademie
der Wissenschaften 60 Institute mit
24.000 Beschäftigten und die Akade-

mie der Landwirtschaftswissenschaften 47
Institute mit 11.000 Beschäftigten. Das
waren die wichtigsten außeruniversitären
Forschungsinstitute der DDR.

Nach der Wende hieß das Ziel der Wis-
senschaftspolitik Transformation oder
„Einpassung“ der Institute – so die Wort-
wahl im Paragraph 38 des Einigungsver-
trages – in die bestehende außeruniversi-
täre Forschungslandschaft der Bundesre-
publik Deutschland. Die Durchführung
dieser „Einpassung“ hatte der Wissen-
schaftsrat übernommen. Seine Instru-
mente dabei waren Arbeitsgruppen, Aus-
schüsse und Kommissionen zur Evaluie-
rung der Einzelinstitute, aber auch des
Gesamtsystems. 

Der Wissenschaftsrat hatte bei dieser
Aufgabe drei Möglichkeiten: Die dras-
tischste war die Auflösung von Instituten,
so geschehen bei einigen geistes- oder ge-
sellschaftswissenschaftlichen Instituten
der Akademie der Wissenschaften; dann
konnten Institute übernommen werden,
mit der Option späterer Veränderungen,

Benno Parthier

Mit Abstrichen gelungen
Wie der Wissenschaftsrat die Aufgabe bewältigt hat, die Institute der Akade-

mien der Wissenschaften in die gesamtdeutsche Forschungslandschaft zu inte-

grieren, skizziert Benno Parthier. Er selbst war Leiter eines solchen Instituts und

führte es nach der Neugründung 1992 fünf Jahre als Institut für Pflanzenbio-

chemie in der Wissenschaftsgemeinschaft Gottfried Wilhelm Leibniz weiter.

Institute übernommen

Einführung
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Die Wissenschaftsgemeinschaft Gottfried
Wilhelm Leibniz (damals Blaue Liste)
nutzte die hohe Flexibilität und Variabi-
lität ihrer Mitgliedseinrichtungen. Nach
den Kriterien „überregionale Bedeutung“
und „gesamtstaatliches Interesse“ wurden
34 Institute übernommen beziehungs-
weise neu gegründet. 

Das Fazit nach zehn Jahren: Die Trans-
formation ist mit Abstrichen gelungen.
Wichtig erscheinen mir fünf Fragen: 
• War der Paragraph 38 des Einigungs-

vertrags eine gute Idee für die Transfor-
mation von außeruniversitären Einrich-
tungen? Unbedingt: Man konnte auf
diese Weise politisch belastete Wissen-
schaftler entlassen. Frische Kräfte
brachten neuen Wind in die Institute.  

• Ist die gewollte Flexibilität erreicht wor-
den? Weitgehend: Forschungsformen
von der Grundlagenforschung bis hin
zu den Ausgründungen sind möglich
geworden. 

• Ist die Modernisierung der außeruniver-
sitären Forschungseinrichtungen ge-
lungen? Ja, sowohl was die Ausstattung
als auch neue Mitarbeiter betrifft.

• Ist die Kooperation zwischen außeruni-
versitären Einrichtungen und Univer-
sitäten geglückt? Weitgehend: Es gibt
viele gemeinsame Berufungen zwischen
diesen Institutionen. 

• Ist die regionale Ausgewogenheit, die
man sich am Anfang noch auf die Fahne
geschrieben hatte, erreicht? Das ist lei-
der nur teilweise geschehen. 

Prof. Dr. Benno Parthier ist Präsident der Deut-
schen Akademie der Naturforscher Leopoldina,
Halle/Saale.

Benno Parthier..

Benno Parthier: Die Modernisierung der außeruniversitären Forschungseinrichtungen ist gelungen.
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Die Dimensionen ehrenamtlichen
Engagements, die mit der Neu-
strukturierung der ostdeutschen

Forschungslandschaft verknüpft waren,
waren bemerkenswert: 500 Gutachter wa-
ren in den verschiedenen Arbeitsgruppen
des Wissenschaftsrates tätig, darunter
rund 100 aus dem Ausland, davon wiede-
rum die Hälfte aus der Schweiz und Ös-
terreich. 

Es ging bei der Neustrukturierung im
außeruniversitären Bereich um rund 130

Einrichtungen mit etwa
34.000 Beschäftigten. Dabei
war für viele Fachwissen-
schaftler mit dem Einsatz in
einer Arbeitsgruppe des
Wissenschaftsrates die Tä-
tigkeit längst nicht beendet.
Viele haben anschließend
als Berater mitgewirkt, sei es
an Hochschulen, in Beru-
fungskommissionen oder

auch in Gründungsausschüssen der
außeruniversitären Einrichtungen. Ich
möchte betonen, dass alles, was der Wis-
senschaftsrat geleistet hat, auf genau die-
sem ehrenamtlichen Engagement basiert.
Als ich Anfang Dezember 1989 damit be-
gann, mich mit dem Wissenschaftssystem
der DDR genauer vertraut zu machen, war
rasch klar, dass eine bloße Lektüre von
Vorträgen, Artikeln und Büchern – so hilf-
reich sie zunächst auch erscheinen moch-
te – nicht weiterhelfen würde. So ver-
dienstvoll manche Studie über das Wis-
senschaftssystem der DDR war, so sehr
wurde klar, dass aus der veralteten Daten-
lage kaum Schlüsse über die tatsächliche
Situation gezogen werden konnten. 

Als uns die Bundesregierung gebeten
hatte, in der Januarsitzung 1990 eine Ar-
beitsgruppe einzusetzen, die sich mit den
deutsch-deutschen Wissenschaftsbezie-
hungen und deren Ausbau beschäftigen
sollte, war ebenfalls klar, dass es für den

Wilhelm Krull

Die Wiedervereinigung 
vorausdenken

Der Generalsekretär der VolkswagenStiftung und frühere Referatsleiter im Wis-

senschaftsrat erläutert die Unterschiede zwischen den Wissenschaftssystemen

West und Ost und die damit verbundenen prinzipiellen Schwierigkeiten einer

Transformation. Allerdings hätten die Erfahrungen mit der Neustrukturierung

auch zu Reformen an westdeutschen Wissenschaftseinrichtungen geführt.

Die Neugestaltung der ausseruniversitären Forschungseinrichtungen – 
Prinzipien und Ergebnisse

Die Dimensionen
ehrenamtlichen En-

gagements waren be-
merkenswert: 500 Gut-

achter waren in den ver-
schiedenen Arbeitsgrup-

pen des Wissenschaftsra-
tes tätig, darunter rund

100 aus dem Ausland.
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Wissenschaftsrat auf diesem Gebiet nichts
zu gewinnen gab. Die deutsch-deutschen

Wissenschaftsbeziehungen
hatten sich längst dezentral
entwickelt. Dem Wissen-
schaftsrat blieb keine andere
Möglichkeit, als alles auf ei-
ne Karte zu setzen, nämlich
die deutsch-deutsche Wie-
dervereinigung vorauszu-

denken und zu hoffen, im richtigen Mo-
ment das richtige Konzept zu präsentie-
ren. Im Juli 1990 legten wir ein Konzept
vor, die so genannten zwölf Empfehlun-
gen. 

Mit der Wiedervereinigung begann
dann ein sehr komplexer Prozess, bei dem
es schwierig war, das richtige Gefühl da-
für zu entwickeln, was tatsächlich geleistet
werden konnte. Ein zentralstaatlich orga-
nisiertes, sozialistisches System stieß auf
ein föderales, marktwirtschaftliches Sys-
tem. Ebensowenig wie die Grundstruktu-
ren des Gesamtsystems kompatibel waren,
waren es die beiden Wissenschaftssyste-
me. 

Während im Westen die Akademien als
Gelehrtengesellschaften existierten, sich
aber der Ausbau der außeruniversitären
Forschungseinrichtungen an den Akade-
mien vorbei in außeruniversitären Träger-
organisationen vollzogen hatte, waren in
der DDR nach sowjetischem Vorbild die
Akademien selbst zum Träger von For-
schungseinrichtungen geworden. 

Für jemanden aus dem Westen ist es
schwierig, das ostdeutsche System zu cha-
rakterisieren. Deshalb möchte ich ein Zitat
des letzten Präsidenten der Akademie der
Wissenschaften der DDR, Horst Klink-
mann, vorlesen: „Die Konzentration der
außeruniversitären Forschung an der Aka-
demie erfolgte entsprechend dem Vorbild
der sowjetischen Akademie und findet
sich in allen Ländern des Warschauer Pak-
tes“, so Klinkmann. „Der Akademie fiel

nach diesem Modell die Aufgabe zu,
Grundlagenforschung in anwendungsfreie
Innovationen zu transformieren. Dazu
sollte eine früh einsetzende und eng ge-
knüpfte Kooperation mit den Kombinaten
der DDR-Wirtschaft dienen. Die Ver-
knüpfung von Grundlagenforschung,
Technologie-Entwicklung und Planung
hatte letztlich fatale Auswirkungen, wo-
bei technologieorientierte Aufgaben im-
mer dominanter wurden. So führten feh-
lende Kapazitäten an den Universitäten
und das Zurückdrängen der Grundlagen-
forschung an der Akademie zu Gunsten
vordergründiger Industrieforschung, die
Nachentwicklungen zum Erreichen des
staatlich vorgegebenen Ziels der Import-
unabhängigkeit zu einer gravierenden Ver-
nachlässigung der Grundlagenforschung
insgesamt.“ 

Noch problematischer erwies sich die Si-
tuation in den Geistes- und Gesellschafts-
wissenschaften. Eine ganz wesentliche
Aufgabe bestand darin, die politische und
parteipolitische Steuerung des Systems zu
unterstützen. Aber gerade in den geistes-
wissenschaftlichen Akademie-Instituten
hatte eine Vielzahl von Wissenschaftlern
Nischen gefunden. Sie haben dort Diszi-
plinen weitergeführt, die an den Univer-
sitäten nicht länger geduldet wurden. Es
gab auch eine Reihe von Forschern, die an
Akademie-Institute „verbannt“ wurden,
damit sie keine Multiplikatorenfunktion
an einer Hochschule mehr ausüben konn-
ten. 

Vor diesem Hintergrund
musste die Umwandlung
des außeruniversitären For-
schungssystems der DDR in
ein international kompetiti-
ves System auf große
Schwierigkeiten stoßen. Zu-

Wilhelm Krull..

Tiefe Gräben

Ebenso wenig wie
die Grundstruktu-

ren des Gesamtsystems
kompatibel waren, waren

es die beiden Wissen-
schaftssysteme.

In den geisteswis-
senschaftlichen
Akademie-Instituten hat-
te eine Vielzahl von Wis-
senschaftlern Nischen ge-
funden.
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einer Kooperationskultur erst auf den Weg
bringen musste, denn es gab durchaus tie-
fe Gräben zwischen Akademie-Instituten
und Universitäten. 

Ein weiteres Feld, auf dem sich die
DDR-Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler mit einem radikalen Wandel
konfrontiert sahen, war der Drittmittel-
markt. Das System garantierte die Vollbe-
schäftigung, weshalb ein Einwerben von
Drittmitteln, um Personal zu finanzieren,
nicht erforderlich war.  

Nie hat sich der Wissenschaftsrat so in-
tensiv um die Umsetzung seiner Empfeh-
lungen gekümmert wie bei den Akademie-
Instituten. Es wurde eigens eine Umset-
zungsdelegation eingesetzt, in der die ad-
ministrativen Schritte im Einzelnen aus-
gehandelt wurden. Es gab regelmäßige Mi-
nistertreffen. Mit anderen Worten: Durch
Umsetzungsberichte, Umsetzungsdelega-
tionen, durch das Zusammenwirken mit
der Bund-Länder-Kommission hat man in
einer unglaublichen Intensität darauf ge-
achtet, dass die Empfehlungen auch in
entsprechende institutionelle Strukturen
und Finanzierungen übergeführt wurden. 

Gleichwohl haben sich teilweise extrem
schwierige Situationen ergeben. So sollte
das Wissenschaftler-Integrations-Pro-
gramm einer Stärkung von Kapazitäten in
den Hochschulen dienen. Allerdings be-
stand das Problem, dass aufgrund unter-
schiedlicher rechtlicher Vereinbarungen
im Übergangsprozess Kapazitäten gar
nicht frei waren, wohin diese Personen
hätten gehen sollen. Es war ein Problem
der völlig getrennten Kulturen – Univer-
sitäten und Akademien – die sich nicht
ohne weiteres aufeinander zu bewegen
wollten.  

Betrüblich ist für mich die Entwick-
lungsgeschichte der Geisteswissenschaf-

mal mit der Entscheidung der beiden
deutschen Regierungen für ein föderativ
geeintes Deutschland zugleich die Vor-
stellung verbunden war, dass das Subsidi-
aritätsprinzip außeruniversitärer For-
schung auch auf die DDR übertragen wer-
den sollte. Dementsprechend sollten künf-
tig die außeruniversitären Einrichtungen
ihre Aufgabe auf folgenden Feldern sehen:
• in einer Förderung herausragender Per-

sönlichkeiten der Grundlagenforschung
auf solchen Gebieten, die nicht oder
noch nicht geeignet sind, von den Uni-
versitäten aufgegriffen zu werden (Max-
Planck-Gesellschaft); 

• in der Wahrnehmung überregionaler
und gesamtstaatlicher Aufgaben (Blaue
Liste beziehungsweise WGL); 

• in der ressort- oder industriebezogenen
Auftragsforschung (Fraunhofer-Gesell-
schaft); 

• oder in national bedeutsamen, bezie-
hungsweise international eingebetteten
Großforschungseinrichtungen mit ihren
Programmen wie etwa in der Welt-
raumforschung (Helmholtz-Zentren). 

Nicht nur das Denken in den Kategorien
universitärer und außeruniversitärer For-
schung war in beiden deutschen Staaten
völlig unterschiedlich, sondern auch das
Vernetzen dieser beiden Bereiche. Dabei
will ich nicht behaupten, dass in den al-
ten Bundesländern die Kooperation zwi-
schen außeruniversitären Forschungsein-

richtungen und Hochschu-
len in allen Punkten optimal
organisiert war. Im Gegen-
teil: Eine Untersuchung des
Wissenschaftsrates am Bei-
spiel der Zusammenarbeit
von Großforschungseinrich-
tungen und Hochschulen

ergab, dass auch dort – um es vornehm zu
sagen – noch Optimierungsbedarf be-
stand. Gleichwohl war klar, dass man eine
engere Verflechtung durch das Entwickeln

Empfehlungen unbedingt umsetzen

Nie hat sich der
Wissenschaftsrat so

intensiv um die Umset-
zung seiner Empfehlun-
gen gekümmert wie bei

den Akademie-Instituten.
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ten. In der entsprechenden Arbeitsgruppe
im Wissenschaftsrat haben wir lange da-
rüber gestritten, welche Form der Institu-
tionalisierung man wählen sollte. Führen-
de Fachvertreter haben sich bei einer
grundsätzlichen Abneigung gegen außer-
universitäre Institutionen zu einer Lösung
außerhalb der etablierten Formen von
Förderung durchgerungen. Damit haben
sie die Institutionen in eine höchst prekä-
re Situation gebracht, die zum Teil bis heu-
te anhält. Träume des Westens sind hier
geträumt worden.

Eine andere Folgeerscheinung möchte
ich zum Schluss ansprechen: Eine System-
evaluation, eine Betrachtung der Leis-
tungsfähigkeit der Deutschen For-
schungsgemeinschaft, der Max-Planck-
Gesellschaft oder auch die gesamtdeutsche
Evaluation der Umweltwissenschaften wä-
re nicht zustande gekommen, wenn nicht
die entsprechenden Erfahrungen aus der
Neustrukturierung der ostdeutschen For-

schungslandschaft einen Anlass geboten
hätten. Die Reformschritte der letzten Zeit
weichen alte Verkrustungen auf und wei-
sen in die richtige Richtung. Um mit Ge-
org Lichtenberg zu enden: „Ich kann frei-
lich nicht sagen, ob es besser werden wird,
wenn es anders wird, aber soviel kann ich
sagen, es muss anders werden, wenn es
gut werden soll.“

Dr. Wilhelm Krull ist Generalsekretär der Volkswa-
genStiftung und war bis 1993 Referatsleiter in der
Geschäftsstelle des Wissenschaftsrates.

Wilhelm Krull: Universitäten und Akademien waren völlig getrennte Kulturen.
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Das Leben der Privilegierten in
der DDR, die in der Wissen-
schaft nach oben gelassen wur-

den, die kläglichen Restriktionen derer,
die sich einem politischen Engagement
verweigerten – diese Zeiten in der DDR,
in der ich gelebt habe, kann ich nur an-
deuten. Die Selbstbefreiung der Bevölke-
rung der DDR 1989 war auch eine Selbst-
befreiung der Wissenschaftler und führte
zu dem Prozess, über den wir heute spre-
chen: der Umgestaltung des Wissen-
schaftssystems nach den Empfehlungen
des Wissenschaftsrates. Das war schon
einmalig. Ich spreche nicht als Subjekt
dieses Vorgangs, sondern eher als Gegen-

stand. Es ist einmalig gewe-
sen, was damals in die We-
ge geleitet wurde, aber es ist
auch merkwürdig. 

Stellen Sie sich vor, der
Bundestag würde in diesem
Jahr mit Mehrheit beschlie-

ßen, in einem Vertrag, sagen wir mit
Frankreich, die Max-Planck-Gesellschaft
nach Artikel 38 aufzulösen. Was das für

ein Durchgriff ist, der sich bis in die Exis-
tenz des Einzelnen bemerkbar macht, ist
kaum vorstellbar. Um es an einem Bei-
spiel deutlich zu machen: In der biolo-
gisch-medizinischen Forschung waren 25
Akademie-Institute mit 5.700 Mitarbei-
tern tätig. 

Ich habe mir angesehen, was daraus nach
den Empfehlungen des Wissenschaftsra-
tes geworden ist. Nur zwei Institute sind
ganz verschwunden, die meisten sind bei
der Helmholtz-Gemeinschaft oder der
WGL untergekommen, zum Teil heute als
freie Unternehmen tätig oder beim Land
Sachsen und Thüringen gelandet. Die Zahl
der Beschäftigten hat sich um 60 Prozent
auf etwa 2.300 vermindert. Da kann man
sich ausmalen, was das für die einzelnen
Wissenschaftler bedeutet hat, welche Res-
sentiments durch diesen Prozess entstan-
den sind. 

Die Evaluation, die dem Wissen-
schaftsrat von der Politik damals zur Aus-

Transformation der Akademie-Einrichtungen..

Jens Reich

Ein existenzieller 
Durchgriff

Der renommierte Molekularbiologe beschreibt, wie er die Evaluation durch den

Wissenschaftsrat als Mitglied der Akademie erlebt hat. Sein Fazit lautet: Die

Empfehlungen waren gut, aber die Arbeit des Wissenschaftsrates muss weiter-

gehen.

Die Neugestaltung  in den Biowissenschaften 

Die Selbstbefreiung
der Bevölkerung der

DDR 1989 war auch eine
Selbstbefreiung der Wis-

senschaftler.

Nur zwei Institute verschwunden



führung übergeben wurde, ist meiner An-
sicht nach aber trotz der Personalreduzie-
rung um 60 Prozent fair gewesen. Sie ist
fair gewesen nach den Kriterien interna-
tionaler Evaluation. Allerdings haben ge-
nau diese Kriterien den Wissenschaftlern
der DDR erhebliche Probleme bereitet: Bei

Berufungen kommt man oh-
ne ausreichende und idio-
matische Englischkennt-
nisse nicht in Frage – das
Russische, meine erste
Fremdsprache, ist schon da-
mals nicht mehr verwend-
bar gewesen und ist es auch

heute nicht. Ebenso sind Publikationen in
russischer Sprache vom Wissenschaftsrat
– in meinem Fall wie in vielen anderen
Fällen – kaum zur Kenntnis genommen
worden. Wir hatten selbstverständlich
nicht die internationalen Bindungen, wie
sie gewünscht wurden. Unsere Koopera-
tionspartner stammten aus Ländern, die

nun mit ihren eigenen Problemen zu
kämpfen hatten. Wissenschaftler aus die-
sen Ländern wurden auch nicht in die
Evaluationskomitees des Wissenschafts-
rates berufen. 

Es war ein schmerzhafter Prozess. Heu-
te bestehen, wie gesagt, praktisch noch al-
le Institute, insbesondere die, die eine lan-
ge Tradition in der Akademie hatten. Sie
mögen eine kleinere Zahl von Angestell-
ten haben als früher und sich in ihren For-
schungsschwerpunkten geändert haben.
Trotzdem konnten sie den Anschluss fin-
den, wie das Institut für Pflanzengenetik
und Kulturpflanzenforschung Gatersleben,
das hervorragend aus dem ganzen Prozess
als Neugründung hervorgegangen ist. 

Die Max-Planck-Gesellschaft verfolgte die
Strategie, Institute nicht zu übernehmen
oder umzugründen, sondern neu zu grün-
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Jens Reich..

Die Evaluation
durch den Wissen-

schaftsrat ist meiner An-
sicht nach trotz der Per-
sonalreduziernung um

60 Prozent fair gewesen.

Jens Reich: Publikationen in russischer Sprache wurden vom Wissenschaftsrat kaum zur Kenntnis
genommen.

Neue Institute gegründet



den. In der Biomedizin gibt es jetzt sechs
Max-Planck-Institute. Sicher wurde der
überwiegende Teil der Max-Planck-Grün-
dungsinitiative seit 1990 in den Osten ver-
lagert. Erstklassige, international führende
Institute sind entstanden, mit neuen The-

men: beispielsweise evolu-
tionäre Anthropologie, die
es früher nicht gegeben hat,
oder Infektionsbiologie. 

Eine ganze Reihe von
Sonderforschungsbereichen
ist entstanden. In der Bio-
medizin sind es neun SFB,
die an den Universitäten
Berlin, Magdeburg und Jena
gegründet worden sind,
auch an der FU Berlin unter
Einbeziehung von For-
schern, die früher im Osten

tätig waren. An den großen Universitäten
in Ostdeutschland gibt es heute etwa 15
Graduiertenkollegs, mit zum Teil sehr in-
novativen Themen, etwa Intrazelluläre
Kommunikation im Nervensystem oder
Intrazelluläre Kommunikation und Trans-
duktion in der Zellbiologie. Zudem wur-
den acht Innovations-Kollegs gegründet.
Die Abwicklung und die Neugründung
von Instituten wurde auf dem Gebiet der
Biomedizin zweifellos zur Einführung in-
novativer Themen genutzt und nicht ein-
fach zu einer Weiterschreibung dessen,
was im Osten früher gut oder nicht so gut
gewesen sein mag. 

Der Wissenschaftsrat hat meiner Ansicht
nach sinnvolle Empfehlungen abgegeben.
Was zu beklagen bleibt, ist die geringe
Dichte wissenschaftlicher Institutionen
und das noch immer zu geringe universi-
täre Gewicht in den Ostländern im Ver-
gleich mit den alten Bundesländern. Es ist
also Gutes geleistet worden, aber der

selbsttragende Aufschwung kommt nicht
zustande. Es wäre jetzt eine Aufgabe für
den Wissenschaftsrat, darauf zu drängen,
dass auch die ostdeutschen Bundesländer,
die nach 50 Jahren Trennung dazugekom-
men sind, in ihrer Entwicklung so geför-
dert werden, dass wir vielleicht in zehn
Jahren sagen können, dass nunmehr auch
die Dichte und Leistungsfähigkeit pro
Kopf der Bevölkerung mit den anderen
großen Wissenschaftsregionen der EU ver-
gleichbar sind. 

Prof. Dr. med. Jens Reich leitet das Max-Delbrück-
Centrum für Molekulare Medizin (MDC) in Berlin-
Buch
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Den Osten weiter stärken

Die Abwicklung und
Neugründung von

Instituten wurde auf dem
Gebiet der Biomedizin

zweifellos zur Einführung
innovativer Themen ge-
nutzt und nicht einfach

zu einer Weiterschrei-
bung dessen, was im Os-
ten früher gut oder nicht

so gut gewesen sein
mag.



Klare Schnitte in den Biowissen-
schaften bluten. Dass es nach ge-
taner Arbeit geblutet habe, ist

dieser Arbeitsgruppe des Wissenschafts-
rates vorgeworfen worden. 

Die Aufgabe war so gigantisch, dass der
Wissenschaftsrat ein sonst unübliches
Grundprinzip anwenden musste: Die ein-
zelnen Arbeitsgruppen konnten nur von
zwei Mitgliedern des Wissenschaftsrates
geleitet werden, die meisten Wissen-
schaftler, die untersucht und Empfehlun-
gen abgegeben haben, waren Sachverstän-
dige von außerhalb des Wissenschaftsra-
tes. Das heißt, der Wissenschaftsrat hat die
Einschätzungen und Empfehlungen die-
ser Sachverständigen als seine Empfeh-
lungen verabschiedet und Bund und Län-
dern übergeben. 

In der Arbeitsgruppe Medizin haben wir
von Anfang an Wert darauf gelegt – und
das war eine sehr schwierige Aufgabe –,
dass nur solche Wissenschaftler tätig wer-
den sollten, die durch ihr internationales
Renommee vor den Kollegen in der ehe-
maligen DDR glaubwürdig waren. Wir

wollten es nicht zulassen, dass jemand,
der nach internationalen Standards nicht
zu den Besten zählte, den Kollegen in den
neuen Bundesländern struk-
turelle Ratschläge geben und
Bewertungen ihrer Arbeit
vornehmen durfte. 

Ein weiteres Kriterium
war die Bereitschaft zur
kontinuierlichen Mitarbeit.
Die Gutachter mussten für
den Wissenschaftsrat min-
destens ein halbes Jahr tätig
sein und nicht nur einmal
für eine Begehung. Es ging
darum, den Gesamtprozess auf dem Ge-
biet der Biowissenschaften und Medizin
zu begleiten. Man kann sich vorstellen,
wie schwierig es war, wissenschaftlich he-
rausragende Kolleginnen und Kollegen zu
überreden, ein halbes Jahr lang in einem
alten Bus der ehemaligen DDR-Akademie
– der im Winter mit einem Schweißbren-
ner warm gemacht werden musste, weil er
nicht ansprang, wenn der Diesel fest war –
durch die Lande zu fahren. 

Wir haben auch großen Wert auf eine
möglichst hohe Anzahl von ausländischen
Kollegen gelegt, damit in den Evalua-
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Gutachter mit Renommee

Horst Franz Kern

Eine gigantische Aufgabe

Wie Struktur und Arbeit der Evaluationsgruppen aussahen, erläutert der Präsi-

dent der Universität Marburg. Inhaltlich war für die Tätigkeit der medizinischen

Arbeitsgruppe durch zwei kurz zuvor gegebene Empfehlungen des Wissen-

schaftsrates ein Maßstab gesetzt worden.

Die Neugestaltung in der Medizin 

In der Arbeitsgrup-
pe Medizin haben
wir von Anfang an Wert
darauf gelegt, dass nur
solche Wissenschaftler
tätig werden sollten, die
durch ihr internationales
Renommee vor den Kolle-
gen in der ehemaligen
DDR glaubwürdig waren.
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tionsprozess die internationale Perspekti-
ve einfließen konnte. Um gleichzeitig den
Bezug zu Deutschland zu haben, haben
wir ausländische Forscher, die in Deutsch-

land tätig waren, oder im
Ausland tätige Deutsche be-
rufen. Außerdem waren ur-
sprünglich drei, später zwei
Kollegen aus der ehemaligen
DDR dabei.

Der eigentlichen Arbeit
war in den Biowissenschaften und in der
Medizin durch zwei gerade vorher verab-
schiedete Empfehlungen des Wissen-
schaftsrates ein Maßstab gesetzt worden.
Das war erstens die Empfehlung zur Lage
der klinischen Forschung in Deutschland
und zweitens die Empfehlung zur Zu-
sammenarbeit zwischen Großforschungs-
einrichtungen und Hochschulen. Glück-
licherweise gab es einige Kollegen, die so-
wohl in einer dieser beiden Arbeitsgrup-
pen tätig gewesen waren als auch in der

Arbeitsgruppe Biowissenschaften und Me-
dizin. 

Ich sage glücklicherweise, denn wir
mussten sicherstellen, dass neben der
fachlichen, international anerkannten
Brillanz gleichzeitig forschungspoliti-
sches Verständnis vorhanden war. Unse-
re Aufgabe war es ja, das System zu ana-
lysieren und strukturelle Empfehlungen
zu geben, anhand eines durch den Wis-
senschaftsrat vorgegebenen forschungs-
politischen Konzepts. Deshalb hat diese
Arbeitsgruppe die Hoffnung, man könne
das Problem der Umgestaltung der Aka-
demie-Einrichtungen durch die Grün-
dung einer Großforschungseinrichtung
ganz einfach lösen, enttäuscht. Diese Ar-
beitsgruppe hat auch das Max-Delbrück-
Centrum für Molekulare Medizin in Ber-
lin-Buch nicht als Großforschungsein-
richtung vorgeschlagen, so steht es in den
Empfehlungen. Es musste aber aus fi-
nanziellen Gründen eine solche Einrich-

Horst Franz Kern: Die Gründung einer Großforschungseinrichtung konnte das Problem nicht lösen.

Wir haben großen
Wert auf eine mög-

lichst hohe Anzahl von
ausländischen Kollegen

gelegt.
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xxx..

tung werden. Man muss eben auch rea-
listisch sein. 

Einige unserer Ziele: Die
klinische Forschung sollte
besser strukturiert und or-
ganisiert werden als die kli-
nische oder biomedizinische
Forschung im Westen. Ins-
besondere sollte die mole-
kulare Zellbiologie in ihrer
Anwendung auf die Medizin
gestärkt werden. Dieses Ziel
ist an vielen Orten, bei-
spielsweise in Jena und Ber-

lin, erreicht worden. Es sollte außerdem
die Einheit der Grundlagenforschung mit
der Klinischen Anwendung, also ein For-
schungsinstitut mit einer Forschungskli-
nik, wiederbelebt werden. Eine solche
Form der Zusammenarbeit gab es im
Westen nicht. In der ehemaligen DDR gab
es aber drei oder sogar vier solcher Ein-
richtungen im Rahmen der Akademie. In
den Empfehlungen schlugen wir aber
nicht Großgruppen, sondern flexiblere Ar-
beitsgruppen von etwa zehn bis 14 Leu-
ten vor – zur Hälfte von Drittmitteln fi-
nanziert. 

Ein anderes Ziel konnten wir nicht er-
reichen. Es gab in der ehemaligen DDR
sehr sauber geführte Datensammlungen,
Grundvoraussetzung für epidemiologische
Studien, die es im gesamten Westen nicht
oder nur fragmentarisch gibt: das Krebs-
register, eine Ernährungsdatensammlung,
eine Datensammlung zur Zuckerkrank-
heit. Wir wollten versuchen, diese zu er-
halten, weil in den Empfehlungen des
Wissenschaftsrates zur Klinischen For-
schung die völlig fehlende Epidemiologie
in Deutschland als ein schweres Handicap
für die Forschung angesehen wurde. Dies
konnte allerdings beim Übergang eines
Systems in das nächste nicht geleistet wer-
den, ich nenne als Stichwort nur den Da-
tenschutz. 

Die Bilanz: In bestimmten Bereichen ist
eine konkurrenzfähige biomedizinische
Forschung mit Anbindung an die Klinik
und einer engen Verbindung zu den Uni-
versitäten geleistet worden. Das Herz des
Wissenschaftsrates schlägt stark für die
Universitätsforschung, denn der Nach-
wuchs und die Innovationen kommen aus
den Universitäten. Deshalb sollte bei die-
sem Umstrukturierungsprozess möglichst
viel der in die Akademie aus den Hoch-
schulen heraus verlagerten Forschung zu-
rück in die Universitäten gebracht werden. 

Nur konnte dies im Jahr 1990 nicht mit
Verantwortung empfohlen werden. Man
hätte die Kollegen in die Nicht-Finanzie-
rung empfohlen, weil klar war, dass die
Länder mit den Entwicklungen ihrer Uni-
versitäten und Hochschulen überhaupt
noch nicht so weit waren. Das hat dazu
geführt, dass die WGL (Blaue Liste) durch
die Empfehlungen des Wissenschaftsra-
tes verdoppelt wurde. Wenn man das heu-
te beurteilt, insbesondere nach der Eva-
luation der Blauen Liste Ost und West,
dann ist aus dieser Leibniz-Gemeinschaft
ein hochkompetentes Forschungsinstru-
ment geworden, das sich mit allem mes-
sen kann, was es an Forschungseinrich-
tungen in der Bundesrepublik Deutsch-
land gibt. 

Da unsere Aufgabe darin bestand,
strukturelle Empfehlungen
für die Zukunft der Wissen-
schaft abzugeben, mussten
wir schuldig werden. Denn
es war völlig klar, dass eine
Übernahme des gesamten
Personals an den Akademie-
Instituten nicht finanzierbar
war. Wir wussten, je strin-
genter wir auf die interna-
tionale Kompetivität der

Horst Franz Kern..

Kompetentes Forschungsinstrument

Die Einheit der
Grundlagenfor-

schung mit der Klini-
schen Anwendung, also

ein Forschungsinstitut
mit einer Forschungskli-
nik, sollte wiederbelebt

werden. Eine solche Form
der Zusammenarbeit gab

es im Westen nicht.

Je stringenter wir
auf die internatio-
nale Kompetivität der
künftigen ostdeutschen
Wissenschaft bei unseren
Empfehlungen achteten,
desto mehr mussten wir
uns an einer Generation
versündigen.
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künftigen ostdeutschen Wissenschaft bei
unseren Empfehlungen achteten, dass wir
uns an einer Generation versündigen mus-
sten. Übergangsregelungen haben – ob-

wohl sie massiv formuliert
und empfohlen wurden –
nicht gegriffen. Das ist ein
politisches Faktum, das
heute weiter wirkt. 

Eines der ausländischen
Mitglieder der Arbeitsgrup-
pe war Kai Simons, damals

Leiter des Bereichs Zellbiologie an den Eu-
ropäischen Molekularbiologischen Labo-
ratorien in Heidelberg, heute Direktor in
einem international führenden Max-
Planck-Institut in Dresden. Er hat mir am
Ende des ganzen Prozesses geschrieben:
„I have been extremely impressed by the
commission that you have been chairing.
It is indeed amazing that a progressive
group of biologists and medical scientists
could be assembled even if the assignment
was impossibly difficult. We not only man-
aged all the complex issues, but somehow
one felt that the human and social com-
ponent was also there. Of course in the
end the proposal is harsh. But there is no
other choice, if we want to create a flouri-
shing scientific community in the whole
of Germany.“ Das war auch meine Über-
zeugung und ist meine Überzeugung heu-
te. 

Prof. Dr. Horst Franz Kern  ist Präsident der Univer-
sität Marburg. Er leitete die 1990 eingesetzte Ar-
beitsgruppe Biowissenschaften und Medizin des
Wissenschaftsrates.

Transformation der Akademie-Einrichtungen..

We not only man-
aged all the com-

plex issues, but somehow
one felt that the human

and social component
was also there.



Der 14. November 1990 ist mir
unvergesslich. Zum ersten Mal
hat an diesem Tag an unseren

Beratungen im Wissenschaftsrat eine De-
legation aus einer Welt teilgenommen, die
uns bislang bei unseren Sitzungen im
Reichstag nur mit Wachtürmen, mit
Schießeisen, mit grauen, stummen Pas-
santen in unerreichbarer Nähe – anders
kann man das gar nicht ausdrücken – hin-
ter Betonmauern begegnet war. Was für
ein Ereignis! Was für ein unerhörter Wan-
del! An jenem Mittwoch waren wir schon

in den Startlöchern für die
Evaluation der Akademie-
Institute. 

Die Stimmung war ziem-
lich nervös. Es kursierten
Gerüchte, dass bereits Pilo-
ten unterwegs seien, die für
Interessenten dunkler Pro-
venienz die Forschungs-
landschaft im Osten aus-
spähten, um eventuelle

„Forschungsperlen“ in die eigene Tasche
zu stecken. Und wir hatten allmählich
das Gefühl, dass der Wissenschaftsrat nur

das weniger Glanzvolle zur Abwicklung
überlassen bekommt. Zu diesem Miss-
trauen gesellte sich dann noch das Unbe-
hagen, dass wir dabei waren, diese DDR-
Wissenschaft in ein System zu integrie-
ren, das der Wissenschaftsrat selbst jah-
relang aus guten Gründen kritisiert hatte. 

Aber sowohl dieses Misstrauen als auch
das Unbehagen verschwanden vollstän-
dig mit dem ersten Besuch in einem der
Institute. Angesichts von einzelnen For-
schungsinstituten, die man ob ihrer mu-
sealen Qualitäten am liebsten dem Denk-
malpfleger übergeben hätte; angesichts
von Labors, in denen man die Improvi-
sationskunst bewundern musste, mit de-
nen nicht vorhandene, nicht erhältliche,
verbotene Technologie kompensiert wur-
de; angesichts der Vorhängeschlösser an
den Labortüren, hinter denen dann nicht
Ergebnisse veröffentlicht wurden, son-
dern in einer unbegreiflichen Geheim-
haltungsmanie weggeschlossen wurden,
und angesichts der sehr schweren

55

Horst Franz Kern/Gerhard Neuweiler..

Wir fühlten uns un-
behaglich bei dem

Gedanken, dass wir dabei
waren, diese DDR-Wis-

senschaft in ein System
zu integrieren, das der

Wissenschaftsrat selbst
jahrelang aus guten

Gründen kritisiert hatte.

Gerhard Neuweiler

Experiment geglückt

Werden die „Forschungsperlen“ schon von anderen abgeworben? Bleibt dem

Wissenschaftsrat nur „der Rest“ zur Evaluation? Der ehemalige Vorsitzende des

Wissenschaftsrates schildert die Unsicherheiten am Beginn des Transforma-

tionsprozesses. Die enge Kooperation zwischen Wissenschaft und Politik nennt

er als einen wichtigen Grund für den Erfolg dieses Prozesses.

Die Neugestaltung in den Naturwissenschaften 

Funktionierende Systeme nutzen
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menschlichen Schicksale war allen Be-
teiligten sofort klar, dass der Transfor-
mationsprozess sehr rasch vollzogen
werden muss. Dies war nur möglich,
wenn man das Erhaltenswerte in bereits
bestehende, funktionierende Systeme in-
tegrierte. 

Aus einem Abstand von zehn Jahren
können wir feststellen, dass dieses gewag-
te und einmalige Sortier- und Eingliede-
rungsexperiment zumindest für die Na-

turwissenschaften geglückt
ist. Das Wissenschaftsspek-
trum in Deutschland ist
durch diesen Transforma-
tionsprozess bereichert wor-
den. Nun haben es die Na-
turwissenschaften wesent-
lich leichter gehabt als die
Geisteswissenschaften. Die
Forschungsgegenstände
brachten es mit sich, dass
die Arbeitsziele, die Metho-

den und sogar eine ganze Anzahl der Köp-
fe weniger ideologiedurchtränkt waren als
in anderen Gebieten. Deshalb musste in
den Naturwissenschaften keine Disziplin
vollständig abgewickelt und erneuert wer-
den. Es gab in vielen Instituten trotz der
staatlich verhängten Isolation, die wohl
das schlimmste Handicap gerade für die
Naturwissenschaftler gewesen ist, gute
und zum Teil sogar ganz hervorragende
Gruppen, die es verstanden, mit ihrer For-
schung im internationalen Kontext zu
bleiben. 

Die Naturwissenschaften hatten ein
spezifisches Problem zu lösen: Sie fanden
in den meisten Instituten eine erdrücken-
de Dominanz angewandter Forschung,
insbesondere in der Chemie. Für Grund-
lagenforschung war kein Geld vorhanden. 

Die Evaluierungskommissionen haben
deshalb in den Naturwissenschaften in ih-
ren Empfehlungen ein Ziel konsequent
verfolgt, und der heutige Erfolg gibt ihnen

Transformation der Akademie-Einrichtungen..

Gerhard Neuweiler: Die Evaluierungskommissionen haben dafür gesorgt, dass die Grundlagenfor-
schung gestärkt wurde.

Das gewagte und
einmalige Sortier-

und Eingliederungsexpe-
riment ist für die Natur-

wissenschaften geglückt.
Das Wissenschaftsspek-
trum in Deutschland ist

durch diesen Transforma-
tionsprozess bereichert

worden.



Recht. Sie haben dafür gesorgt, dass die
Grundlagenforschung als Quelle jedes
technischen und zivilisatorischen Fort-
schritts wieder ihren Platz in diesen Fä-
chern bekommen hat. 

Es war ursprünglich das erklärte Ziel
des Wissenschaftsrates, die Akademiefor-
schung so weit wie möglich wieder in die
Universitäten zu integrieren. Dieses Ziel
wurde in den Naturwissenschaften weit
verfehlt und musste verfehlt werden, denn
die Universitäten in den neuen Bundes-
ländern mussten damals in großem Stil ei-
genes Personal entlassen und zeigten ver-
ständlicherweise wenig Interesse, ihr
Lehrpersonal gegen die im alten Regime
durchaus privilegierten Akademieforscher
zu tauschen. 

Der zweite Grund: Bei der Wiedervereini-
gung griff die westdeutsche Kapazitäts-
verordnung unerbittlich auch in den neu-
en Bundesländern. Sie nivellierte die einst
vorzüglichen Betreuungsbedingungen an
den Hochschulen auf Mittelmaß, sie
schloss die Tore für von außen kommende
Wissenschaftler. 

In dieser Situation, in der gar keine
Möglichkeit bestand, in die Universitäten
zu reintegrieren, war es ein ausgesproche-
ner Glücksfall, dass wir die außeruniver-
sitären Forschungseinrichtungen für Aka-
demieforscher öffnen konnten – allerdings
zunächst gegen deren vehementen, teil-
weise wütenden Widerstand. Der Erfolg
spricht für die Richtigkeit dieser Politik.
Beispiele sind das Max-Delbrück-Centrum
für Molekulare Medizin in Berlin-Buch,
das GeoForschungsZentrum in Potsdam
oder das Institut für Ostseeforschung in
Warnemünde. 

Was hat diesen Erfolg bei den Natur-
wissenschaften bewirkt? Das erste und
entscheidende Kriterium war das Festhal-

ten am Maßstab des internationalen For-
schungsniveaus. Die Evaluationsgruppen
waren mit hervorragenden, international
angesehenen Wissenschaftlern besetzt. Sie
empfahlen nur solche Forschergruppen
zur Weiterbeschäftigung, die dem inter-
nationalem Maßstab genügten. 

In den Naturwissenschaften ließ sich
das relativ gut auch bei den Begutachte-
ten,  den „Opfern“, durchsetzen, weil die
Naturwissenschaften seit vielen Jahren ei-
ne internationale Gemeinschaft sind, in
der es wenig Streit über das wissenschaft-
liche Niveau eines Faches gibt. Den Eva-
luationskommissionen war bewusst, dass
nur solche Forschungseinrichtungen im
Wettbewerb eine Chance haben werden,
die dieses Niveau erreichen, dazu gehört
übrigens auch der Personalschlüssel. 

Für bestimmte Forschungsaufgaben
musste der Personalstand auf internatio-
nales Niveau herauf- oder heruntergesetzt
werden Bei der Situation, die wir vorge-
funden haben, war das immer ein He-
runtersetzen. Das war hart. Aber wir hät-
ten eine schlimmere Sünde
begangen, wenn wir nicht so
gehandelt hätten. Hätten wir
andere Maßstäbe angesetzt,
hätte der Wissenschaftsrat
bei seiner Evaluierung fünf
Jahre später einen Teil dieser Institute wie-
der geschlossen – das wäre für die Betei-
ligten katastrophal gewesen. Der zweite
wichtige Punkt war die Fachkompetenz
und die Integrität der Kommissionsmit-
glieder. Erst dadurch wurde den Empfeh-
lungen eine Sicherheit und Belastbarkeit
gegeben und konnte Neues entstehen. 

Ich kann mich gut an Sitzungen bis spät
in die Nacht erinnern, wo in der Evalua-
tionskommission plötzlich so etwas wie ei-
ne kreative Stimmung entstand und über
die Disziplinen hinweg neue Forschungs-
konzepte entwickelt wurden, die dann
nachher in die Neugründungen hineinflos-
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Gerhard Neuweiler..

Akademieforschung integrieren

Der Personalstand
musste auf interna-
tionales Niveau herunter-
gesetzt werden.
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sen. Die Stimmung war außerordentlich
produktiv. Auf der anderen Seite haben die
Kommissionen sich auch nicht gescheut,
die entsprechenden Schnitte zu empfehlen. 
Ein weiterer Grund für den Erfolg war
die enge Kooperation zwischen Politik
und Wissenschaft. So äußerten wir in ei-
nem Gespräch mit dem damaligen Staats-
sekretär Dr. Gebhard Ziller die Sorge,
dass das von uns Empfohlene nicht fi-
nanziert werden könne. Ziller hat damals
wörtlich geantwortet: „Kümmern Sie sich
um die Wissenschaft, wir besorgen das
Geld!“ Und er hat Wort gehalten. Nahezu

90 Prozent unserer Emp-
fehlungen wurden tatsäch-
lich umgesetzt. 

Diese Entwicklung war
nicht von vornherein abzu-
sehen. Von Anfang an war
ich an der Evaluation von
47 Instituten der agrarwis-
senschaftlichen Akademie
beteiligt. Zu Beginn lud
mich der damalige Leiter
der Zentralabteilung, Dr.

Herward Schmidt, ins Landwirtschaftsmi-
nisterium und machte mir in sehr klaren
Worten deutlich, dass das Landwirt-
schaftsministerium kein Geld habe und
auch keine Forschung brauche und wir
deshalb „da drüben“ abzuwickeln hätten.
Es war mir dann eine besondere Genug-
tuung, dass der Widerstand dieses Abtei-
lungsleiters bereits bei der ersten Bege-
hung angesichts der Forschungslage, der
Argumente der Experten und der Argu-
mente seiner eigenen Beamten dahin-
schmolz. 

In den Kommissionen saßen nicht nur
Wissenschaftler, sondern auch Ministeri-
albeamte, die manchmal recht phantasie-
volle Gedankengebäude der Wissen-
schaftler in umsetzbare Vorschläge um-
münzten. Ihr Pragmatismus tat gut! Die
Transformation gelang deshalb so gut, weil

die Empfehlungen auf der intensiven Ko-
operation zwischen wissenschaftlicher, ad-
ministrativer und politischer Expertise ba-
sierte. 

Der letzte Faktor: die Mannschaft des
Wissenschaftsrates. Sie hat nicht nur das,
was sich die Wissenschaftler ausgedacht
haben, in nachlesbare Sätze gebracht, son-
dern maßgeblich an der Strategie, wie eine
solche Evaluation zu bewerkstelligen sei,
mitgearbeitet. 

Prof. Dr. Gerhard Neuweiler ist Geschäftsführer
des Zoologischen Instituts der Universität Mün-
chen. Er war von 1993 bis 1994 Vorsitzender des
Wissenschaftsrates.

Transformation der Akademie-Einrichtungen..
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Die Geisteswissenschaften gehör-
ten in der Organisation der Aka-
demie der Wissenschaften der

DDR zu dem Forschungsbereich Gesell-
schaftswissenschaften. Das war nicht nur
eine terminologische, sondern auch eine
inhaltliche Festlegung. Der Bereich um-
fasste zwölf geistes- und sozialwissen-
schaftliche Institute mit insgesamt 1.661
Mitarbeitern. Nach unseren Empfehlun-
gen verblieben Einrichtungen mit etwa
400 Mitarbeitern. In diesem Zahlenver-
hältnis drückt sich die ganze Spannung
des Transformationsprozesses aus. 

Es war aus wissenschaftspolitischen
wie aus inhaltlichen Gründen weder mög-
lich noch wünschenswert, die Akademie-
Institute in der bestehenden Form weiter-
zuführen. Schon allein deshalb, weil für
eine Weiterführung als Institutsverbund
keine Trägerschaft zu finden gewesen wä-
re. Die neuen Bundesländer mussten aus
mannigfaltigen Gründen danach streben,

die Wissenschaftsstruktur der Bundesre-
publik Deutschland zu übernehmen, in sie
einbezogen zu werden und nicht einen
ostdeutschen Sonderweg zu gehen. 
Vor allem in den Geisteswissenschaften
waren Inhalte und Strukturen der For-
schung von den Nachwirkungen der Par-
teilenkung zu befreien. Die Bewältigung
dieser Aufgabe wurde mit
den Empfehlungen des Wis-
senschaftsrates angestrebt.
Zu den geisteswissenschaft-
lichen Instituten gab es des-
halb eine eigene Empfeh-
lung, auf die ich noch zu-
rückkomme.

Die Empfehlungen haben – wie alle an-
deren Stellungnahmen zu den neuen
Bundesländern oder deren Wissenschafts-
system – grundlegend zwei unstrittige,
aber sehr asymmetrische Voraussetzun-
gen: Erstens war die institutionelle Struk-
tur durch das Wissenschaftssystem der
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Gerhard Neuweiler/Manfred Bierwisch..

In den Geisteswis-
senschaften waren
Inhalte und Strukturen
der Forschung von den
Nachwirkungen der Par-
teilenkung zu befreien.

Manfred Bierwisch

Konsolidiert, aber nicht
etabliert

Nur ein Viertel der ehemaligen Mitarbeiter in den  geisteswissenschaftlichen

Akademie-Instituten wurde nach der Evaluation weiterbeschäftigt. Diese Zahl

drückt das Spannungsverhältnis aus, von dem die Umgestaltung geprägt war.

Der Linguistikprofessor, der selbst an der Akademie der Wissenschaften tätig

war, schildert die Entstehung der Geisteswissenschaftlichen Zentren, die Kern

der Empfehlungen waren und als Vorbild für ganz Deutschland dienen sollten.

Die Neugestaltung in den Geisteswissenschaften
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Bundesrepublik Deutschland gegeben.
Zweitens ging mit dem Umbau ein Eliten-
austausch in der Wissenschaft einher, der
nicht ausschließlich, aber doch weitge-
hend ein Austausch von West nach Ost
war. 

Auch der Wissenschaftsrat ging grund-
sätzlich davon aus, dass den Einrichtun-
gen der neuen Bundesländer durch Füh-
rungspersonal geholfen werden müsste.
Dagegen spielten Bewegungen in umge-
kehrter Richtung praktisch keine Rolle.
Der Charakter eines solchen umgekehrten
Austauschs wäre unter den Realitäten von
1990 auch nur schwer vorstellbar gewe-
sen. Mit diesen beiden Feststellungen will
ich nicht den verständlichen und oft arti-
kulierten Ressentiments und Einwendun-
gen gegen die Empfehlungen des Wissen-
schaftsrates beipflichten. Ich will nur sa-
gen, dass es solche Einwände gegeben hat.
Es ist notwendig, sich der Asymmetrie, die
in diesen beiden Voraussetzungen steckt,
bewusst zu sein. 

Was wurde im Einzelnen empfohlen? Zu-
nächst die Fortführung von 30 Langzeit-
vorhaben, die in verschiedenen geistes-
wissenschaftlichen Instituten aus der Tra-
dition der preußischen Akademie und
durch Neugründungen in der Zeit der
DDR-Akademie betrieben wurden. Sie
wurden mit der 1993 vollzogenen Wieder-
gründung der Akademie der Wissenschaf-
ten als Berlin-Brandenburgische Akademie
dort übernommen und durch sie betreu-
end fortgesetzt. Zweitens die Übernahme
einer Reihe von Wissenschaftlern in be-
stehende Institute, insbesondere in das
Institut für Deutsche Sprache in Mann-
heim, in die Historischen Kommissionen,
in das Deutsche Archäologische Institut.
Drittens die Neugründung – und das ist
der entscheidende und in seinen Auswir-

kungen zu erörternde Punkt – von sieben
geisteswissenschaftlichen Forschungszen-
tren. 

Das Konzept dieser Zentren nahm ei-
nen Vorschlag aus einer Denkschrift von
Wolfgang Frühwald und anderen mit dem
Titel „Geisteswissenschaft
heute“ auf und modifizierte
ihn. Es zielte auf universi-
tätsunabhängige, aber uni-
versitätsnahe Institutionen
mit eigenständigem Profil
und hoher Flexibilität. Von
den sieben in diesem Sinne
empfohlenen Zentren ist eins später als
Max-Planck-Institut für Wissenschaftsge-
schichte umgegründet worden. Die ande-
ren – drei in Berlin, zwei in Potsdam, eins
in Leipzig – sind als Geisteswissenschaft-
liche Zentren etabliert worden, zunächst
betreut von der Max-Planck-Gesellschaft. 

Die vierte Empfehlung, die der Wis-
senschaftsrat ausgesprochen hat, waren
zwei Max-Planck-Arbeitsgruppen aus dem
insgesamt von der Max-Planck-Gesell-
schaft angelegten Programm von Arbeits-
gruppen. Da zu dem Gesamtbereich auch
die Wirtschafts-, Rechts- und Sozialwis-
senschaften gehörten, wurde schließlich
das Institut für Wirtschaftsforschung in
Halle empfohlen, das der WGL (Blaue Lis-
te) angehört, außerdem eine kleine Ar-
beitsgruppe für Sozialwissenschaften und
Information im Rahmen der Gesellschaft
Sozialwissenschaftlicher Infrastrukturein-
richtungen (GESIS). 

Dann blieb eine ganze Reihe von Ein-
zelwissenschaftlern, für die nach ihrer aus-
drücklichen Bewertung eine Eingliede-
rung in bestehende Institutionen, vor al-
lem in Universitäten, vorgesehen war. Das
ist das tragische Kapitel des Wissenschaft-
lerintegrationsprogramms (WIP) – das,
wie wir wissen, gescheitert ist. Es musste
scheitern. Die Universitäten in den neuen
Bundesländern wurden gerade durch die

Transformation der Akademie-Einrichtungen..

Wiedergründung der Akademie

Das Konzept der
Zentren zielte auf
universitätsunabhängige,
aber universitätsnahe In-
stitutionen mit eigen-
ständigem Profil.



Empfehlungen zu drastischen Reduzie-
rungen des Mittelbaus veranlasst. Ein
Transfer in die alten Bundesländer war aus
vielen Gründen weitgehend chancenlos.
Das tragische Scheitern des WIP kann
man nicht schönreden, aber auch nicht
mehr beheben. Die Problematik löst sich
inzwischen weitgehend biologisch. 

Zur Perspektive der sechs Zentren, die
– nach Umgründung der Wissenschafts-
geschichte zum Max-Planck-Institut – ge-
blieben sind: Nach der Überwindung ver-
schiedener – teils wissenschaftspolitischer,
teils auch personeller – Probleme haben
sich die Zentren insgesamt erfolgreich
konsolidiert. Sie haben durch ihre Projek-
te, Veranstaltungen, Publikationen und
das Gastwissenschaftlerprogramm an At-
traktivität und Ausstrahlung gewonnen.
Sie stellen tatsächlich ein Novum in der
Beziehung zu den Universitäten dar. Das
wechselweise Verhältnis wird beiderseits
genutzt und begrüßt. Ihr eigenständiges
Profil schwächt die Beziehungen nicht,
sondern schafft neue Möglichkeiten; bei
der Berufung der Leitungspositionen hat
sich die Beziehung zu den Universitäten
als ausgesprochen hilfreich erwiesen. Da-
bei waren die Schwierigkeiten in den Zen-
tren unterschiedlich, auch der Status quo
weist Unterschiede aus, die in den Jahres-
berichten der Institute nachgelesen wer-
den können. 

Nach der Gründungsphase, die die Max-
Planck-Gesellschaft betreut hat, wurden
die Projekte von der Deutschen For-
schungsgemeinschaft begutachtet. Sie
werden heute von der DFG und dem je-
weiligen Sitzland finanziert. Gleichwohl
ist der Zustand der Zentren noch keines-
wegs zufriedenstellend geklärt. Vor sechs
Jahren, bei einem Kolloquium im Zen-
trum für Aufklärungsforschung in Pots-

dam, habe ich festgestellt: „Die Zentren
werden insgesamt nur dann erfolgreich
sein, wenn sie nicht zum ostdeutschen
Sonderweg werden, sondern als Typus an-
genommen und zum Modell für entspre-
chende Entwicklung anderwärts werden
können.“ Gemeint ist nicht die Prolifera-
tion von Zentren über das ganze Bundes-
gebiet, sondern die notwendige Akzeptanz
des Modells auch unabhängig vom eini-
gungsbedingten Anlass. Die Akzeptanz
wird sich aber nur einstellen, wenn die
Leistungsfähigkeit der Zentren, die Interes-
santheit ihrer Orientierung und die Über-
zeugungskraft ihrer Ergebnisse außer Frage
stehen. 
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Existenz nicht gesichert

Manfred Bierwisch im Gespräch mit Jürgen
Schlegel.
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Heute kann man sagen, dass die Überzeu-
gungskraft inzwischen belegbar ist. Die
Zentren sind in unterschiedlicher Weise

angesehene Adressen ge-
worden. Die Etablierung ist
gleichwohl offen. Ansätze zu
Gründungen von zwei neu-
en Einrichtungen ähnlicher
Art in den alten Bundeslän-
dern sind zurückgenommen
worden zu Gunsten univer-
sitätsinterner Forschungs-
kollegs, die in traditioneller
Weise in der Verfügung der
Fakultäten bleiben. Damit
besteht die Gefahr, dass die

Zentren als universitätsnahe, aber eigen-
ständige Einrichtungen, als etwas, das als
Novum aus dem Einigungsprozess her-
vorgegangen ist, doch zum Auslaufmodell
werden könnten. 

Es scheint deshalb eine strenge, aber
faire und ergebnisoffene Bewertung des
Potenzials und des Profils aller sechs Zen-
tren geboten zu sein. Ziel dabei ist eine be-
lastbare Fixierung ihrer Perspektive. Die
in der Gründungsempfehlung vorgesehe-
ne Evaluierung nach zehn Jahren über das
Gesamtkonzept sollte für einen solchen
Kassensturz ein geeigneter Anlass sein.
Außerdem haben die Träger der Zentren
die Verpflichtung, einen die Arbeitsfähig-
keit garantierenden Förderungsmodus auf
der Grundlage einer solchen Prüfung zu
garantieren. Es darf nicht sein, dass durch
falsche oder gar böswillige Orientierung
am Ende die Geisteswissenschaften der
Verlierer der Einheit sind – gerade da, wo
etwas Innovatives aus dem Potenzial der
Geisteswissenschaften der DDR hervorzu-
gehen eine Chance hätte. 

Prof. Dr. Manfred Bierwisch ist Linguist an der
Humboldt Universität Berlin.
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Es besteht die Ge-
fahr, dass die Geis-

teswissenschaftlichen
Zentren als universitäts-

nahe, aber eigenständige
Einrichtungen, als etwas,
was als Novum aus dem

Einigungsprozess hervor-
gegangen ist, doch zum
Auslaufmodell werden
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Diskussion..

Reimar Lüst:
Die Max-Planck-Gesellschaft ist ja zu-
nächst kritisiert worden, weil sie so zö-
gerlich an die Gründung neuer Max-
Planck-Institute herangegangen sei. Ich
rechne es Hans Zacher hoch an, dass er
diesem Druck widerstanden hat und
dass nur solche Max-Planck-Institute ge-
gründet worden sind, die den Prinzipien
der Max-Planck-Gesellschaft entspra-
chen.
Und ich muss Ihnen widersprechen,Herr
Reich. Die Anzahl der Max-Planck-Insti-
tute in den neuen Bundesländern ent-
spricht der Anzahl in Westdeutschland –
wenn man von Mecklenburg einmal ab-
sieht,aber immerhin ist dort das Plasma-
Institut gelandet. Soweit ich weiß, sind
die Ausgaben pro Kopf der Bevölkerung
für die universitätsfernen Institute in Ost-
deutschland die gleichen wie in West-
deutschland.

Hans Zacher:
Die Max-Planck-Gesellschaft hat seit 1991
Neugründungen nur in den neuen
Bundesländern vorgenommen. Die ein-
zige Westgründung war eine Projekt-
gruppe für Recht der Gemeinschaftsgü-
ter in Bonn vor zwei Jahren. Aber 18 Insti-
tute wurden in der Zeit von 1991 bis 1997
in den neuen Bundesländern gegründet.
Im Westen gab es in dieser Zeit keine
Neugründungen.

Gotthilf Hempel:
Die Umweltwissenschaften waren ein
absoluter Sonderfall. Zu ihnen gab es ein
fächer- und institutsübergreifendes Gut-
achten des Wissenschaftsrates, das uni-
versitäre und außeruniversitäre For-

schung zusammenfasste. Der Grund
war:Offiziell gab es in der DDR keine Um-
weltwissenschaften,aber es gab viele Ak-
tivitäten und einen großen Enthusias-
mus. Damit war ein einmaliger Gestal-
tungsspielraum gegeben, und dieser
wurde, dem Wissenschaftsrat folgend,
von Bund und Ländern gut ausgefüllt. Es
entstanden kleinere Institute und eine
Großforschungseinrichtung.
Die Vernetzung zwischen den Instituten
und den Universitäten ist relativ gut ge-
lungen. Für die Umweltwissenschaften
wurde tatsächlich eine blühende Land-
schaft geschaffen. In den folgenden Jah-
ren konnten wir beobachten, dass die
Landschaft stellenweise besser blühte als
in Westdeutschland. Nach der Begut-
achtung der Umweltwissenschaften in
der DDR gab es eine Begutachtung der
westdeutschen Umweltwissenschaften,
aber mit weit weniger Gestaltungsspiel-
raum.

Diskussion mit dem Plenum

Reimar Lüst (rechts) im Gespräch mit Konrad
Adam.

>>>
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Transformation der Akademie-Einrichtungen..

Ein besonderes Erlebnis bei der Evalua-
tion in Ost- und später in Westdeutsch-
land war für mich die Mitwirkung der
ostdeutschen Gutachter. Ich preise deren
große Geduld und Fairness.Ohne ihre Be-
reitschaft, uns vieles zu erklären, wären
wir weit weniger erfolgreich gewesen.
Bei der späteren Evaluation in West-
deutschland mussten unsere ostdeut-
schen Kollegen sehen, wie unsere Emp-
fehlungen dort zu weit weniger drasti-
schen Schnitten führten, als sie es an ih-
ren eigenen Instituten in Ostdeutschland
erlebt hatten. Diesen Kollegen und Kol-
leginnen gebührt unser ganz besonde-
rer Respekt und Dank.

Konrad Jarausch:
Ich möchte Herrn Krull und Herrn Bier-
wisch für ihre Worte über die Geistes-
wissenschaften danken, denn sie sind in
diesem Gremium etwas unterrepräsen-
tiert. Als Amerikaner und Direktor von ei-
nem dieser Geisteswissenschaftlichen
Zentren möchte ich betonen, dass unse-
rer Erfahrung nach die Internationalität,
die Innovation und Interdisziplinarität in
diesen Einrichtungen in ganz erstaunli-
chem Maße gelungen sind.Sie sind auch
ein Labor der Einheit wegen ihrer perso-
nellen Zusammensetzung aus Ost und
West. Nun sind sie aber – wie Herr Bier-
wisch ausgeführt hat – ein Stück „unfi-
nished business“, denn sie sind als Expe-
riment auf Zeit konzipiert worden. Es be-
steht eine eklatante Ungleichheit zwi-
schen der Behandlung der Naturwissen-
schaften und der Geisteswissenschaften
in diesem Punkt. Ich denke, der Wissen-
schaftsrat ist in der Pflicht,sich diese Ins-
titute noch einmal anzusehen,damit sie
nicht den Weg des Wissenschaftlerinte-
grationsprogramms gehen.

Winfried Eberhardt:
Ich bin der Leiter des Geisteswissenschaft-
lichen Zentrums in Leipzig,das sich mit der
Geschichte und Kultur Ostmitteleuropas
befasst. In der Tat droht den Zentren das
Schicksal des Wissenschaftlerintegrations-
programms. Herr Bierwisch, Sie haben
deutlich gemacht, dass der Typus der Zen-
tren entscheidend ist und Akzeptanz fin-
den soll. Ich kann das aus meiner Sicht nur
bestätigen,denn die Zentren sind als Typus
sehr erfolgreich.Sie sind positive Ergebnisse
der Transformation.
Das Leipziger Zentrum und auch die ande-
ren Zentren haben mit der personellen
Durchmischung seit der Betreuung durch
die Max-Planck-Gesellschaft Erfolg gehabt.
Wir haben in Leipzig immer noch etwa acht
Akademieforscher, aber inzwischen auch
Nachwuchs aus den ostdeutschen Ländern.
Der zweite gelungene Punkt ist die Dritt-
mitteleinwerbung unter Wettbewerbsbe-
dingungen.Auch der Aufbau von Projekten,
die eine bestimmte Struktur haben sollen,
nämlich komparatistisch und multidiszi-
plinär, ist gelungen.
Inzwischen sind in Leipzig 56 Mitarbeiter
tätig,davon 46 Wissenschaftler in komple-
xen Gruppenprojekten. Diese Projekte sind
die inhaltliche Bedingung des Erfolgs,über
die Struktur hinaus gesehen. Das Renom-
mee des Leipziger Zentrums ist im In- und
Ausland, und zwar nicht nur in Ostmittel-
europa,sondern ebenso in Großbritannien
und den USA entscheidend gewachsen.

Hans Joachim Meyer:
Ich habe die herzliche Bitte, dieses Sympo-
sium dazu zu benutzen, eine Legende zu
beerdigen: Es hat in der Zeit der DDR keine
wesentliche Übertragung von Forschungs-
einrichtungen aus den Universitäten in die
Akademien gegeben! Ich kenne dieses be-



liebte Argument, aber es ist gleichwohl
nicht wahr. Die Zahl der Einrichtungen, die
im Zusammenhang mit der so genannten
Akademie- und Hochschulreform von 1968
tatsächlich übertraten, zu zählen, dafür
brauchen wir nicht einmal die Finger einer
Hand. In Analysen wird klar gezeigt,dass es
keine wesentlichen Unterschiede in den
Proportionen zwischen universitärer und
außeruniversitärer Forschung zwischen der
alten Bundesrepublik und der DDR gibt.
Selbst in einem Gebiet wie der Physik, wo
die Akademie der Wissenschaften der DDR
Traditionen der Kaiser-Wilhelm-Gesell-
schaft weiterführen konnte,spielte die uni-
versitäre Forschung immer noch eine wich-
tigere Rolle als die außeruniversitäre.
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Winfried Eberhardt: Die Geisteswissenschaftlichen Zentren sind ein positives Ergebnis der Trans-
formation.
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Berlin ist der Ort, an dem mit der
Wiedervereinigung Ost und West
unmittelbar in einem Land zu-

sammenzubringen waren. Es ist zudem ein
Ort von außerordentlicher Symbolkraft für
beide Seiten. Berlin West war hoch sub-
ventioniert, jung gehalten durch viele Stu-
dierende zur Stärkung der Lebenskraft ei-
ner Insel, mit der Freien Universität als
Symbol freiheitlicher Forschung und Leh-
re. Berlin Ost war als Hauptstadt der DDR
ein Ort der politischen Außendarstellung
eines zentralistischen Staates, mit der
Humboldt-Universität als Staatsuniversität
und einer Akademie der Wissenschaften
nach sowjetischem Vorbild. Die Symbol-
wirkung blieb bis heute erhalten. 

Die Aufgabe des Staates bestand nun
darin, die Hochschul- und Forschungs-
einrichtungen im Ostteil Berlins bei lau-
fendem Betrieb zu evaluieren, finanziell
abzusichern und verwaltungsmäßig nach
den Regeln der Bundesrepublik Deutsch-
land zu ordnen. Eine Alternative hierzu
gab es  nicht. Oder hätten Sie gewollt, dass
die Freie Universität in die Humboldt-Uni-
versität eingeht, das heißt die Humboldt-
Universität abgewickelt wird? Hätten Sie
gewollt, dass die Humboldt-Universität

keine Naturwissenschaften bekommt, son-
dern statt dessen die Naturwissenschaften
der Technischen Universität einspringen?
Hätten Sie gewollt, dass bei den Neuord-
nungsmaßnahmen von Anfang an ein ri-
gider Sparkurs eingehalten wird, der dann
dazu führt, die Übergangsprobleme über-
haupt nicht mehr lösen zu können?
Immerhin hat der Hochschulbereich in
Berlin strukturell eine Milliarde Mark in
zehn Jahren eingespart. 

Ohne die Mitarbeit der vielen Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler des
Wissenschaftsrates, der Hochschulstruk-
turkommission und anderer aus den alten
Bundesländern wäre es nicht gegangen. In
wenigen Jahren wurden Hunderte von Be-
rufungen ordnungsgemäß durchgeführt.
Es gab keine Überleitungen. Die Qualität
der Humboldt-Universität und anderer
Hochschulen im Ostteil der Stadt zeigt,
dass das Verfahren richtig war. Die For-
schungseinrichtungen aus der ehemaligen
Akademie der Wissenschaften entwickel-
ten sich, wie man heute sieht, mit großem
Erfolg – zum Beispiel Adlershof und Buch. 

Eine Alternative zum massiven Abbau
von Personal gab es nicht. Maßgeblich wa-
ren die zur Verfügung stehenden Stellen,

Ost und West in einem land: Berlin..

Erich Thies

Ziele verwirklicht
Bei laufendem Betrieb mussten die Berliner Hochschulen in den beiden so ver-

schiedenen Teilen der Stadt neu geordnet werden. Die Aufgabe des Wissen-

schaftsrates war nach Auffassung des damaligen Staatssekretärs beim Berliner

Wissenschaftssenates schwierig, doch eine Alternative gab es nicht.

Einführung



und die waren damals jedenfalls noch gut
bemessen. Etwa 4.500 unbefristet be-
schäftigte Mitarbeiter der Humboldt-
Universität und etwa 12.000 Mitarbeiter
der ehemaligen Akademie der Wissen-
schaften wurden nicht übernommen. Wä-
re dies damals nicht so entschieden wor-
den, gäbe es in der Humboldt-Universität
und den Forschungseinrichtungen heute
ausschließlich unbefristet Beschäftigte. 

Die Berufungskommissionen haben bei
den  Professoren nach Qualität entschieden.
Von politischen Belastungen erfuhr die Eh-
renkommission der Humboldt-Universität
durch die Unterlagen der Gauck-Behörde.
Die Akten des Ministeriums für Hoch- und
Fachschulwesen der DDR sowie die Akten
der Kreisparteileitung der Humboldt-Uni-
versität führten zu Entlastungen bezie-
hungsweise zu Nicht-Berufungen. 

Bei diesen Entscheidungen hat es auch
Fehlentscheidungen gegeben, die zu ver-
antworten sind. Aber zu dem Verfahren
insgesamt gab es keine Alternative. Alle
Beteiligten wissen, wie schwierig es war,
die abstrakte Idee einer leistungsfähigen
und auch personell flexiblen Universität
gegen die vielen unmittelbar Betroffenen
durchsetzen zu müssen. 

Ein kurzer Rückblick: Als ich Herrn Er-
hardt das erste Mal als Wissenschaftsse-
nator in Berlin erlebte, gab es gerade hef-
tige Abwehr – und zwar quer durch alle
Parteien – gegen den baden-württembergi-
schen Anspruch auf Eliteleistung und
Wettbewerb. Das sind heute Kategorien,
die von allen Ländern klaglos im Munde
geführt werden. Es war Erhardts Ziel,
nicht nur die Humboldt-Universität zu ei-
ner Spitzenuniversität zu machen, son-
dern auch die Freie Universität, die Tech-
nische Universität, die Hochschule der
Künste und die Fachhochschulen im
Westteil der Stadt in Bewegung zu setzen
durch einen bewussten Wettbewerb mit
der Humboldt-Universität, der Fachhoch-

schule für Technik und Wirtschaft und
den drei Hochschulen für Kunst, Musik
und Schauspielkunst im Osten der Stadt.
Auch dieses Ziel hat sich partiell verwirk-
lichen lassen. Die Westberliner Szene ist
jedenfalls nicht die selbe geblieben. 

Ich möchte auch auf die außerordentliche
Leistung der Berliner Senatsverwaltung für
Wissenschaft und Forschung hinweisen.
Berlin hatte einen nicht unerheblichen
Zeitvorsprung, weil hier eine kompeten-
te, wenn auch später viel gescholtene und
gebeutelte Verwaltung zur Verfügung
stand, die unmittelbar die Verantwortung
für die Einrichtungen im Ostteil der Stadt
übernehmen konnte. In den neuen
Bundesländern musste diese erst mühsam
aufgebaut werden. 

Die zweite Wahlperiode ab 1996 war
dann bereits durch massive Einschnitte im
Hochschulbereich und auch ein gewisses
Desinteresse an Wissenschaft und For-
schung gekennzeichnet. Man fing an, Wis-
senschaft und Forschung und Kultur zu-
sammenzunehmen – bei einer unüber-
windlichen Dominanz der Kultur in Ber-
lin. Diese Einschnitte konnten auch durch
die mit den Hochschulverträgen verbun-
dene Planungssicherheit, die Berlin als ers-
tes Bundesland eingeführt hat, nur zum
kleinen Teil relativiert werden. 

Prof. Dr. Erich Thies ist Generalsekretär der Ständi-
gen Konferenz der Kultusminister der Länder.
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Mmit der deutschen Einigung
stand Berlin vor der Mam-
mutaufgabe, zwei – in Ost

wie in West – opulent ausgebaute, aber
nach Struktur, Organisation und in in-
haltlicher Beschaffenheit durchaus unter-
schiedliche Wissenschaftssysteme zu
gleicher Qualität zusammenzuführen. Ver-
einheitlichung der Texturen, hohe Qua-
lität und Leistungsfähigkeit, Wettbewerb
und Kooperation, Profilierung durch
Schwerpunktbildung und nicht zuletzt
Wirtschaftlichkeit wurden als Leitziele
ausgerufen. 

Diese Leitziele sind von den Repräsen-
tanten und den Gruppenvertretern beider
Hochschulsysteme als bedrohlich emp-
funden und deshalb überwiegend mit of-
fenem oder hinhaltendem Widerstand auf-
genommen worden. Eine ganz normale
Massenuniversität wolle die Humboldt-
Universität werden, hat mir der damalige
Rektor der Humboldt-Universität als Ziel-
setzung gesagt, wohl im Blick auf den Er-

halt der überbordenden personellen Be-
setzung. Und der damalige Präsident der
Freien Universität nahm meine – sicher
wenig diplomatische – Äußerung, die
Humboldt-Universität müs-
se so gut werden, dass auch
der schwere Tanker Freie
Universität sich endlich zu
bewegen beginne, als Beweis
dafür, dass ich den Osten
nicht nur ideell, sondern
auch finanziell bevorzuge. 

Verhinderungsstärke der
Berliner Universitäten und
Einigungs- und Durchset-
zungsschwäche der Berliner
Politik ließen es deshalb geraten erschei-
nen, die strukturelle, fachliche und perso-
nelle Erneuerung ausschließlich mit den
Instrumenten auf den Weg zu bringen, die
der Wissenschaftsrat empfohlen hatte und
die sich dann auch als außerordentlich
tauglich und nützlich erweisen sollten.
Die Berufung auf den Wissenschaftsrat
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Die Berufung auf
den Wissenschafts-
rat wurde so sehr zum
Bindemittel der divergie-
renden Interessen, dass
man dem Wissenschafts-
senator vorwarf, in Berlin
hätten die Empfehlungen
des Wissenschaftsrates
Gesetzeskraft.

Manfred Erhardt

Gemeinsame Strukturen
finden

Die Hindernisse, die sich der Zusammenführung der unterschiedlichen Hoch-

schul- und Forschungssysteme in Berlin-Ost und -West entgegenstellten, hat

der frühere Wissenschaftssenator in Berlin (1991-1996) selbst nur zu deutlich zu

spüren bekommen. Den Rang Berlins als Wissenschaftsmetropole sieht er den-

noch bestätigt.

Der „Masterplan“ zu Beginn der 90er Jahre 



und seine Empfehlungen wurden so sehr
zum Bindemittel der zentrifugalen Kräfte
und der divergierenden Interessen, dass
man dem Wissenschaftssenator vorwarf,
in Berlin hätten die Empfehlungen des
Wissenschaftsrates Gesetzeskraft. Jeden-
falls wäre ohne den Wissenschaftsrat ein
gangbarer und schließlich auch ange-
nommener Weg nicht gefunden worden. 

Für den Bereich der Hochschulen wur-
de schon im Frühjahr 1991 eine hochran-
gig besetzte Landeshochschulstruktur-
kommission eingerichtet. Dass die Emp-
fehlungen dieser Kommission nicht auf-
genommen werden konnten, lag nicht an
der Qualität der Empfehlungen, sondern
daran, dass die Vorsitzenden der Struktur-
und Berufungskommission der Humboldt-
Universität sehr rasch arbeiten mussten.
Der österreichische Schriftsteller Robert
Menasse hat einmal gesagt: „Geduld ist ei-
ne schlechte Eigenschaft, denn Vernunft
verdirbt mit der Zeit, und deshalb muss
man schnell handeln.“ Wie die Struktur-
und Berufungskommissionen vorgegan-
gen sind, war sicher richtig, doch es hat
dazu geführt, dass die Empfehlungen der
Landeshochschulstrukturkommission –
die ja zu Schwerpunktbildungen und zu
Profilierungen des Gesamtssystems füh-
ren sollten und damit Einschnitte nach

Stärke- und Schwächeanalysen in allen
drei Universitäten zur Folge gehabt hät-
ten – irgendwie obsolet geworden sind. 

Wir haben dann versucht, in einem
1993 ins Abgeordnetenhaus eingebrach-
ten Landeshochschulstrukturplan diese
Empfehlungen aufzugreifen. Sie sind mit
knapper Not durch das Abgeordnetenhaus
gegangen, sind aber damals auf den erbit-
terten Widerstand aller drei Universitäten
gestoßen. Wenn ich etwas beklagen möch-
te – und dies nicht nur im Rückblick, son-
dern auch im Vorblick auf das, was auf
Berlin zukommt –, dann ist es die Unfä-
higkeit der drei Berliner Universitäten,
nicht nur im Protest zusammenzustehen,
sondern gemeinsam strukturelle Lösun-
gen zu finden und qualitätsorientierte Ent-
scheidungen zu treffen. 

Wir haben damals im Gegensatz zum Ver-
fahren in anderen neuen Bundesländern
keine einzige Überleitung bei Professoren
vorgenommen – auch das war eine Zu-
mutung für den Osten dieser Stadt –, son-
dern wir haben alle vorhandenen Profes-
soren auf die Ist-Stellenpläne gesetzt, ei-
nen Soll-Stellenplan definiert und diese
Soll-Stellen sämtlich ausgeschrieben. Sie
sind dann über die Struktur- und Beru-
fungskommissionen besetzt worden. 

Die beiden einzigen Vergünstigungen,
die wir konzipiert haben, waren folgende:
Das Hausberufungsverbot wird zeitweilig
ausgesetzt, und: Die Struktur- und Beru-
fungskommissionen haben jeden auch
daraufhin zu bewerten, ob es systembe-
dingte Defizite gegeben hat. Gemeint wa-
ren Defizite, die aus nicht vorhandenen
Einrichtungen oder aus nicht vorhande-
ner Literatur resultierten oder aus der Un-
möglichkeit, in der International Scientific
Community mitzureden. In diesem Fall
wurde bei einer positiven Prognose – näm-
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Keine einzige Überleitung

Manfred Erhardt: Kein Weg ohne Wissen-
schaftsrat.
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lich wenn dieses Defizit innerhalb von drei
bis fünf Jahren abgebaut werden konnte –
der Betreffende so behandelt, als ob es be-
reits abgebaut worden sei. 

Auf diese Weise sind sämtliche Profes-
sorenstellen besetzt worden. Das Verfah-
ren hat meiner Meinung nach dazu ge-
führt, dass all diejenigen, die aus der
Humboldt-Universität zu HRG-Professo-
ren berufen worden sind, mit Selbstbe-
wusstsein sagen konnten: Wir haben uns
demselben Verfahren unterzogen, unter

dem auch die anderen an die
Universität gekommen sind.
Es gab keine zwei Klassen
oder das Stigma des bloß
Übergeleiteten. 

Das jetzige kollegiale
Miteinander in der Hum-
boldt-Universität führe ich
zu einem großen Teil auf
dieses Verfahren zurück.

Auch die wissenschaftlichen Mitarbeiter
wurden von den Struktur- und Beru-
fungskommissionen im Hinblick auf die
Zweckbestimmung von Soll-Stellen eva-
luiert, und zwar hinsichtlich der Eignung,
aber auch der persönlichen Integrität. 

Die Neustrukturierung war von einem
ganz erheblichen Personalabbau begleitet:
Erreichen der Altersgrenze, freiwilliges
Ausscheiden, Abschluss von Auflösungs-
verträgen oder Kündigung. Insgesamt –
und dort stecken die persönlichen Schick-
sale – sind an der Humboldt-Universität
3.000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
ausgeschieden, an der Charité weitere
1.500. Es ging darum, Strukturentschei-
dungen zu treffen, die dauerhaft finan-
zierbar sind. 

Die Zahl der Studienplätze in Berlin
sollte bis zum Jahr 2003 um 15.000 auf
100.000 abgebaut werden. Heute kämp-
fen die Hochschulen bekanntlich um die
Zielzahl 85.000. Der Anteil der Fach-
hochschul-Studienplätze wurde damals –

teilweise zu Lasten der Universitäts-Stu-
dienplätze – von ehedem 16,4 Prozent auf
30 Prozent erhöht. Die ehemaligen Inge-
nieurhochschulen in Lichtenberg und
Wartenberg sowie die Hochschule für
Ökonomie, ehemals für Planökonomie,
wurden aufgehoben und, soweit möglich,
in die neue Fachhochschule für Technik
und Wirtschaft eingebracht. 

Außerdem haben wir im Osten der
Stadt nach baden-württembergischem Vor-
bild eine Berufsakademie eingerichtet. Die
Zahl ihrer Studienplätze musste allerdings
aufgrund der Berliner Finanzsituation sehr
beschränkt werden. Die Wirtschaft Ber-
lins, die bekanntlich nicht sehr stark ist,
hätte viel mehr betriebliche Ausbildungs-
plätze zur Verfügung gestellt, als der Staat
auf der anderen Seite Studienplätze vor-
halten konnte. 

Trotz dreier Senatsbeschlüsse, alle drei
Universitätskliniken fortzuführen, wurden
1997 Charité und Virchow-Klinikum zu-
sammengeführt. Die Initiative ging vom
Virchow-Klinikum aus. Die drei Künstle-
rischen Hochschulen im Osten der Stadt
konnten als jeweils selbstständige kleine
Einheiten überleben. Sie haben sich, mit
je eigener Qualität, nicht nur in Deutsch-
land, sondern auch international eine Po-
sition geschaffen, die es angeraten er-
scheinen lässt, ihre Selbstständigkeit auch
weiter zu erhalten. 

Zahlreiche Studiengänge wurden ent-
weder an einem Ort zusammengeführt
oder verlagert oder ganz eingestellt. Von
1992 bis 1994 hat der Hochschulbereich
Einsparungen gegenüber 1991 in Höhe
von 277 Millionen Mark erbracht. Gleich-
zeitig wurden uns Mehrausgaben in Höhe
von 279 Millionen Mark bewilligt, das
heißt, es ist – jedenfalls in meiner Amts-
zeit – fast in einem Patt ausgegangen. 

Die nach dem Hochschulstrukturplan
fälligen Entscheidungen sollten zügig um-
gesetzt werden und ab dem Jahre 2003 zu

Ost und West in einem land: Berlin..

Die Zahl der Stu-
dienplätze in Berlin

sollte bis zum Jahr 2003
um 15.000 auf 100.000

abgebaut werden. Heute
kämpfen die Hochschu-
len bekanntlich um die

Zielzahl 85.000.



Einsparungen von insgesamt 137 Millio-
nen Mark führen. Selige Zeiten, brüchige
Welt, kann man da nur wieder mit Robert
Menasse sagen. Ich verstehe heute um so
weniger, warum es damals nicht möglich
war, dass drei Universitätspräsidenten und
ein Senator gemeinsam der Berliner Politik
einen Strukturplan hätten präsentieren
können. Denn die Berliner Politik ist ja
um so schwächer, je stärker die drei Uni-
versitäten zusammenstehen, und zwar im
Blick auf eine gemeinsame Wissenschafts-
struktur in dieser Stadt, die Brandenburg
nicht ausklammert und den Blick auf das
Ganze richtet. 

In der DDR waren 54 Prozent der For-
schungspotenziale der Akademie der Wis-
senschaften in Berlin-Ost konzentriert. Der
Wissenschaftsrat hat damals das Ziel ver-
folgt, diese Wissenschaftspotenziale stärker
zu dislozieren, das heißt, dafür zu sorgen,
dass Benachteiligungen in den neuen
Bundesländern ausgeglichen wurden. Ich
weiß noch, wie der damalige Bundesfor-
schungsminister Paul Krüger zu mir kam
und sagte: „Jetzt muss Berlin abgeben, nach
Mecklenburg-Vorpommern!“ Ich habe ihm
geantwortet – und da kann ich nur ins
Schwäbische verfallen: „Mir gebet nix!“ 

Der Wissenschaftsrat hat damals die
AdW-Institute evaluiert, und 37 Prozent
der positiv evaluierten Potenziale blieben
in Berlin. Im Ostteil der Stadt wurden neu
errichtet: das Max-Delbrück-Centrum für
Molekulare Medizin als HGF-Einrichtung
sowie eine Außenstelle eines schon beste-
henden HGF-Zentrums; acht WGL-Insti-
tute und drei Außenstellen; ein neues
Max-Planck-Institut im Osten der Stadt –
übrigens zwei neue Max-Planck-Institute
dann auch im Westen Berlins – und drei
Außenstellen von Max-Planck-Instituten;
zwei Institute der Fraunhofer-Gemein-

schaft und vier Außenstellen von FHI-Ins-
tituten; sechs geisteswissenschaftliche
Zentren, von denen vier dauerhaft in Ber-
lin bleiben sollten, und das Institut für An-
gewandte Chemie, das jetzt endlich der
FHG zugeschlagen werden soll. 

Ferner wurde die Berlin-Brandenburgi-
sche Akademie der Wissenschaften neu
konstituiert, und von besonderer Bedeu-
tung war auch, dass es gelungen ist, die
Forschungs- und Technologie-Parks in
Berlin-Adlershof und in Berlin-Buch zu ei-
nem Schwerpunkt der Stadtpolitik zu ma-
chen. Wir haben ferner 13 Forschungs-
verbünde eingerichtet, um die bis dato
nicht vorhandene Vernetzung der For-
schungspotenziale voranzubringen. 

Die 37 Prozent der positiv evaluierten
Potenziale der ehemaligen AdW beweisen
eindrücklich den Rang Berlins als Wissen-
schaftsmetropole. Dieser Rang wird – so
meine ich – jetzt leider wieder aufs Spiel
gesetzt. Das ist unverständlich, denn in Ber-
lin wird ein Drittel der Gelder für die
außeruniversitären Forschungsinstitute
eingesetzt, und zwei Drittel der notwendi-
gen Mittel werden vom Bund und den Län-
dern refinanziert. 

Im Blick auf die Zukunft hoffe ich, dass
es gelingt, nicht nur im Protest zu-
sammenzustehen, sondern –
nach einer Stärke-Schwä-
che-Analyse – gemeinsam
Strukturen zu finden, die
qualitätsorientiert und dau-
erhaft finanzierbar sind. Oh-
ne die Hilfe des Wissen-
schaftsrates wird es auch
diesmal nicht gehen, weil
der Berliner Politik die Kategorie „Wis-
senschaft“ fehlt und die Einschätzung
nach wissenschaftlicher Qualität nicht un-
bedingt systemleitend ist. 

Prof. Dr. Manfred Erhardt ist Generalsekretär des
Stifterverbandes für die Deutsche Wissenschaft.
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Forschung in Berlin-Ost etabliert

Die positiv evaluier-
ten Potenziale der
ehemaligen Akademie
der Wissenschaften be-
weisen eindrücklich den
Rang Berlins als Wissen-
schaftsmetropole.
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Im internationalen Vergleich sind drei
Universitäten in einer Stadt nichts
übermäßig Auffälliges. Dass Berlin

trotzdem ein deutscher Sonderfall ist,
liegt daran, dass in Deutschland Univer-
sitäten staatliche Institutionen sind. Und
bei der staatlichen Planung gibt es für
höchstens zwei Universitäten in einer
Stadt einen plausiblen Grund: nämlich
das Nebeneinander der traditionellen und
der technischen Universität, die sich erst
nach und nach den Rang einer Universität
verschaffen musste. 

Nach dieser Logik ist als dritte Hochschu-
le oder Universität in einer Stadt dann
höchstens noch eine Hochschule der
Künste denkbar. Denn der Staat hat kein
Interesse an Dubletten. Seit die Kleinstaa-
terei in Deutschland etabliert ist, hat jeder
deutsche Staat – wenn er groß genug war
– eine Landesuniversität gegründet. Und
wenn er groß genug war, dann war auch
für jede seiner Provinzen eine Universität
vorgesehen. 

In Deutschland werden Universitätsgrün-
dungen seit alters her nach dem Regional-
prinzip und nicht nach dem
Konkurrenzprinzip vollzo-
gen. Als die Berliner Univer-
sität gegründet wurde, wur-
de die Viadrina in Frankfurt
(Oder) prompt geschlossen.
Dafür wurde aber in Breslau
– für Schlesien – eine Uni-
versität gegründet. Die war
hinreichend weit weg von der Friedrich-
Wilhelms-Universität in Berlin, um nicht
Dublette zu sein. 

Wo es dagegen neben staatlichen auch
private Universitäten gibt, sind Konkur-
renz und Wettbewerb selbstverständlich.
Sie müssen sich durch den Erfolg recht-
fertigen. Der Berliner Sonderfall ist also
weder die Technische Universität noch die
Hochschule der Künste, sondern das
Nebeneinander von Humboldt-Universität
und Freier Universität. Und hier ist auch
noch die Potsdamer Universität zu nen-
nen, die von der Freien Universität nicht
viel weiter entfernt ist als die Humboldt-
Universität – drei Universitäten zwar nicht

Ost und West in einem land: Berlin..

Richard Schröder

Konkurrieren und 
sich ergänzen

Das Nebeneinander der Universitäten in Berlin ist ein deutscher Sonderfall. So je-

denfalls schildert es der frühere Vizepräsident der Humboldt-Universität und

empfiehlt zum Erhalt der Hochschulen mehr Profilbildung und Effizienz.

Drei Universitäten in einer Stadt 

In Deutschland wer-
den Universitäts-
gründungen seit alters
her nach dem Regional-
prinzip und nicht nach
dem Konkurrenzprinzip
vollzogen.

Hochschulen nach Regionalprinzip



in einer Stadt, aber in einer Stadtland-
schaft. 

Entstanden ist diese deutsche Singula-
rität sozusagen aus Versehen, durch suk-
zessive Anwendung des Regionalprinzips.
Als Berlin geteilt wurde und die sowjeti-
sche Besatzungsmacht die Berliner Uni-
versität ideologisch in den Griff nahm,
kam es zu einem Exodus in die Westsek-
toren, so wie seinerzeit Prager Universi-
tätsmitglieder unter Protest nach Leipzig
ausgezogen sind und dort eine neue Uni-
versität gegründet haben. 

Die neu gegründete Berliner Universität
trug den Namen Freie Universität zu
Recht. In den 60er Jahren aber hat sie ihr
Profil verändert. Sie wurde die Hochburg
der studentischen Proteste, ein hoch-
schulpolitisches Experimentierfeld, über
dessen Resultate man ungeniert verschie-
dener Meinung sein darf. West-Berlin lag
eben auch hinter der Mauer und wurde
ein Spezialmilieu oder Biotop, geliebt von
studentischen Exoten.

Die heftigen Auseinandersetzungen, die
an der Freien Universität damals tobten,
hatten nun eine merkwürdige Auswirkung
auf die Technische Universität. Wahr-
scheinlich sind angehende Ingenieure
schwerer für Mao oder Che Guevara zu
begeistern – wie dem auch sei, es kam je-
denfalls wieder zu einem kleinen Exodus.
Die Technische Universität baute immer
stärker aus in Fächern, die man in einer
Technischen Universität zunächst nicht er-
warten würde: Lehrerausbildung, Jura, die
Philologien und anderes mehr, das bis da-
hin nur technikbezogen oder im Studium
generale üblich war. Die TU wurde gewis-
sermaßen die konservative Universität
Berlins. 

Und schließlich: Die West-Berliner
Universitäten hatten eine Kuratorial-Ver-
fassung, was vorzüglich wäre, wenn sie ei-
ne gewisse Distanz zu Verwaltung und Po-
litik schaffen würde. Dem war aber da-

durch vorgebeugt, dass die 22 Mitglieder,
darunter drei Senatoren und viele Abge-
ordnete, bei den übrigens öffentlichen Ku-
ratoriumssitzungen nur die Redeschlach-
ten fortsetzten, an die sie anderswo schon
gewöhnt waren. 

Mit dem Fall der Mauer und der Vereini-
gung von West- und Ost-Berlin hatte Ber-
lin also drei Universitäten. Die dritte, die
alte Berliner Universität war die Univer-
sität der Hauptstadt der DDR, ebenfalls
hoch subventioniert,  hochgradig ideolo-
gisiert – allerdings je nach Fach verschie-
denen Grades –, und nach dem Prinzip
des sozialistischen Leiters der Komman-
dowirtschaft zentralisiert. 

Bei den Demonstrationen des Herbstes
1989 waren von ihren Studenten nur we-
nige zu sehen. Sie demonstrierten erst, als
sie aus Anlass der Währungsunion Sorge
hatten, dass ihr Stipendium in Zukunft
nicht reicht. Im Dezember 1990 demon-
strierten sie noch einmal, nämlich dafür,
bei ihren bisherigen Professoren auch das
Examen ablegen zu können.
Obwohl schwer zu sagen
war, was sie mit einem Exa-
men in planwirtschaftlicher
sozialistischer Ökonomie
anfangen wollten, wenn die
Planwirtschaft verschwun-
den war. 

Im Jahre 1990 wollte sich
die Humboldt-Universität
fast ein Jahr lang selbst er-
neuern. Praktiziert wurde so
etwas wie ein inneruniversi-
tärer Personal-Verschiebe-
bahnhof. Doch diese Art der Selbsterneue-
rung ist gründlich gescheitert. Erst als die
Berliner Verwaltung das gesamte Lehrper-
sonal evaluiert und – durch gemischt zu-
sammengesetzte Struktur- und Beru-
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Die heftigen Aus-
einandersetzungen,
die an der Freien Univer-
sität damals tobten, hat-
ten eine merkwürdige
Auswirkung auf die Tech-
nische Universität. Sie
baute immer stärker aus
in Fächern, die man in ei-
ner Technischen Univer-
sität nicht erwarten 
würde.

Humboldt-Universität hat Renommee



fungskommissionen, halb Humboldtia-
ner, halb Auswärtige – eine neue Struk-
tur der Fakultäten geschaffen hatte, ging
es voran. Das ist hier bereits geschildert
worden. 

Ich will nur noch nachtragen: Im Er-
gebnis sind etwa ein Drittel Ostdeutsche
und zwei Drittel Westdeutsche berufen
worden. In den anderen Universitäten
der ehemaligen DDR ist das Verhältnis
umgekehrt. Die bis dahin weitgehend un-
befristeten Mittelbaustellen wurden be-
fristet, um Qualifikationsstellen zu schaf-
fen. Wo das in den neuen Bundesländern
versäumt worden ist, leidet man noch
heute darunter. 

Die Humboldt-Universität hat durch
diese Erneuerung sowie durch ihren
Standort und den alten guten Ruf der
Friedrich-Wilhelms-Universität in den
vergangenen zehn Jahren an Renommee
gewonnen. Natürlich gab es zunächst an
der Freien Universität Klagen, die Hum-
boldt-Universität werde bevorzugt, ob-
wohl sie eigentlich nur die Abwicklung
verdient habe. Inzwischen haben sich
diese Wogen erheblich geglättet, können
allerdings wieder heftiger werden, je
nachdem, wie in Zukunft die Ausein-
andersetzungen um das Hochschulsys-
tem in Berlin weitergehen werden. Das
Nebeneinander zweier Volluniversitäten
in einer Stadt ist für Deutschland jeden-
falls ein neues Problem. 

Inzwischen ist einiges geschehen. Mit der
Einführung neuartiger Kuratorien ist die
Chance verbunden, dass jede Universität
stärker ihr eigenes Profil erarbeitet. Die
Hochschulverträge haben ein höheres
Maß an Planungssicherheit und finanziel-
ler Eigenverantwortung geschaffen. Aller-
dings wird dies alles enorm beeinträchtigt
durch das Haushaltsdesaster Berlins. Die

neue Struktur der Humboldt-Universität
war noch nicht etabliert, da wurde die
Stellenplanung um ein
Fünftel gekürzt. Noch stär-
ker war die Freie Universität
von Kürzungsauflagen be-
troffen. Die FU und die TU
haben etwa die Hälfte ihrer
Professoren verloren. 

Die personalbezogenen
Studienplätze Berlins sind
von 115.000 auf 85.000 ge-
kürzt worden, und ob die
Zahl zu halten ist, darüber
wird jedes Jahr neu gestritten. Die Sonder-
bedingungen West-Berlins und die der
Hauptstadt der DDR sind weggefallen. Das
rechtfertigt auch, dass nicht einfach der
Status quo von 1989 fortgeschrieben wird.
Es sollte aber weiterhin so bleiben, dass die
Berliner Universitäten deutschlandweit
den höchsten Ausländeranteil haben –
12,3 Prozent gegenüber dem Bundes-
durchschnitt von 8,7 Prozent –, und auch
den höchsten Anteil von Studenten, die
nicht Landeskinder sind – 47 Prozent
gegenüber bundesweit 31 Prozent. Etwas
Besseres als diese Mischung kann man für
den Fortgang der deutschen Einheit gar
nicht erfinden. Auch die relativ hohe Be-
reitschaft zu einem Studienaufenthalt im
Ausland, namentlich bei Studenten aus
dem Osten, ist hocherfreulich. Das ist
weiterhin wünschenswert und darf wohl
auch etwas kosten. 

Der Wissenschaftsrat hat im Jahr 2000
eine Stellungnahme zur Strukturplanung
der Hochschulen Berlins vorgelegt, der die
Prinzipien Ergänzung und Konkurrenz
verbinden möchte. 
• Es soll bei drei Universitäten – also Freie

Universität, Humboldt-Universität und
Technische Universität – bleiben. In der
Tat würde eine Reduzierung nur zu im-
mobilem Gigantismus in einigen Berei-
chen führen. 
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Nicht alles wegkürzen

Die Berliner Univer-
sitäten haben
deutschlandweit den
höchsten Ausländeranteil
und auch den höchsten
Anteil von Studenten, die
nicht Landeskinder sind.
Das sollte so bleiben und
darf wohl auch etwas
kosten.



• Die großen Fächer sollen an jeder Uni-
versität erhalten bleiben. Sie sollen mit-
einander konkurrieren, aber Spezial-
profile in der Forschung entwickeln. 

• Bei einigen kleinen Fächern soll eine
Flurbereinigung stattfinden. Es soll ge-
nügen, wenn sie einmal in Berlin ver-
treten sind. 

• Bei anderen kleinen Fächern sollen die
Kooperation und die Abstimmung auf-
einander zur Bildung interuniversitärer
Institute oder Zentren führen. Ob das
gelingt oder nicht, hängt von der Ten-
denz zur Besitzstandswahrung ab, die in
Berlin allerdings stark ist. 

Drei Universitäten in einer Stadt – das
widerspricht dem deutschen Territorial-
prinzip. Ihre Existenzberechtigung müs-
sen die Universitäten selbst beweisen. Die
ideale Lösung wäre, dass sie nicht durch
den Verordnungsweg, auch nicht durch

übergeordnete Gremien, sondern aus uni-
versitärem Eigeninteresse Exzellenz, Pro-
fil und Effektivität erreichen. 

Prof. Dr. Richard Schröder lehrt Philosophie und
Systematische Theologie an der Humboldt-Uni-
versität zu Berlin. Seit 1993 ist er Verfassungsrich-
ter des Landes Brandenburg.
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Richard Schröder: Die drei Universitäten in Berlin müssen ihre Existenzberechtigung selbst beweisen.
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Die Humboldt-Universität: Elite
und Masse? Der Titel stammt
nicht von mir. Gegen Elite habe

ich nichts, vielmehr ist Wissenschaft von
Haus aus elitär. Die diskriminierende Be-
zeichnung Masse für die übrigen – und ge-
meint sind wohl im Wesentlichen die Stu-
dierenden – sollten wir uns verkneifen. Es
geht immerhin um 25 Prozent eines Jahr-
gangs, von dem wir nicht müde werden
zu behaupten, ihre Hochschulausbildung
sei zur Erhaltung unseres Lebensstandards
notwendig. 

Die „Folterinstrumente“ – von der Ka-
pazitätsverordnung über die curricularen
Normwerte bis zum zentralen Vertei-
lungssystem – haben wir selbst geschaf-
fen. Es liegt in der Hand der Politik zu sa-
gen, welche Kapazität für eine sinnvolle
Ausbildung vorhanden ist. Die Politik ist
aber zu feige, zu erklären, dass sie die Kos-
ten für diese Ausbildung nicht zu tragen
gewillt ist. Die Universitäten – und das
schließt die Humboldt-Universität mit ein
– sind auch nicht willens, in den Massen-
fächern von der Vorstellung abzugehen,

Ost und West in einem land: Berlin..

Hans Meyer

Verschiedene 
Verletzungen

Die Umstrukturierung der Berliner Humboldt-Universität bedeutet nach An-

sicht ihres früheren Präsidenten einen Wechsel in der Professorenschaft, der

nicht immer gerecht verlief. Für die Ausbildung in den Massenfächern möchte der

Juraprofessor die Politik in die Verantwortung nehmen.

Die Humboldt-Universität: Elite und Masse?

Hans Meyer: Elitewechsel nicht ohne Meinungsver-
schiedenheiten.



dass ein selbst organisiertes Studium das
Ideal sei. Freilich nicht unter den Bedin-
gungen der Überfüllung und angesichts
der Tatsache, dass die meisten ohne jegli-
che Vorbereitung darauf sich zur Univer-
sität aufgemacht haben. 

An dieser Stelle möchte ich eine Vor-
stellung korrigieren, die vor allem von Ju-
risten vorgebracht worden ist. Da es sich

um einen Beitritt gehandelt
habe – und nach dem Arti-
kel 23 des Grundgesetzes
eben jenes im Beitrittsgebiet
in Geltung zu setzen gewe-
sen sei –, habe die Sonderla-

ge im Wissenschaftsbereich nicht berück-
sichtigt werden können. In Wirklichkeit
aber hätte alles unterhalb der Verfassung
– zum Beispiel das HRG – und sogar die
Verfassung selbst partiell von der Geltung
ausgenommen werden können. Tatsäch-
lich ist dies in einem wichtigen Teil, der
Finanzverfassung, im Osten so gehand-
habt worden. 

Wenn man es gewollt hätte, hätte man
es also machen können. Und warum hat
man es nicht gewollt? Weil wir im Wes-
ten uns zwar alle einig waren über die
Notwendigkeit der Reform im Wissen-
schaftsbereich, aber keineswegs einig da-
rüber, wohin die Reform gehen sollte.
Auf die Idee, dass man dem Osten die
Freiheit geben könne, selbst zu überle-
gen, wie er das Universitätssystem ge-
stalten wolle, ist im Westen niemand ge-
kommen. 

Noch ein Wort zur Masse. Ein wichti-
ges Kennzeichen ist, dass es sich um die
einzige Mitgliedsgruppe der Universität
handelt, die gegenüber der Universität kei-
ne Verpflichtungen hat. Vielleicht ist des-
halb auch die Beteiligung bei den Wahlen
so niedrig, wie wir es in keinem anderen
System, das auf Mitbestimmung setzt, to-
lerieren würden. Aber hier tolerieren wir
das. Masse verhindert Elitenbildung nicht.

Die Elite wird im Weichbild der Professu-
ren herangebildet. Das funktioniert heute
noch wie früher. 

Kommen wir zur Elite. Von den Ost-
Universitäten hatte es die Humboldt-Uni-
versität am leichtesten, professorales Per-
sonal von hoher Qualität aus dem Westen
oder westlichen Ausland zu gewinnen.
Der Name, die Tradition, die Lage im Her-
zen der Stadt, die Erwartungen, die sich
an die neue Bundeshauptstadt knüpften,
wirkten zusammen. Mindestens fünf Fä-
cher an der Humboldt-Universität dürften
heute zu den am besten besetzten in der
Bundesrepublik Deutschland zählen. 

Die juristische Struktur- und Beru-
fungskommission hatte sich zur Schonung
der anderen Ost-Universitäten schon bald
darauf geeinigt, niemanden auf eine Liste
zu setzen, der an einer anderen Ost-Uni-
versität an einem aussichtsreichen Platz
stand, sehr zum Ärger mancher Bewerber.
Und wir haben das durchgehalten. 

Was geschah aber mit den Ost-Eliten? Die
Lage in Berlin war in dieser Hinsicht be-
sonders schwierig, und zwar weil West-
Berlin ein innerlich verletzter Stadtteil war.
Ich erinnere mich, wie ich in meiner Zeit
als Vorsitzender der Berufungs- und Struk-
turkommission einen Antrittsbesuch beim
Dekan der Juristischen Fakultät an der FU
machte. Bei ihm waren vier Institutsdirek-
toren. Die erste Frage, die gestellt wurde,
war: „Herr Meyer, wollen Sie an der Hum-
boldt-Universität eine rote Kaderschmiede
aufbauen?“ Das war so fern
von meinen Vorstellungen
und von allem, was wir in
der Kommission gemacht
hatten, dass diese Frage nur
im Kopf eines Menschen
auftauchen konnte, der ver-
letzt war. 
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Wir waren uns im
Westen nicht einig

darüber, wohin die Re-
form gehen sollte.

Wir standen bei der
Frage, wen über-
nehmen wir und wen
nicht, unter einer be-
sonders starken Beobach-
tung.

Wen übernehmen, wen nicht?
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Dieser Verletztheit und Aggressivität sind
wir während der ganzen Zeit unserer Tä-
tigkeit begegnet. Das ging bis zu Leser-
briefen in den renommierten Tageszeitun-
gen. Wir standen also bei der Frage, wen
übernehmen wir und wen nicht, unter ei-
ner besonders starken Beobachtung. Die
Ost-Kollegen mussten sich einer doppel-
ten Überprüfung unterziehen – und ich
habe es immer als ungerecht empfunden,
dass man das im Westen nicht auch mach-
te –, nämlich die Überprüfung zum einen
auf ihre wissenschaftliche Qualität und
zum anderen auf ihre persönliche Inte-
grität. 

Nun war gerade im juristischen Bereich –
und es geht nur um diesen, wenn ich aus
meiner Tätigkeit als Vorsitzender der
Struktur- und Berufungskommission he-
raus spreche – die Lage desolat. Und zwar
nicht, weil die Leute so schlecht waren,
sondern weil es unüblich war, etwas zu
produzieren. Produzieren konnte man
nur, wenn man den Segen vom Zentralko-
mitee hatte, meist nicht allein, sondern
immer nur im Verbund mit anderen. Was
konnte einen also reizen, etwas zu produ-
zieren? Folglich hatte man sich auf die
Lehre verlegt und war nicht geübt zu pro-
duzieren. Die Frage: Sind die nun eigent-

lich gut oder können sich
entwickeln? war also schwer
zu beantworten. 

Das andere war die Tätig-
keit als informeller Mitar-
beiter (IM). Es scheint evi-
dent zu sein, dass das eine
der schäbigsten Tätigkeiten
gewesen ist, die man sich
vorstellen kann. Doch im

Laufe meiner Arbeit mit den Personalak-
ten bin ich vorsichtiger geworden in der
Bewertung der IM-Tätigkeit. Die Berliner

Politik war: Ein IM muss weg. Das ent-
sprach aber keineswegs dem Einigungs-
vertrag, der nicht besagte, dass jemand zu
entlassen ist, wenn er IM war, sondern
wenn er wegen seiner IM-Tätigkeit un-
tragbar war. Ich bin der Meinung, dass
man Leute, die sich sehr eng mit dem Re-
gime eingelassen hatten, aber glaubhaft er-
klärten, dass sie das bedauern, auch hätte
übernehmen können. Das ist aber nicht
geschehen. 

Interessant ist, dass – jedenfalls im ju-
ristischen Fachbereich – die Besten IM ge-
wesen waren. Die Konsequenz war, dass
man von den Besten die meisten gar nicht
nehmen konnte. Hier gab es durchaus Di-
vergenzen zwischen den Meinungen der
Kommission und der Senatsverwaltung,
die – westlich geprägt – außerordentlich
hart war. 

Die Professoren, die übernommen wur-
den, sind nur auf C3-Stellen übernommen
worden. Das war im Sinne der Bewertung
korrekt, im Sinne der Gerechtigkeit gegen-
über einer Vita, die nur anders verlaufen
konnte als im Westen, aber vielleicht un-
gerecht.   

Schließlich noch der Mittelbau: Er hat-
te das Recht, in seinem Status zu bleiben.
Er saß durchweg auf Lebenszeitstellen.
Die Universität konnte so intensiv ausbil-
den, weil sie einen breiten Mittelbau, also
sehr viel Lehrkapazität, hatte. So hat man
auch Vollbeschäftigung geschaffen: Man
setzte auf einen Platz zwei Personen und
bezahlte diese nur zur Hälfte. 

Das Problem war, dass ein Mittelbau
auf Lebenszeit den Generationenwechsel
verhindert. Es gibt keine neuen Impulse,
und das ist tödlich für die Universität. Zur
Ehre des juristischen Mittelbaus muss ge-
sagt werden, dass alle – bis auf zwei, die
in jedem Fall die Stellung behalten wollten
– von ihrem Recht Abstand genommen
und sich auf Zeitstellen haben setzen las-
sen. Es wurde genau mit ihnen abgespro-

Ost und West in einem land: Berlin..

Interessant ist, dass
– jedenfalls im juris-

tischen Fachbereich – die
Besten IM gewesen wa-

ren. Die Konsequenz war,
dass man von den Besten

die meisten gar nicht
nehmen konnte.

Doppelte Überprüfung



chen, welche Chance sie haben, noch zu
promovieren oder sich zu habilitieren,
oder ob sie keine Chance dazu haben – in
diesem Fall hatten sie ein oder zwei Jahre
Zeit, sich umzuorientieren.

Es war eine Lösung, die für beide Sei-
ten gut war, und das konnte nur gelingen,
weil der Mittelbau an der Humboldt-Uni-
versität klug genug war, sich nicht an ei-
ner Rechtsposition festzuhalten, auf der er
verhungert wäre. Denn niemand der Pro-
fessoren hätte sich um ihn gekümmert,
und auch die Studenten hätten gar nicht
gemerkt, dass da überflüssiges Personal ist. 

Elite und Masse. Die Humboldt-Univer-
sität ist eine Massenuniversität wie die an-
deren. Alle drei Berliner Universitäten sind
Großuniversitäten, und ich halte die Fra-
ge, ob Fächer ein-, zwei- oder dreimal in
Berlin vorhanden sind, für ziemlich be-
langlos. Entweder wollen Sie, dass Berlin
einen wesentlichen Bestandteil seiner Ka-
pazität – und die Universitäten gehören zu
den wertvollen Kapazitäten von Berlin –
beseitigt, dann müssten Sie korrekterweise
eine Universität schließen. Doch wenn Sie
sich aus Gründen der Finanznot zunächst
die Universitäten vornähmen, wäre das für
die Stadt ein Schaden, der in den nächsten
50 Jahren nicht wieder gutzumachen wä-
re. 

Ich darf an den Vertrag erinnern –
immerhin habe ihn selbst ausgearbeitet –
und die Klausel darin, die verhindert, dass
das Land sich auf eine schlechte Finanz-
lage berufen kann. Der Sinn der Verträge
war, gegen eine freiwillige Gabe von zwan-
zig Prozent an das Land Berlin für die Uni-
versitäten Planungssicherheit zu haben.
Das Land Berlin hat immer großen Wert
darauf gelegt, dass die Verträge zu seinen
Glanzleistungen gehörten. Wenn jetzt er-
neut zwanzig Prozent gekürzt werden sol-

len, ist das ein grober Verstoß gegen die
Idee, die mit diesen Verträgen verbunden
ist.

Prof. Dr. Dr. h. c. Hans Meyer lehrt an der Juristi-
schen Fakultät der Humboldt-Universität zu Ber-
lin.
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Verträge einhalten



82

Neben der Domäne der For-
schung an den Universitäten
steht das Primat der Lehre an

den Fachhochschulen. Diese Art der Ar-
beitsteilung war vor etwas mehr als zehn
Jahren aus Ost-Berliner Sicht heftig um-
stritten. Die Gründung einer – übrigens
großen – Fachhochschule im Ostteil wur-
de zwar von West-Berliner Seite schon
früh als günstig erkannt, vor allem wegen
der Überlast an den dortigen Fachhoch-
schulen. Die Realisierung verlief aber
nicht schmerzfrei. 

Die Geschichte ist spannend, dennoch
nicht spektakulär. Nukleus war die Inge-
nieurhochschule in Berlin-Lichtenberg,
in der sich eine beherzte Initiativgruppe
des Lehrkörpers unter Inkaufnahme von
persönlichen Risiken und Repressalien
und gegen die alte Hochschulleitung für
eine Überführung in eine Fachhochschu-
le einsetzte. Die Hochschule für Ökono-
mie in Karlshorst und die Ingenieur-
hochschule Berlin-Wartenberg schlossen
sich nicht an, sondern gingen eigene We-
ge und scheiterten. Berlin-Lichtenberg
kündigte bereits zum Wintersemester

1990/91 die Fachhochschule für Technik
an. 

Buchstäblich in Tag- und Nachtarbeit
sind sämtliche Gründungsdokumente, die
Satzungen, Rahmenordnungen, Studien-
und Prüfungsordnungen sowie abge-
stimmte Curricula aller damaligen zehn
Studiengänge bis hin zu einer akademi-
schen Selbstverwaltung vorbereitet und
dem letzten DDR-Bildungsminister, Hans
Joachim Meyer, auf den Tisch gelegt wor-
den. Der Anfang war gemacht. Zu unserer
großen Genugtuung erfüllte sich in der
nächsten Etappe die wichtigste Vorausset-
zung, die positive Evaluierung der Bil-
dungseinrichtung durch die Arbeitsgruppe
Fachhochschulen des Wissenschaftsrates.
Schon ein Jahr später ging die konzeptio-
nell weiterentwickelte Fachhochschule für
Technik und Wirtschaft Berlin, FHTW, of-
fiziell in Gründung. 

Der weitere Weg war mü-
hevoll, aber von außeror-
dentlicher Motivation ge-
prägt. Wir sind bis heute
dankbar für die hilfreiche
Begleitung durch den dama-
ligen Senator Manfred Er-
hardt und seine Senatsverwaltung.
Schließlich mussten wir alles neu lernen,

Ost und West in einem land: Berlin..

In dieser Phase ge-
meinsamer An-
strengung waren weder
westliche Herablassung
noch östliches Selbstmit-
leid typisch.

Aufbau mit viel Unterstützung

Dieter Markusch

Chancen genutzt
Die Fachhochschule für Technik und Wirtschaft in Ost-Berlin ist heute mit 8.000

Studierenden eine erfolgreiche und leistungsfähige Einrichtung. Ihr Grün-

dungsrektor gibt ein Bild von dem schwierigen Weg dorthin und von den Zu-

kunftserwartungen der Hochschule.

Der Aufbau einer Fachhochschule in Ost-Berlin 



auch – dies sei scherzhaft hinzugefügt –,
dass es für die Ausstattung der Mensakü-
che mit Schöpfkellen und Bratpfannen be-
hördliche Verordnungsblätter gibt. 

Wir profitierten auch von der Unter-
stützung durch die Kolleginnen und Kol-
legen der Technischen Hochschule Ber-
lin-Wedding. Zwanzig Jahre Insider-
Erfahrungen wurden uns übermittelt.
Das waren Beschleuniger in unserem
Um- und Aufbauprozess der Fachhoch-
schule Ost. 

In dieser Phase gemeinsamer Anstren-
gung waren weder westliche Herablas-
sung noch östliches Selbstmitleid typisch.
Vielleicht hatten wir allesamt zu viel zu
tun, vielleicht war die Kooperation über
die alten Gräben hinweg schon zu inten-
siv, vielleicht ließ das unsere Einheit im
„Reagenzglas“ des täglichen Hochschul-
betriebes auch einfach nicht zu. Schließ-
lich waren unsere Studentinnen und Stu-
denten täglich mit qualifizierter Lehre und
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Ausbildung zu versorgen. Keine Lehrver-
anstaltung durfte ausfallen. Auf uns wur-
de besonders geschaut. 

Ich erinnere ferner daran, dass auf
dem Weg zur akademischen und admi-
nistrativen Erneuerung ein innerer Neu-
anfang notwendig war. Wieder war es die
Initiativgruppe, die bereits Anfang 1991
unsere Hochschulangehörigen zur frei-
willigen Überprüfung auf Stasi-Mitarbeit
durch die Gauck-Behörde aufrief und die
Schaffung eines Ehren-Ausschusses initi-
ierte. Trotz anfänglicher Widerstände er-
reichten beide Maßnahmen Akzeptanz
und Wirkung. 

Zusammengefasst kann man bei aller Be-
scheidenheit in der Tat von der bestmög-
lichen Nutzung einer Chance und von ei-
ner imposanten Aufbauarbeit Ost spre-
chen, wenn auch die Belastung nicht sel-

Forschung weiter ausbauen

Dieter Markusch: West-östliche Kooperation hat funktioniert.
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ten bis an die Grenze ging. Manchem –
mich eingeschlossen – scheint es so, als
sei er in fünf Jahren zehn Jahre älter ge-
worden. 

Aber aus der Leistung erwuchs Zuver-
sicht. Heute bietet die FHTW in ihren in-
genieur-, wirtschafts- und kulturwissen-
schaftlichen Bereichen 29 Studiengänge
an und ist mit über 8.000 Studierenden
die größte Fachhochschule in den neuen
Bundesländern und Berlin. Nicht zuletzt
wegen ihrer Reformfreudigkeit und des
Gedeihens eines großen Existenzgrün-
derzentrums an der Hochschule wurde
sie im vergangenen Jahr vom Centrum

für Hochschulentwicklung
(CHE) und vom Stifterver-
band zur best-practice-Hoch-
schule erklärt. 

Ein arabisches Sprich-
wort lehrt uns: Man kann
den Wert des Lebens nur
rückwärts erkennen, aber
man muss es vorwärts le-
ben. Meine Erwartungen
und Visionen stimmen mit

denen vieler meiner Kolleginnen und Kol-
legen aus den Fachhochschulen überein.
Bewahrung und Ausbau des Wissen-
schaftsstandortes Berlin müssen tätiger
politischer Wille bleiben. Dazu gehört die
stärkere Förderung der Forschung an den
Fachhochschulen, unter anderem durch
spürbare Entlastung im Lehrdeputat. 

40 Prozent der Berliner Studienplätze
gehören in die Fachhochschulen. Das hat
der Wissenschaftsrat so empfohlen. Zur-
zeit liegt die Zahl weit darunter und un-
ter dem Bundesdurchschnitt. Die FHTW
braucht einen gemeinsamen Campus in
Berlin und darf nicht länger räumlich zer-
splittert sein. Die sich anbietenden und ge-
wollten Synergie- und interdisziplinären
Effekte müssen endlich für die Studieren-
den und Lehrenden besser erlebbar und
nutzbar werden. 

Und schließlich: Die weise Aufforderung
zum lebenslangen Lernen darf nicht eine
hohle Phrase werden. Sie muss dazu füh-
ren, dass das Angebot von Weiterbildung
im Fernstudium insbesondere über E-
learning durch die Hochschulen und Uni-
versitäten auch leistbar und finanzierbar
ist.

Prof. Dr. Dieter Markusch lehrt an der Fachhoch-
schule für Technik und Wirtschaft in Berlin.

Ost und West in einem land: Berlin..

Man kann in der Tat
von einer imposan-

ten Aufbauarbeit Ost
sprechen, wenn auch die

Belastung nicht selten bis
an die Grenze ging. Man-

chem scheint es so, als sei
er in fünf Jahren zehn
Jahre älter geworden.



Wer einen Wunsch frei hat,
wird sich hüten, eine vor-
schnelle Wahl zu treffen.

Die Mythen bieten erschreckende Bei-
spiele für übereilt ausgesprochene Wün-
sche. König Midas zum Beispiel wollte,
dass sich alles, was er berührt, in Gold
verwandelt. Er ist verhungert. Welcher
Wunsch soll für Berlin gelten? Dass Berlin
eine Wissenschaftsstadt bleibt? Oder dass
Berlin die 85.000 Studienplätze, die seit
1996 gefährdet sind, in Zukunft ausfi-
nanziert? Oder dass der schleichende Ab-
bau der Freien Universität gestoppt wird
und diese wieder faire Konkurrenz-Chan-
cen zur Humboldt-Universität erhält? Es
gibt in Berlin so viele unerwünschte
Wünsche, dass jede gute Fee verzweifeln
würde. 

„Schaut auf diese Stadt“, rief einst der
sozialdemokratische Bürgermeister Ernst
Reuter die „Völker der Welt“ auf. Seit
1995 bietet diese Stadt folgendes Bild:
Durch Verfassungsänderung wurde die
Zahl der Senatsressorts auf acht begrenzt.
Seitdem steht fest: Alle Beteuerungen in
Hochglanzbroschüren und Regierungser-

klärungen zur herausragenden Bedeutung
der Stadt des Wissens sind Propaganda.
Vier Senatoren haben je ein Ressort zu ver-
treten, alle anderen müssen mit Kombina-
tionen vorliebnehmen. 

Wissenschaft und Kultur ist seitdem
die gängige Verbindung, und sie hat sich
unter den bisherigen drei Amtsträgern als
Mesalliance erwiesen. Das hatte Konse-
quenzen. Wenn die Hochschulpräsiden-
ten und die Leiter der Forschungsinstitu-
te etwas erreichen wollten, gingen sie
zum damaligen Regierenden Bürgermeis-
ter Eberhard Diepgen zum Kaminge-
spräch. Doch nach der Ber-
liner Verfassung hat der Re-
gierende Bürgermeister kei-
ne Richtlinienkompetenz.
Und wenn der Koalitions-
partner SPD nicht wollte,
dann halfen die Kaminge-
spräche wenig. 

In einem dieser Kamin-
gespräche wurde das Kompetenzzentrum
Molekulare Biomedizin verabredet. Heu-
te will Klaus Wowereit als der Nachfol-
ger Diepgens einen Teil dieses Kompe-
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Alle Beteuerungen
in Hochglanzbro-
schüren und Regierungs-
erklärungen zur heraus-
ragenden Bedeutung der
Stadt des Wissens sind
Propaganda.

Uwe Schlicht

Wettbewerb statt
Demontage

Berlin, das kaum noch Industrie besitzt, muss in Köpfe investieren. Dies meint der

Berliner Journalist Uwe Schlicht und registriert besorgt, dass Berliner Politiker

diese Chance seit Jahren verspielen.

Wenn ich einen Wunsch frei hätte...
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tenzzentrums dem Rotstift opfern: das
Klinikum Benjamin-Franklin der Freien
Universität. Es sei denn, die Experten-
kommission, die Wowereit durch öffent-
lichen Druck aufgezwungen wurde, kann
das verhindern. 

Es hat sehr lange gedauert, bis sich die
führenden Vertreter der Wirtschaft – Sie-
mens, IBM, DaimlerChrysler Services,
Schering – und die Präsidenten der Hoch-
schulen von den Versprechungen und
Phrasen der Politiker in dieser Stadt nicht
mehr einlullen ließen. Sie haben die Initi-
ative „An Morgen denken“ gegründet, als
Partnerschaft von Wirtschaft und Wissen-
schaft. 

Diese Partnerschaft rang sich zur Emp-
fehlung der zweitbesten Lösung durch,
nämlich der Zusammenlegung von Wis-
senschaft und Wirtschaft in einem Ressort.
Kopfschütteln und Entsetzen in der Re-
publik waren die Folge. Gehen doch in

der Deutschen Kultusministerkonferenz
traditionell Schule und Wissenschaft oder
Kultur und Wissenschaft zusammen.
Kopfschütteln und Stirnrunzeln auch
beim Wissenschaftsrat und in der Hoch-
schulrektorenkonferenz. 

„Schaut auf diese Stadt“: Das für
Deutschland so revolutionäre Zusammen-
gehen von Wirtschaft und Wissenschaft in
einem Senatsressort konnte als Idee nur in
Berlin geboren werden, weil die Situation
in dieser Stadt spätestens seit 1996 so ver-
fahren und provinziell ist, dass jeder Weg
zu einer Bewusstseinsänderung gewagt
werden muss. Denn es geht der Partner-
schaftsinitiative „An Morgen denken“ nur
um eins: deutlich zu machen, dass Ausga-
ben für Bildung und Wissenschaft Zu-
kunftsinvestitionen sind und nicht bloße
konsumtive Ausgaben. Mit anderen Wor-
ten: Hochschulen, Forschungsinstitute
und Universitätsklinika sind genauso
wichtige Standortfaktoren wie Wirt-
schaftsunternehmen, Computerfirmen,
Großindustrie und Rohstoffressourcen. 

Ost und West in einem land: Berlin..

Wirtschaft als Partner

Uwe Schlicht: Hochschulen sind genau so wichtige Standortfaktoren wie Wirtschaftsunternehmen.



Aber welche Signale gehen von Berlin aus?
Während Bayern und Baden-Württemberg
ihre Zukunftsfonds für wissensbasierte Ar-

beitsplätze mit drei, bezie-
hungsweise zwei Milliarden
Euro ausstatten, streicht die
Regierungskoalition in Ber-
lin selbst den mageren In-
vestitionsfonds von 125
Millionen auf 10 Millionen
Euro zusammen. Dabei soll-
te eine Stadt wie Berlin, die
ihre Rolle als bedeutender
Wirtschaftsfaktor ausge-

spielt hat, auf die Investition in die Köpfe
setzen, in der Hoffnung, dass daraus wis-
sensbasierte Arbeitsplätze entstehen und
so eine neue Wirtschaftsstruktur von un-
ten her aufgebaut werden kann. Insofern
gehört die Errichtung der beiden Wissen-
schaftsparks in Adlershof und Buch zu
den wenigen richtungsweisenden Ent-
scheidungen der Stadtregierung, an denen
der Senat auch nach den Krisenjahren seit
1996 festhält. 

„Schaut auf diese Stadt“: Der letzte Po-
litiker, der den Namen eines Wissen-
schaftssenators wirklich verdient hatte,
war Manfred Erhardt. Von ihm stammt der
wahre Masterplan, aus den beiden Wis-
senschaftszentren Ost- und Westberlin ei-
ne große Wissenschaftsmetropole zu for-
men – mit der Humboldt-Universität und
der Charité als künftigen Eliteeinrichtun-
gen. 

Im weltweiten Wettbewerb um Re-
nommee wusste Erhardt, dass Berlin auf
Humboldt-Universität und Charité nicht
verzichten kann. Zugleich wollte er jedoch
die Förderung der Humboldt-Universität
nutzen, um die „schwerfälligen Tanker“
Freie Universität und Technische Univer-
sität auf Reformkurs zu zwingen. Das ist
gelungen und hat sich in einem Auf-
schwung vor allem an der Freien Univer-
sität niedergeschlagen. 

Aber Berlin konnte einen Senator vom
Format eines Manfred Erhardt nicht aus-
halten. Nie wäre Erhardt auf die Idee ge-
kommen, den so fruchtbaren Wettbewerb
der drei Universitäten in eine Demontage
der Freien Universität münden zu lassen.
Mit Brandenburg hatte Erhardt verabredet,
an Berlins Massenuniversitäten maßvoll
Studienplätze abzubauen, dafür in Cott-
bus, Frankfurt an der Oder und in Pots-
dam neue Studienplätze aufzubauen. Die
Verabredung zwischen Berlin und Bran-
denburg wurde in den Folgejahren immer
brüchiger. Brandenburg reduzierte sein
Ausbauprogramm von 34.000 zugesagten
Studienplätzen auf 26.000 herab, und aus
der maßvollen Reduzierung in Berlin von
115.000 auf 100.000 Studienplätze folgte
de facto die Zertrümmerung einer großen
Universität mit 30.000 Studienplätzen. Die
Berliner Hochschulen mussten ein Ein-
sparvolumen von einer Milliarde Mark er-
bringen. 

Wenn in dieser Situation der damalige
Präsident der Humboldt-Universität, Hans
Meyer, das Instrument der Hochschulver-
träge erfand, so war das ein Notbehelf. Die
Wissenschaftspolitiker der Stadt dagegen
feierten die Hochschulverträge seit 1997
wie einen neuen Masterplan. Aber nach
der Schließungsdrohung für das Univer-
sitätsklinikum Benjamin-Franklin und der
Ankündigung des neuen Finanzsenators
Thilo Sarrazin, bis zum Jahr 2006 beim
Staatszuschuss für die Hochschulen zwan-
zig Prozent einzusparen, sind Planungssi-
cherheit und Vertrauen dahin. 

Die Verträge legen so Zeugnis ab von der
Unfähigkeit des Berliner Senats, ein neues
Hochschulgesetz zu verabschieden – das
in den Regierungserklärungen verspro-
chen worden war –, sowie in den jähr-
lichen Haushaltsverhandlungen Prioritä-
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Vertrauensbasis entzogen

Eine Stadt wie Ber-
lin, die ihre Rolle als

bedeutender Wirtschafts-
faktor ausgespielt hat,

sollte auf die Investition
in die Köpfe setzen, in der

Hoffnung, dass daraus
wissensbasierte Arbeits-

plätze entstehen.
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ten zu setzen. Bei jeder Finanzkrise
kommt seit 1997 hinter den Kulissen er-
neut die Diskussion auf, ob man die Hoch-
schulverträge nicht doch aufgeben oder
zumindest unterlaufen könne. So war es
auch vor der Fortschreibung der Verträge
für die Jahre 2003 bis 2005 im vergange-
nen Jahr. Die Hochschulverträge, zu de-
nen sich die Übergangsregierung von SPD
und Grünen mit Ach und Krach durchge-
rungen hatte, sind so unterfinanziert, dass
nach dem Jahr 2005 voraussichtlich 100
Millionen Euro fehlen. 

„Schaut auf diese Stadt“: Nach dem
Weggang von Senator Erhardt begann man
in beiden großen Parteien – CDU und SPD
– eine utopische Diskussion mit gravie-
renden Folgen. Den Politikern war die
Wissenschaftsstadt zu teuer geworden. In
Planspielen dachte man sich eine Stunde
Null nach der Wiedervereinigung aus, in
der man ohne Rücksicht auf Vorhandenes
alles hätte neu gründen können. Die Ant-
wort war immer dieselbe. Demnach hät-
ten wir in Berlin nur noch eine traditio-
nelle Volluniversität, die Humboldt-Uni-
versität in Mitte, und eine Alternativuni-

versität in Charlottenburg,
die Technische Universität. 

Bei den Universitätskli-
nika lauteten die Vorschlä-
ge ähnlich. Die Charité hät-
te man als einziges Univer-
sitätsklinikum behalten.

Dass diese Gedanken bis heute in den
Köpfen der verantwortlichen Politiker
herumgeistern, hat der Regierende Bür-
germeister Klaus Wowereit kürzlich in ei-
nem Rundfunk-Interview bewiesen: Hät-
ten wir heute noch die Chance zu einer
Neugründung, dann würde Berlin nur ein
Universitätsklinikum besitzen, sagte er. 

Betrachtet man in diesem Licht die Ent-
wicklung seit Mitte der 90er Jahre, so wird
einem bewusst, dass die Freie Universität
um ihr Überleben kämpft. Sie droht ihren

Status als Volluniversität einzubüßen. Sie
hat die meisten Studienplätze verloren
und muss auf die Hälfte ihres Professo-
renbestandes verzichten. Sie
hat zuerst die Zahnklinik
Nord an die Humboldt-Uni-
versität abgeben müssen, da-
nach das hochmoderne Vir-
chow-Klinikum im Wed-
ding. Beiden Verlagerungen
hat die Charité der Hum-
boldt-Universität ihren so
rasanten Erfolg bei der Ein-
werbung von Drittmitteln
mit zu verdanken. Wenn die
Freie Universität das ihr verbliebene Uni-
versitätsklinikum auch noch verliert, be-
deutet das den Verlust von 25 Millionen
Euro an Drittmitteln. Wenn die Experten-
kommission das nicht verhindern kann,
wird die Freie Universität im Wettbewerb
mit der Humboldt-Universität hoffnungs-
los unterlegen sein. 

Wie werden die deutschen Wissen-
schaftler diese Signale werten? Sie werden
es sich überlegen, ob sie in eine Stadt ge-
hen, in der den Hochschulverträgen die
Vertrauensbasis entzogen wird, in der das
von Abgeordnetenhaus und Senat feierlich
besiegelte Versprechen zur Sanierung der
Charité am Standort Mitte innerhalb von
zehn Jahren nicht eingehalten wird und in
der es zwar eine proklamierte Priorität für
die Bildung gibt, aber im Verständnis der
Politiker die Bildung mit dem Abitur en-
det. Sollte es angesehene Wissenschaftler
auch weiterhin reizen, trotz verlockender
Konkurrenzangebote aus Bayern und Ba-
den-Württemberg oder den USA nach Ber-
lin zu kommen, dann werden sie die
Humboldt-Universität der Freien Univer-
sität vorziehen. 

Weitere Einsparungen werden auf die
Hochschulen in der Stadt zukommen.
Sollte die Forderung von Finanzsenator
Sarrazin offizielle Politik werden, näm-

Ost und West in einem land: Berlin..

Die Freie Universität
kämpft um ihr

Überleben. Sie droht ih-
ren Status als Volluniver-

sität einzubüßen.

Deutsche Wissen-
schaftler werden es
sich überlegen, ob sie in
eine Stadt gehen, in der
es zwar eine proklamier-
te Priorität für die Bil-
dung gibt, aber im Ver-
ständnis der Politiker die
Bildung mit dem Abitur
endet.
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lich beim Staatszuschuss so scharf zu
sparen, dann sind 22.000 Studienplätze
gefährdet. Keine Universität bleibt dann
ungeschoren – auch nicht die Humboldt-
Universität. Da Sarrazin diese Einspa-
rungen bis zum Jahr 2006 sehen will,
wird der Bruch der Hochschulverträge
unvermeidlich.

Dann sind nach der Berliner Logik fol-
gende Szenarien denkbar: Warum braucht
diese Stadt drei Wirtschaftswissenschaf-
ten? Zwei genügen doch – eine an der
Humboldt-Universität und eine zweite –
für Wirtschaftsingenieure – an der Tech-
nischen Universität. Wozu dann noch die
Wirtschaftswissenschaften an der Freien
Universität? Oder: Braucht die Stadt wirk-
lich zwei juristische Fakultäten? Könnte
man nicht eine an die Fachhochschule
verlagern und damit deren Spektrum er-
weitern? Oder: Warum sollte die Freie
Universität nicht die Lehrerbildung an die
Fachhochschulen abgeben? 

Eine weitere Frage könnte lauten: Warum
benötigt Berlin dreimal Physik, Chemie
und Informatik an den Universitäten? Will
man die Humboldt-Universität als letzte
Volluniversität in Berlin möglichst erhal-
ten, dann dürfte ein weiterer Fächerabbau
vor allem die Freie Universität treffen.

Die Politiker haben die Freie Univer-
sität mit der angedrohten Aufgabe des 
Klinikums auf eine schiefe Ebene gesetzt.
Einst hatte der sozialdemokratische Bür-
germeister Willy Brandt die Amerikaner
um Hilfe gebeten, um das erste Spitzen-
krankenhaus nach dem Zweiten Weltkrieg
in Berlin zu errichten. Daraus wurde das
FU-Klinikum in Steglitz. Bei seiner Eröff-
nung verdeutlichte der damalige amerika-
nische Botschafter Cabot Lodge, worum
es auch noch ging: um eine Erneuerung
der Berlingarantie durch die USA im kriti-

schen Jahr 1968. Vielleicht rettet der Wis-
senschaftssenator Thomas Flierl von der
PDS das Klinikum vor dem von Wowereit
gewünschten Untergang. „Schaut auf die-
se Stadt“: So hinterlistig kann Geschichte
sein. 

Uwe Schlicht ist Journalist in Berlin. Er leitete vie-
le Jahre das Hochschulressort des Berliner „Tages-
spiegel“.

Weiterer Fächerabbau? 
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Ost und West in einem land: Berlin..

Johann W. Gerlach:
Wir haben Koordinierung zwischen den
Universitäten versucht,aber die Zeiten wa-
ren nicht so. Die Freie Universität hat da-
mals gemeint,ständig nur zu verlieren,und
in der Humboldt-Universität, in der ich sehr
wohl diskrete Gespräche geführt habe,
konnte keiner für eine Koordinierung sein,
weil es mit jeder koordinierten Stelle eine
Chance weniger gegeben hätte.Es ging um
Existenzfragen für Personen. Außerdem
stand jede Koordinierung in Berlin unter Fi-
nanzdruck. Sie wäre nur zur Einsparung
und nicht etwa zur Verbesserung erfolgt.
In der Wissenschaft – ganz gleich, welch
hohe Qualität der Einzelne hat – ist das
Programm der Koordinierung nicht auf
die Abschaffung der eigenen Stelle und
Funktion,sondern auf gemeinsames bes-
seres Arbeiten gerichtet.Deswegen kann
es Strukturentscheidungen immer nur
von oben oder mit Hilfe beratender, ko-
ordinierender Stellen geben. Die persön-
liche Fähigkeit, Strukturpolitik zu ma-
chen, ist einfach begrenzt.
Wenn aber die Möglichkeiten gesichert
sind, ergeben sich Strukturmaßnahmen,
die ungewöhnlich gut sind. Nehmen Sie
die Naturwissenschaften – dort hat sich
zwischen FU und HU viel mehr bewegt
als etwa in der gefeierten Zusammenar-
beit zwischen Mannheim,Heidelberg und
Stuttgart, obwohl diese drei Universitä-
ten so unterschiedlich sind, dass Koordi-
nation dort leichter fällt.Berlin kann seine
Quantität nur mit Qualität legitimieren.
Und zur Qualität gehören auch Koordi-
nierungen und Konzentrierungen. Aber
sie müssen in einem Klima geschehen,in
dem nicht jede Maßnahme der Struktur-
politik ein Sparopfer zur Folge hat.

Manfred Erhardt:
Aus meiner Sicht war die größte Zumu-
tung, die ich einer Hochschule gegenüber
gewagt habe, der neuen Fachhochschule
im Osten zu sagen, die Entwicklung gehe
vom „Muttergemeinwesen“ Technische
Fachhochschule im Westen aus. Und der
TFH habe ich gesagt: Eure Aufgabe ist es,
die neue Fachhochschule zu einer Qualität
zu entwickeln,wie man sie bei einer Tochter
oder einem Sohn wünscht. Das war eine
Zumutung, aber die Lichtenberger haben
diese Zumutung nach einigem Schlucken
angenommen, und die TFH im Westen hat
die Zumutung, die Konkurrenz zu entwi-
ckeln, schließlich mit Ehrgeiz so betrieben,
dass heute Konkurrenz und Wettbewerb
da sind.Es war Ihr Verdienst,Herr Markusch,
nicht beleidigt zu reagieren, sondern diese
Zumutung zu akzeptieren.
Leider ist dies im Universitätsbereich nicht
gelungen, weil die Konkurrenzsituation
von vornherein sehr viel stärker war. Die
Frage war: Wer wird zur Aufgabe ge-
zwungen, und steht die Berliner Univer-
sität entweder in Dahlem oder in Mitte? 

Hans-Wilhelm Groscurth:
Man muss aber auch daran erinnern, dass
zahlreiche Hochschullehrer von FU und TU
gerade in der Übergangszeit zur Aufrecht-
erhaltung der Lehre und Ausarbeitung von
Lehrplänen an der Humboldt-Universität
sehr viel geleistet haben. Es gab zum einen
die offizielle Ebene und zum anderen das
persönliche Engagement der einzelnen
Hochschullehrer für mehr Zusammenar-
beit der Hochschulen. Ich glaube,das muss
man trennen.
Gelungen ist meiner Meinung nach der
Wandel der Universität während des Er-

Diskussion mit dem Plenum
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neuerungsprozesses.Man darf ja nicht ver-
gessen, dass es in Berlin eine Oberverwal-
tungsgerichtsentscheidung gab,die die Ab-
wicklung von sechs Fächern an der Hum-
boldt-Universität für rechtswidrig erklärt
hatte. Und dass der damalige Rektor der
Humboldt-Universität dann erklärt hat, er
hielte an dem Erneuerungsprozess fest.
Dies zeigt, wie die Rechtsprechung hinter
dem faktischen Geschehen zurückblieb.
Auch die Studentenschaft darf man nicht
vergessen. Die Studentenschaft der Hum-
boldt-Universität war sehr schnell ver-
mischt,und sie hat bei der Erneuerung eine
maßgebliche Rolle gespielt.Von Vorsitzen-
den der Struktur- und Berufungskommis-
sionen weiß ich, dass die Studenten dort
wichtige Gesprächspartner waren, die Ent-
scheidungen mit vorwärtsgetrieben ha-
ben – mehr als der bedrohte Mittelbau
oder die Professorenschaft.

Die Bilanz zeigt: Es gab die Bereitschaft,
eine gewisse Durchmischung zu errei-
chen, die im Endeffekt nicht gelungen
ist, weil Stasi-Verquickungen auf-
tauchten. Doch bis heute habe ich
Zweifel, ob die Sonderrolle, die die Ge-
schichtswissenschaft gespielt hat, be-
rechtigt war. Die Geschichtswissen-
schaft der DDR war belastet, das sei zu-
gestanden, aber bei dieser Art der Er-
neuerung hat die Geschichtswissen-
schaft doch fast jedem habilitierten
West-Historiker in den neuen Bundes-
ländern zu einer Professur verholfen.
Diesem Phänomen ist viel zu wenig
Aufmerksamkeit geschenkt worden.

Manfred Erhardt:
Herr Groscurth, ich habe die Studenten
im Kuratorium anders wahrgenommen.

Johann W. Gerlach: Berlin
kann seine Quantität nur
mit Qualität legitimieren.

>>>
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Ost und West in einem land: Berlin..

Sie haben sich sehr schnell mit den poli-
tischen Repräsentanten verbündet. Es
war im Grunde genommen eine Neo-
Politisierung, die die Studenten – jeden-
falls die Elite der Studenten aus der DDR
– betrieben haben, und es war nicht so
sehr eine Orientierung an der Wissen-
schaft und ihren Strukturen.

Eberhard Lämmert:
Es geht nicht an, von denselben Univer-
sitäten, die man zur Konkurrenz um der
Exzellenz willen auffordert,zu verlangen,
dass sie ganze Bereiche an die jeweils an-
dere Universität abgeben. Die Idee, dass
etwa die eine Universität Vorderasien,die
andere Hinterasien zu ihrem Forschungs-
und Lehrgebiet macht, schließt jeweils
ein Viertel der Menschheit aus der Beob-
achtung einer großen Universität aus.

Dies wurde zwar abgewehrt, dennoch
musste die Slawistik beispielsweise von ei-
ner Universität wie der FU – die immerhin
noch zu den größeren deutschen Univer-
sitäten gehört – an die Humboldt-Univer-
sität abgegeben werden. Und das 150 Ki-
lometer von einem slawischen Europa ent-
fernt.Wenn man Konkurrenz fordert,dann
muss man den Universitäten erlauben, sie
dort zu suchen,wo sie die Hoffnung haben,
dass sie erfolgreich sind. Andernfalls muss
man eine Landesuniversität machen.

Manfred Erhardt:
Ich halte es für das tragende Prinzip der
Weiterentwicklung der Berliner Wissen-
schaftslandschaft, dass Konkurrenz nur
funktionieren kann,wenn nicht alle Fächer
nur einmal da sind. Man muss dafür sor-
gen, dass unter wissenschaftlichen Ge-

Eberhard Lämmert: Eine Universität, die man zur Konkurrenz auffordert, kann nicht ganze Bereiche abgeben.
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sichtspunkten Strukturen herrschen, die
beides ermöglichen, Konkurrenz und Ko-
operation. Der Sinn der Empfehlungen der
Landeshochschulstrukturkommission war,
Mehrfachangebote in den einzelnen Uni-
versitäten zu halten, aber sie so zu profilie-
ren,dass die Schwerpunkte unterschiedlich
sind und so die Kooperation notwendig
wird.
Man musste die FU teilweise vor einer
Selbstdemontage bewahren. Ich möchte
nur daran erinnern, dass die Kunstge-
schichte der FU von mir daran gehindert
werden musste, aus eigenem Antrieb an
die Humboldt-Universität zu wollen. Und
ich halte es heute noch für eine Fehlent-
scheidung, die Sportwissenschaft von ei-
ner so großen Universität wie der Freien
Universität wegzunehmen und sie an der
Humboldt-Universität zu zentralisieren.
Dies sind Strukturentscheidungen,die man
eigentlich rückgängig machen müsste,
wenn man vernünftige kooperative und
konkurrierende Strukturen schaffen will.
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Wo stehen wir? Was steht an?..

A ls im Herbst 1990 die Besuche
der Institute der drei DDR-Aka-
demien begannen, fragten sich

die Mitglieder der Wissenschaftlichen
Kommission des Wissenschaftsrates, ob
die unvermeidlichen Schließungs- und
Verkleinerungsempfehlungen ohne eine
Finanzierungsgarantie für neue Struktu-
ren ihnen nicht den Vorwurf von Abräu-
mern und Zerstörern der in der DDR ge-
wachsenen außeruniversitären For-
schungsstruktur eintragen würde. 

In dieser emotional schwierigen Situa-
tion war es BMFT-Staatssekretär Dr. Geb-
hard Ziller, der uns zusicherte, dass alle
vom Wissenschaftsrat beschlossenen
Empfehlungen auch finanziert würden.
Erst mit dieser Zusage gewannen wir die
innere Unabhängigkeit, die für sachge-
recht befundenen Umstrukturierungen in
den Beratungsprozess einzubringen. 

Als empirisch arbeitender Sozialwissen-
schaftler möchte ich einige verfügbare Da-
ten nennen. Diese stammen im Wesent-
lichen aus dem vom Bundesministerium
für Bildung und Forschung im Januar vor-
gelegten „Faktenbericht Forschung 2002“

und aus Aufstellungen der Deutschen For-
schungsgemeinschaft. 

Seit 1991 haben sich, bezogen auf die
Gesamtausgaben in Deutschland, die An-
teile der Ausgaben der Hochschulen für

Max Kaase

Integration gelungen
Der Politik- und Sozialwissenschaftler Max Kaase stellt in seiner Bestandsauf-

nahme fest, dass die Wissenschaftssysteme Ost und West erfolgreich zu-

sammengewachsen sind. Die Zukunftsaufgabe liege darin, das deutsche Hoch-

schulsystem international konkurrenzfähig zu machen.

Wo stehen wir?

Max Kaase: Wir können heute von einem inte-
grierten Wissenschaftssystem ausgehen, bei al-
len Unterschieden im Detail.

Einführung
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Lehre und Forschung in den neuen Län-
dern kontinuierlich erhöht und auf einem
angemessenen Niveau um 19 Prozent sta-
bilisiert.
• Die Anteile der neuen Länder an den

Wissenschaftsausgaben aller öffent-
lichen Haushalte sind zwischen 1993
und 2000 gestiegen, liegen aber noch
immer auf dem sehr niedrigen Niveau
von knapp 13 Prozent.

• Der Zusammenbruch der anwendungs-
bezogenen Forschung in der DDR
drückt sich in den neuen Ländern deut-
lich in den entsprechenden FuE-Zahlen
des Wirtschaftssektors aus. 

• Insgesamt stellt sich die Hochschul-
landschaft einigermaßen konsolidiert
dar. Ein zentrales Problem der ostdeut-
schen Hochschulen ist allerdings die
unzureichende Grundausstattung für
die Forschung. 

Als die deutsche Vereinigung als reale po-
litische Option erkennbar wurde, hat die
DFG die Einbeziehung von Forschern aus
der DDR in ihre Förderung auch unkon-
ventionell betrieben (zum Beispiel durch
das Huckepackverfahren, in dem west-
deutsche Wissenschaftler für ihre DDR-
Kollegen stellvertretend Anträge stellten).
Zwischen 1997 und 2001 hat sich die För-
derung der Wissenschaftler im Osten kon-
tinuierlich erhöht und inzwischen in den
Summen auf einem Niveau zwischen 18
und 19 Prozent aller von der DFG bewil-
ligten Projekte stabilisiert. 

Auch der Anteil an den Graduierten-
kollegs liegt mit 18,2 Prozent in den neu-
en Ländern im Januar 2002 in dieser Grö-
ßenordnung. Bei den Sonderforschungs-
bereichen ist die entsprechende Zahl aller-
dings mit 12,6 Prozent im Januar 2002
deutlich niedriger, ein Umstand, der ver-
mutlich durch das erwähnte Grundaus-

stattungsproblem der ostdeutschen Uni-
versitäten mitbedingt ist. 

Die Umstrukturierung der DDR-Wis-
senschaftslandschaft durch die Etablie-
rung einer starken außeruniversitären
Forschungspräsenz findet auch einen ge-
wissen Ausdruck in der DFG-Förderung.
Für die Periode 1996 bis 1998 stiegen die
Forschungsmittel an außeruniversitären
Einrichtungen in allen neuen Ländern
überdurchschnittlich an. 

Da es sich bei den Einrichtungen nicht
zuletzt um Neugründungen der Blauen
Liste (jetzt WGL) handelt, lässt sich an-
nehmen, dass sich diese Einrichtungen in
der Forschungsförderung bewährt haben.
Das zeigt sich auch daran, dass von den
82 zwischen 1995 und 2001 vom Wissen-
schaftsrat evaluierten Instituten der Blau-
en Liste keines der neun negativ oder drei
gemischt bewerteten Institute in den neu-
en Bundesländern liegt. 

Die Forschungslandschaft der neuen
Bundesländer hat sich im deutschen Wis-
senschaftssystem also erfolgreich etabliert.
Für die Wissenschaftsanteile im Wirt-
schaftssektor gilt allerdings: Vor allem in
Bezug auf die großen Unternehmen sind
die neuen Länder allgemein und daher
auch in ihrer Forschungsausstattung ein-
deutig notleidend.

Wir können im Jahre 2002 von einem in-
tegrierten Wissenschaftssystem ausgehen,
bei allen Unterschieden im Detail. Die
größte Zukunftsaufgabe liegt in der syste-
matischen Erörterung der unter dem
Druck der Internationalisierung deutlich
gewordenen Schwächen des deutschen
Hochschulwesens und ihrer Beseitigung.
Hierzu gehören 
• die unzureichende vertikale Differen-

zierung (etwa die Aufgabe der in der
DDR bewährten Fachschulen);

Forschungsgemeinschaft fördert

Was steht an?
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• die unzureichende horizontale Diffe-
renzierung (im Sinne von bewussten re-
gionalen fachlichen Schwerpunktset-
zungen sowie der Öffnung für private
Hochschulen);

• die Aufgabe der politisch-ideologisch
bedingten Voreingenommenheit gegen-
über Studiengebühren, in Verbindung
mit einem gerechten und leistungsfähi-
gen System der Förderung von Studie-
renden;

• die Restrukturierung von Studiengän-
gen und Abschlüssen in internationaler
Perspektive, unter anderem um die
internationale Passung zu erhöhen und
die hohen Studienabbrecherquoten zu
reduzieren;

• die Einbettung des Konzepts der Ju-
niorprofessur in eine Entwicklungslo-
gik, welche deren Voraussetzungen und
Chancen langfristig durchdenkt.

Die seit Gründung der Bundesrepublik
immer wieder aufflammende Diskussion
über die Struktur des deutschen Födera-
lismus hat seit einiger Zeit auch den Be-
reich der Gemeinschaftsaufgaben erfasst,
die im Zuge der Finanzverfassungsreform
1969 als Artikel 91 Grundgesetz einge-
führt worden waren. Es wäre ein Zeichen
der vorausschauenden Klugheit, wenn
sich die Akteure in Hochschulen und Wis-
senschaftsverwaltungen auf eine politisch
induzierte Kontroverse rechtzeitig vorbe-
reiteten.

Nach der „Vorausberechnung der Schüler-
und Absolventenzahlen 1999 bis 2015“
der Kultusministerkonferenz vom Febru-
ar 2001 wird die Zahl der Schüler mit
Fachhochschul- und Hochschulreife in
der Bundesrepublik bis 2008 ansteigen,
um dann kontinuierlich abzufallen. Ab
2013 liegen sie leicht unter dem Stand von
1999, ohne dass sich daraus – primafacie –

bereits ein Problem der Hochschulauslas-
tung ergeben würde. 

Diese summarische Betrachtung ver-
deckt jedoch die eklatanten Unterschiede
zwischen den alten und den neuen Län-
dern, die auf den dramatischen Einbruch
der Geburtenrate in den neuen Ländern
ab 1991 zurückzuführen sind. Ab 2006
wird sich diese Entwicklung auf die Chan-
cen der Hochschulen in den Ländern aus-
wirken, Studierende zu rekrutieren. Es wä-
re dringend notwendig, dass sich die Wis-
senschaftspolitik mit der Herausforderung
der demographischen Wende befasst. Die-
se Herausforderung zu meistern, ist aber
ebenfalls Aufgabe der Hochschulen.

Der vollständige Text dieses Vortrags mit
allen Daten ist im Internet unter
www.stifterverband.org nachzulesen.

Prof. Dr. Max  Kaase  ist Vizepräsident der Europe-
an Science Foundation und lehrt an der Interna-
tional University Bremen.

Wo stehen wir? Was steht an?..

Demographische Wende



Generell kann man sagen, dass
die Ostdeutschen 1990 aus ei-
nem maroden und absaufenden

Kahn auf ein stattliches Schiff umstiegen,
das jedoch seinerseits etwas schräg im
Wasser lag und jedenfalls reparaturbe-
dürftig war. Dass letzteres damals nur von
ganz wenigen in Ost und West gesehen
wurde und von vielen bis heute nicht ak-
zeptiert wird, das ist das eigentliche ge-
samtdeutsche Problem, wenn auch mit
spezifischen Facetten in Ost und West. 

Die größte Herausforderung von Bildung
und Wissenschaft im Osten ist zugleich ei-
ne der wichtigsten gesamtdeutschen Ge-
meinsamkeiten: Es ist die demographische
Katastrophe, die die Zukunft Deutsch-
lands bedroht. Diese Gemeinsamkeit ist
zunächst ein typisches Kind der bundes-
deutschen Gesellschaft, die auf indivi-
duelle Selbstverwirklichung fixiert ist und
Familien, also den Ort der kommenden
Generationen, jahrzehntelang ideologisch

und strukturell diskriminierte, insbeson-
dere durch das System der Altersversor-
gung, das Berufstätige zu Lasten von El-
tern und vor allem von Müttern begüns-
tigte. Überdies wurde jede öffentliche De-
batte über die vorhersehbaren verheeren-
den Konsequenzen mit geradezu hysteri-
scher Energie als unsozial, wenn nicht so-
gar als faschistoid tabuisiert. 

Nach meiner Überzeugung liegt hier
die Wurzel für das in Deutschland geringe
gesellschaftliche Interesse an Bildung und
Wissenschaft. Diese liefern ihre wichtigs-
ten Früchte erst nach langer Zeit und vor-
zugsweise unseren Nach-
kommen. Warum sollte dies
Menschen interessieren, die
sich systembedingt der Illu-
sion hingeben, eine Genera-
tion könne jeden im Alter
auch ohne nachfolgende Ge-
neration, das heißt auch oh-
ne Kinder zu haben, finan-
ziell absichern. Nichts wur-
de im Osten so rasch über-
nommen wie diese Haltung.
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Max Kaase/Hans Joachim Meyer..

Hans Joachim Meyer

Die Aufbauleistung 
ist zukunftsweisend

Der scheidende sächsische Minister für Wissenschaft und Kunst zieht eine ge-

samtgesellschaftliche Bilanz seit der Wende. Er erläutert die Wurzeln von Frem-

denfeindlichkeit in den neuen Bundesländern und nennt das größte zukünftige

Problem für Bildung und Wissenschaft: die sinkende Geburtenrate.

Die größte Heraus-
forderung von Bil-
dung und Wissenschaft
im Osten ist zugleich eine
der wichtigsten gesamt-
deutschen Gemeinsam-
keiten: Es ist die demo-
graphische Katastrophe,
die die Zukunft Deutsch-
lands bedroht.

Geburtenrate sinkt

Gesellschaftliche und politische Herausforderungen in den neuen Ländern 
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Innerhalb eines Jahres – nämlich 1991 –
fiel in Sachsen die Geburtenrate um zwei
Drittel. 

Damals versuchte ich, dies als Folge ei-
nes doppelten Kulturschocks zu erklären.
Eines negativen – durch den Wegfall bis-
her selbstverständlicher Sicherheiten der
Lebensplanung – und eines positiven –
durch den plötzlichen Zugang zu vielen
Chancen und Freuden. Inzwischen sind
mehr als zehn Jahre vergangen, und das
Geburtenniveau im Osten liegt immer
noch unter dem seinerseits kläglichen Ni-
veau im Westen.

Verschärft wird die Situation durch den
wieder stärker werdenden Wegzug von
jungen Menschen in die alten Bundeslän-
der, wo mehr Lehr- und Arbeitsstellen und
ein höheres Einkommen locken, nachdem
zeitweilig diese Entwicklung gestoppt und
punktuell sogar umgekehrt werden konn-
te. Für den Westen bringt die neue Wan-

derungsbewegung eine Min-
derung seines demographi-
schen Problems. Für Bil-
dung und Wissenschaft im
Osten bedeutet dies einen
Teufelskreis. 

Einerseits können wir im
Osten nur niedrigere Gehäl-
ter zahlen und sind damit
nicht konkurrenzfähig. An-
dererseits liegt das Einkom-
men unseres Öffentlichen

Dienstes erheblich über dem unserer ge-
werblichen Wirtschaft. Überdies kostet
uns im Rahmen unserer nicht erweiterba-
ren Haushalte jede Gehaltserhöhung wei-
tere der ohnehin bedrohten Stellen. 

Die jetzt in den Schülerzahlen wirksam
werdenden Folgen des Bevölkerungsrück-
gangs bedrohen vieles von dem, was in
den Jahren nach 1990 in harter Anstren-
gung und nicht selten auch in heftigem
Konflikt bei den Schulen und Hochschu-
len bewahrt, ausgestaltet und neu ge-

schaffen worden ist. Die unvermeidliche
Schließung von Schulen nimmt in nicht
wenigen Orten die Zukunftshoffnung und
verstärkt dadurch den negativen Trend. 

Die zu befürchtende Abnahme von Stu-
dierenden aus dem eigenen Land bis 2010
schwächt die Bereitschaft, Studienangebo-
te so auszustatten, dass junge Leute aus
ganz Deutschland und dem Ausland zum
Studium in den Osten Deutschlands kom-
men und dann erwägen, dort nach dem
Studium zu arbeiten und zu leben. Da-
durch droht dem Osten Deutschlands ein
weiterer Verlust beim Anteil an Eliten der
deutschen Gesellschaft. 

Durch Entscheidungen des Bundes und
der Länder wurden Mitte 2001 die finan-
ziellen Rahmenbedingungen für die ost-
deutschen Länder längerfristig gesichert.
Das war ein wichtiger Akt der gesamt-
deutschen Solidarität. Dennoch ist zu be-
achten: Der Solidarpakt als die eine der
beiden Säulen dieser Sicherung dient dem
weiteren Ausbau der Infrastruktur bis auf
das für den westlichen Teil der Bundesre-
publik typische Niveau. Die Leistungen
aus dem Solidarpakt bleiben bis 2008/09
in etwa gleich, um dann bis 2019 deutlich
abzunehmen. 

Damit die so verbesserte Infrastruktur
wirtschaftlichen Nutzen bringt, bedarf es
vor allem beruflich aktiver Menschen und
unternehmerischer Initiative, aber eben
auch einer diese Faktoren fördernden Lan-
despolitik. Der Länderfinanzausgleich als
zweite wichtige Säule gibt den ostdeut-
schen Bundesländern ein den westdeut-
schen Nehmerländern vergleichbares Ein-
nahmeniveau. 

Zurzeit kann Sachsen – bekanntlich
nicht das leistungsärmste unter den ost-
deutschen Bundesländern – 49,9 Prozent
seiner im Staatshaushalt vorgesehenen
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Ausgaben aus eigenen Einnahmen decken.
Es bedürfte also eines langjährigen schnel-
leren Wirtschaftswachstums als im Wes-
ten, um in absehbarer Zeit einen solchen
Zuwachs der eigenen Steuereinnahmen zu
haben, dass zusätzliche landespolitische
Aktivitäten möglich werden. Tatsächlich
geht jedoch die Schere zwischen Ost und
West seit 1996 wieder auseinander. An-
ders gesagt: Auch eine Aufwärtsentwick-
lung im Osten wird den Ländern dort erst
nach erheblicher Zeit neue Handlungs-
räume eröffnen. 

Die wirtschaftliche Entwicklung im Os-
ten Deutschlands ist komplex und wider-
sprüchlich. In relativ kurzer Zeit sind
enorme Summen investiert worden. Ge-
wiss wurde davon auch einiges in den
Sand gesetzt. Sehr viel wichtiger ist die
Veränderung der Proportionen zwischen
Humankapital und den wissenschaftlich-
technologischen Voraussetzungen seines
Einsatzes. Kurz gesagt: In modernen In-
dustrieanlagen brauchte man für ein paar
Hundert Arbeitsplätze, die an die Stelle
von ein paar Tausend Arbeitsplätzen zur
Zeit der DDR traten, Investitionssummen
in meist dreistelligen Millionenbeträgen
(in DM). Beim Aufbau des in der DDR arg
vernachlässigten Dienstleistungssektors
entstand ein großer, aber oft finanziell la-
biler Mittelstand. 

Der Anstieg an Produktivität und Arbeits-
plätzen wird heute durch den dramati-
schen Rückgang des Baugewerbes über-
deckt. Die wirtschaftliche Entwicklung im
Osten, nicht zuletzt der Erfolg wichtiger
Investitionen in zukunftsbedeutsamen Ge-
bieten wie der Mikroelektronik, konnte
sich auf hervorragend ausgebildete und
leistungswillige Fachkräfte stützen. Das
hat jedoch nicht zum Wiedererstehen der
Industrieforschung geführt, die 1990/1991

flächendeckend aufgegeben wurde. In Be-
zug auf sein öffentlich finanziertes wis-
senschaftliches Potenzial inner- und
außerhalb der Hochschulen kann der Os-
ten mit dem größeren westlichen Teil der
Bundesrepublik mithalten. Bei den FuE-
Aufwendungen kamen dagegen 1999 auf
jeden Erwerbstätigen im Westen 1.171
Euro, im Osten 282 Euro. In der privatfi-
nanzierten Industrieforschung kommt der
Osten also kaum vor. 

Durch unseren eigenen, einzig realis-
tischen und darum völlig richtigen Ent-
schluss, der Ordnung des Grundgesetzes
beizutreten, wurden wir Ossis über Nacht
Lehrlinge der Bundesrepublik Deutsch-
land. Nach ersten Misserfolgen und un-
angenehmen Streiterfahrungen verhalten
sich nun nicht wenige von ihnen in ge-
samtdeutschen Debatten wie früher im
Marxismus-Leninismus-Seminar: Sie hal-
ten, solange es geht, den Mund und den-
ken sich ihren Teil. Geschimpft wird vor-
zugsweise unter Gleichgesinnten, was ei-
ne argumentative Auseinandersetzung mit
den Problemen meist erspart. Der Staat
und die Politik – jedenfalls in Gestalt der
Bundesrepublik – stehen vielen fern und
erscheinen gleichwohl als allmächtig. Da-
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Hans Joachim Meyer: Die wissenschaftlichen
Aufbauleistungen sind trotz mancher Bitterkeit
ein deutliches Zukunftszeichen.
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her kann es auch nur am bösen Willen lie-
gen, wenn es nicht so ist, wie es sein sollte. 

Die Identifikation mit öffentlichem
Interesse geht oft nicht über den eigenen
Ort hinaus, erreicht allenfalls das Land,
wenn es – wie in Sachsen – einen ge-
schichtlich gewachsenen und persön-
lichen Bezug gibt. Vielen ist die Nische im-
mer noch eine bevorzugte Daseinsform,
nicht nur für das persönliche Leben, son-
dern auch als Abwehr nationaler und
internationaler Zumutungen. 

Jede Art von internationaler Verantwor-
tung abzulehnen, insbesondere die Teil-
nahme an militärischen Einsätzen, und
dies als nicht hinterfragbare Friedensliebe
zu betrachten, ist eine weit verbreitete
Haltung. Ein besonderer Aspekt ist der
Mangel an Erfahrung im Umgang mit Un-
vertrautem und Andersartigem, der zu
misstrauischer Unfreundlichkeit gegen-
über Fremden führen kann und leider
auch bei einigen in dumpfe und brutale

Ausländerfeindlichkeit um-
schlägt. 

Nicht zuletzt wird dies
ermöglicht, weil bürger-
schaftliche Bereitschaft, ge-
gen solches Reden und Han-
deln aktiv Partei zu ergrei-
fen, zu gering ausgebildet
ist, und weil der Rechtsstaat
eine vielen Ost-Deutschen
völlig unbegreifliche Hand-
lungsunwilligkeit an den
Tag legt. Ist dies vielleicht

die Folge einer in der alten Bundesrepub-
lik schon lange betriebenen Überdehnung
des Individualrechts zu Lasten des Ge-
meinwohls? 

Akte von Ausländerfeindlichkeit be-
drohen nicht zuletzt die Anziehungskraft
der ostdeutschen Hochschulen wie auch

der neu geschaffenen Max-Planck-Institu-
te auf fähige und leistungswillige junge
Menschen jenseits unserer Grenzen. Las-
sen Sie mich zwei Zahlen als Beweis für
diese Attraktivität nennen: Das Dresdner
Max-Planck-Institut für Molekulare Zell-
biologie und Genetik hat 47 ausländische
Gastwissenschaftler und Doktoranden
und das Dresdner Max-Planck-Institut für
die Physik komplexer Systeme sogar 76
ausländische Doktoranden, davon 63 aus
Osteuropa, Asien und Lateinamerika. 

Im Osten ist 1989 die Utopie des zen-
tralplanwirtschaftlichen Sozialismus kra-
chend zusammengestürzt. Im Westen
scheint mir die Einsicht überfällig, dass
die Vorstellung realitätsfern ist, man kön-
ne den Risiken und Schwierigkeiten des
Lebens entkommen, indem man ein mög-
lichst enges Netz von individuellen
Rechtstiteln knüpft, deren Vollzug und
fortwährende Verfeinerung durch Politik
und Administration von Richtern kon-
trolliert und vorangetrieben wird. Die
deutsche Gesellschaft ist in einem er-
schreckenden Maße handlungsunfähig
und handlungsunwillig. Sie ist hand-
lungsunfähig durch eigene Regelungen
und handlungsunwillig durch Desinteres-
se an der Zukunft dieses Landes. 

Als 1989/90 die deutsche Einheit und
Freiheit friedlich erreicht wurde, entstand
die Chance, sich als demokratische Nation
zu begreifen, aber dies wird so gut wie
nicht genutzt. Statt dessen stolpern wir
Deutschen eher widerwillig und maulend
durch die Geschichte. Die wissenschaft-
lichen Aufbauleistungen sind dagegen
trotz mancher Bitterkeit und manchen
Misslingens ein deutliches und bedeutsa-
mes Zukunftszeichen. 

Prof. Dr. Hans Joachim Meyer ist sächsischer
Staatsminister für Wissenschaft und Kunst und
Präsident des Zentralkomitees der deutschen Ka-
tholiken.
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Wie der Wissenschaftsrat die
Strukturanpassung in den
neuen Bundesländern und

speziell in Berlin begleitet hat, habe ich
mit Aufmerksamkeit gehört. Als Vertreter
der Industrieforschung nehme ich einen
anderen Blickwinkel ein: Wir hatten kei-
nen Wissenschaftsrat, wir hatten die Treu-
handanstalt. Im Jahr 1990 hatte unser
Unternehmen, die BUNA, 18.700 Be-
schäftigte. Davon waren 1.200 in der For-
schung tätig, von ihnen waren nach heu-
tigen Begriffen etwa 400 Forscher. In der
Treuhandanstalt gab es den Grundsatz:
„Forschung ist nicht privatisierungsfähig“. 

Dieser Grundsatz bewahrheitete sich bei
der schnellen Privatisierung von Ge-
schäftsfeldern. Die Investoren brachten ihr
Know-how mit, und selten wurde die For-
schung benötigt. Es gab aber Unterneh-
men – und zu denen gehörte die BUNA –,
die nicht so schnell privatisierungsfähig
waren. Wir hatten weiterhin die For-

schung, wurden aber nicht von einem
neutralen Wissenschaftsrat begleitet, son-
dern von Gutachtern, die wiederum von
den Gesellschaftern beauftragt waren.
Dann kamen die Unternehmensberater,
die McKinseys, die Arthur
D. Littles und so weiter. Sie
haben aufgeschrieben, was
der Auftraggeber hören
wollte. 

Die Wahrheit war, dass
wir weiter forschen muss-
ten. Seit Juli 1990 befanden wir uns in ei-
nem ganz anderen Markt, dem westeuro-
päischen Markt mit anderen Gesetzen.
Wir mussten unsere Polymere weiter ver-
kaufen und die Qualität sofort den neuen
Standards anpassen. Wenn uns nicht die
Qualität beschäftigte, dann waren es neue
Zertifikate oder neue Umweltauflagen, die
ebenfalls einen hohen Entwicklungsauf-
wand bedeuteten. 

Eine andere Aufgabe war die Entwick-
lung von Verfahren, die man üblicher-
weise in Lizenz erwirbt. Ein Beispiel: Zu
DDR-Zeiten hatten wir Verhandlungen ge-
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Investoren bringen Know-how mit

Christoph Mühlhaus

Starke Forschung lockt
Unternehmen

In den neuen Bundesländern wird wenig Industrieforschung betrieben. Der Ge-

schäftsführer der Buna Sow Leuna Olefinverbund GmbH, Schkopau, schildert

das Konzept für ein regionales Forschungsnetzwerk, das Industrieunternehmen

ermuntern soll, ihre Forschungsabteilungen in Mitteldeutschland anzusiedeln.

wirtschaftliche Probleme in den neuen Ländern 
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führt, um für schaumfähige Polystyrole ei-
ne Lizenz zu kaufen. Die Devisenknapp-
heit ließ das Geschäft nicht zu, aber nach
der deutschen Einheit wollten wir es voll-
ziehen. Allerdings gab es kein Unterneh-
men mehr, das einem Staatsbetrieb – und
ein Treuhandbetrieb war faktisch ein
Staatsbetrieb – eine solche Lizenz verkau-
fen wollte. Die Sorge ging um, wo man
uns nach der Privatisierung wiederfinden
würde. Das heißt also, wir forschten wei-
ter, allerdings schon reduziert auf einen
vernünftigen Kern. 

Im Jahr 1995 erfolgte die Privatisierung.
Heute bin ich in dem Unternehmen Dow
Chemical tätig. Damals war ein politischer
Meinungsumschwung festzustellen. Die
Industrieforschung war in den neuen
Bundesländern sehr ausgedünnt, und es
bestand der politische Auftrag an den In-
vestor, die Forschung zu evaluieren. Gibt
es Chancen, Forschungselemente in den
amerikanischen Konzern einzubauen? Das
war für Dow Chemical eine harte Heraus-
forderung, weil sie in den Geschäftsfel-

dern, die wir hatten, schon alles besaßen.
Das Ergebnis der Evaluation war aber po-
sitiv für uns. Wir konnten sehr viel Know-
how einbringen und hatten das Glück,
zwei für Dow Chemical neue Geschäfts-
felder zu betreiben. Heute nehmen wir
von Mitteldeutschland aus für beide Ge-
schäftsfelder internationale Kompetenzen
wahr. Dow hat eine globale Organisation,
das heißt, es gibt immer nur ein Kompe-
tenzzentrum. Für zwei Produktgruppen
liegt die Zuständigkeit bei uns, und bei an-
deren Produktgruppen arbeiten wir in
internationalen Teams mit. 

Es erfolgte eine weitere Reduzierung
der Forschungsabteilung. Mit heute 185
Forschern sind wir für einen Dow-Kon-
zern auf einem vernünftigen
Level. Gleichzeitig investier-
te der Mutterkonzern sehr
viel: 42 Millionen Mark für
neue Ausrüstung und Ein-
richtung. An sich könnten
wir relativ gelassen in die
Zukunft schauen, aber die
Entwicklung geht genauso
weiter wie der Wettbewerb
im Konzern. Neue For-
schungseinrichtungen kann
man an anderen Standorten installieren,
und die Experten sind schnell transferiert.
Dies führte uns zu der Überlegung, etwas
für die Zukunft zu schaffen, was uns kei-
ner wegnehmen kann: eine regionale Ver-
netzung! 

Als wir 1997 begannen, ein regionales
Netzwerk der Mitteldeutschen Kunststoff-
Technik aufzubauen, haben wir festge-
stellt, dass es eine Reihe leistungsfähiger
Institute gab, aber sehr wenig Industrie-
forschung betrieben wurde. Es gab zwar
einige kunststoffverarbeitende Unterneh-
men in der Region, aber oft spielten Inno-
vationen eine untergeordnete Rolle. Die
Hauptthemen waren Eigenkapitalschwä-
che oder Marktzugang. Inzwischen arbei-
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ten 80 Unternehmen an dem regionalen
Netzwerk mit. 

Es war damals typisch für Forschungs-
institute, dass sie nicht nur ihre Aufträge
aus Westeuropa hatten, sondern auch ihre
Kontakte in diese Richtung lenkten. In der
eigenen Region gab es nur noch wenige
Verbindungen. Trotzdem ist es gelungen,
ein Netzwerk aufzubauen, das sich schritt-
weise weiter entwickelt hat: erst Erfah-
rungsaustausch, dann gemeinsame Pro-
jekte. Beim Erfahrungsaustausch können
viele mitwirken, bei gemeinsamen Pro-
jekten gibt es vielleicht zwei bis fünf Part-
ner, die zusammenarbeiten können. 

Inzwischen ist es gelungen, diese Ko-
operationen in ein neues Konzept zu über-
führen, das die Landesregierung Sachsen-
Anhalt im so genannten Strategie-Dialog
aufgegriffen hat, den wir gemeinsam füh-
ren. Das Netzwerk soll so erweitert wer-
den, dass es auch international Beachtung
findet. 

Dazu sind drei Bausteine vorgesehen:
zunächst die Ansiedlung eines Fraunho-
fer-Demonstrations-Zentrums zu Poly-
mersynthesen in Mitteldeutschland, dann
der Ausbau oder Neubau eines Fraunho-
fer-Instituts für Werkstoffmechanik, das
ja schon in Halle beheimatet ist. Der drit-
te Baustein ist eine Neuausrichtung der
Martin-Luther-Universität in Halle in den
Bereichen der Prozesstechnik und Materi-
alwissenschaften. Hierbei sind ebenfalls
Neubauten und neue Einrichtungen von-
nöten. Unsere Vision ist, so kompetent zu
werden, dass neue Unternehmen be-
schließen, sich in Mitteldeutschland an-
zusiedeln und hier auch Forschung zu be-
treiben. 

Wir haben durch unser Konzept value
park eine Reihe von Firmen der Kunst-
stoffverarbeitenden Industrie veranlasst,

in Mitteldeutschland Produktionsstand-
orte aufzubauen. Bisher ist es uns aber nur
unzureichend gelungen, diese Unterneh-
men davon zu überzeugen, auch die For-
schung nach Mitteldeutschland zu verla-
gern. Wir gehen nun davon aus, dass es
uns mit dem Netzwerk schrittweise ge-
lingt, dieses Ziel umzusetzen. In der Kom-
bination von Fraunhofer-
Instituten und der Martin-
Luther-Universität würde
auch die Attraktivität der
Hochschullandschaft ver-
bessert, was sich nicht zu-
letzt positiv bei gemeinsa-
men Berufungen von Profes-
soren auswirkt. 

Die demographische Fal-
le ist auch eine Sorge, die uns umtreibt.
Wo nehmen wir in einigen Jahren unse-
ren Nachwuchs her? Wie gestalten wir die
Ausbildung in Naturwissenschaften und
Technik so attraktiv, dass sich die Wün-
sche der Studierenden in diese Richtung
verlagern? Wir sind bei einer schwierigen
Ausgangssituation gestartet, und ich weiß,
dass nicht alle so viel Glück hatten wie
unser Unternehmen, mit einer stabilen In-
dustrieforschung Jahre hindurch zu agie-
ren. Ich weiß, dass es erhebliche Struk-
turprobleme in der Kunststoffverarbeitung
gibt, also gerade in dem Bereich, der in der
Wertschöpfungskette hinter uns steht. Wir
müssen noch sehr viel tun, um zu neuen
Strukturen zu kommen, die in die Zukunft
weisen.

Dr. Christoph Mühlhaus ist Geschäftsführer der
Buna Sow Leuna Olefinverbund GmbH, Schkopau.
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Wie reagiert die Hochschul-
und Wissenschaftspoli-
tik?“ Worauf denn, fragt

man unwillkürlich zurück. Ja nun, auf das
Großthema: Wo stehen wir? Was steht an?
Gegenwart und Zukunft, Präsens und Fu-
tur, wie sehen sie aus? Auf so schwierige
Fragen soll also die Hochschul- und die
Wissenschaftspolitik reagieren, was sofort
zu der weiteren Frage führt: Welcher Art
denn diese politischen Akteure sind, von
denen Reaktionen erwartet werden, ob-
wohl man doch von Politikern eigentlich
Aktionen erwarten sollte. Offen gestan-
den, es war mir zu mühsam, nach solchen
reaktionsbereiten Charakteren zu for-
schen, zumal zu befürchten stand, dass
sich ihre Reaktionen, Antworten und Be-
schreibungen wie üblich im düsteren
Unterholz des realpolitischen Dschungels
verlaufen würden. 

Wer keine Antworten zur Verfügung hat
und sein Publikum gleichwohl ein wenig
unterhalten möchte, ist von altersher gut
bedient, wenn er in die Schatztruhe der
Fabeln und Märchen greift. Ich erzähle das
Märchen von der Berliner Wissenschafts-
politik: 

Es war einmal ein kleines Land, das rund
herum von seinen Gegnern eingeschlos-
sen war. Wie ein Pfahl stak es im Fleische
des Feindes. Seine Bewohner galten des-
halb als besonders tapfer
und wurden aus der Ferne
liebevoll umsorgt; so liebe-
voll und so umfassend, dass
sie eines Tages völlig verges-
sen hatten, dass man auch
für sich selbst sorgen könn-
te. Ihre Arbeitsorgane ver-
kümmerten und ihre Ge-
nussorgane vergrößerten
sich in einem bis dahin un-
bekannten Umfang. 

Ob dieser Prozess endlos weitergegan-
gen wäre oder irgendwann ein Ende im se-
ligen Nirwana der totalen Betreuung ge-
funden hätte, blieb leider ungeklärt, denn
völlig überraschend platzte der feindliche
Ring, der das Ländchen umgab. Die bösen
Gegner verschwanden, und der gepäppel-
te Pfahl steckte unversehens nicht mehr
im fremden, sondern im eigenen Fleisch. 

Jetzt war guter Rat teuer, denn die vie-
len Stätten, an denen man sich bisher kul-
turell amüsiert hatte, und die nicht weni-
ger zahlreichen Stätten, von denen man in
Zukunft wissenschaftlich leben wollte und
sollte, bedurften der Überprüfung, der
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Das Märchen von Berlin
Der Präsident der Berlin-Brandenburgischen Akademie der Wissenschaften er-

zählt das bittere Märchen von der Berliner Wissenschaftspolitik. Bislang werde

auf ein Happy End gewartet.
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Reinigung und der Vereinigung. Aber wer
sollte sich dieser Aufgabe widmen, wenn
alle nur noch das Verteilen, nicht aber das
Erwerben hinreichend beherrschten? 

Erfreulicherweise stürzte sich der aus
der Provinz herbeigeeilte forsche Ritter
Manfred mit solcher Bravour auf das Prob-
lem, dass er zwar im Zentrum der Land-
schaft einen ziemlich großen Hügel von
Schulden zurückließ. Um den herum ent-
faltete sich jedoch eine sauber gerodete,
wohlvermessene und exakt verplante Re-
gion. Es fehlten nur noch die Paläste und
die Gärten, und fast wäre alles wieder so
gewesen wie früher. 

Die auf dem ehemaligen Pfahl Ansässi-
gen waren es deshalb sehr zufrieden. Sie
blickten optimistisch in die Zukunft und
hatten obendrein und unerwartet einen
echten Wissenschaftsminister am Werke
gesehen, was einem einfachen Sterblichen
nicht täglich zustößt. Es sollte freilich ihr
letztes derartiges Erlebnis gewesen sein.
Davon wussten sie allerdings damals noch
nichts, weshalb sie noch recht hoffnungs-
froh und nicht ohne Vergnügen auf den
kleinen, schnell drehenden Nachfolger

blickten, der ihnen jedoch als unvergess-
liche Bereicherung lediglich die inzwi-
schen berühmt gewordene Bemühungs-
zusage hinterließ und im
übrigen immer wieder so ge-
schickt hinter dem Erichs-
felsen in Deckung ging, dass
sein letztlich geringes Inte-
resse für die Sache der Wis-
senschaft nicht eigentlich
offenbar wurde. 

Als er aus dem Amte schied, waren die
Pfahlbürger zu generöser Nachsicht bereit.
Denn schließlich war inzwischen deutlich
geworden, dass auch der beste Wille
nichts vermag, wenn es dem bösen Finan-
zierer nicht gefällt. Wenn ein Staatswesen
unter der Schuldenlast kracht, kommt es
offenbar nicht mehr darauf an, ob über-
haupt ein Wille vorhanden ist oder nicht. 

Es war inzwischen augenfällig gewor-
den, dass der stolze Pfahl hohl geworden
war und morsch bis in sein entschwunde-
nes Mark. Seine Bürger waren deshalb we-
der besonders erstaunt noch besonders er-
schrocken, als die dem Kreisel folgende
willensstarke Importware so schnell ver-
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Dieter Simon: Wer keine Antworten hat, ist gut bedient, wenn er in die Schatztruhe von Märchen
greift.

Inzwischen war
deutlich geworden,
dass auch der beste Wille
nichts vermag, wenn es
dem bösen Finanzierer
nicht gefällt.
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glühte, wie sie aufgeflammt war, und die
wenig berauschende Situation eintrat, dass
sich eigentlich kein Hochwürdiger mehr
für das wohlfeile Amt interessieren moch-
te. Als endlich ein Kandidat entdeckt wor-
den war, machte dieser denn auch keiner-
lei Versuch mehr, das Fehlen seiner Lei-
denschaft für die weiten Wälder des Wis-
sens zu verbergen oder sie wenigstens mit
seiner ebenfalls fehlenden Begabung zu
versöhnen, die immer noch nicht blühen
wollende Landschaft zu bestellen. 

Dann brach der Pfahl endgültig zu-
sammen. Es schleppte sich auseinander,
was nicht zueinander gehörte. Der neue
Charme warf sich anmutig in die Bresche,
pfiff und zwitscherte und versuchte unbe-
fangen sein Möglichstes; möglich war ihm
allerdings nichts und dies um so mehr, als
er den einzigen Fachmann seines Hauses
schleunigst exmittiert hatte. Schon traten
die endlichen Sieger auf und änderten
schnell, was geändert werden musste. Er-
neut wurde die politische Sprache deut-
lich bereichert, diesmal um den Slogan
„Und das ist auch gut so“. Und wie schon
zu Platons gemächlichen Zeiten trat die
Philosophie in den Dienst der Politik. Ih-
re erste Entscheidung war denn auch
durch und durch philosophisch, das heißt
unverständlich für den nicht-philosophi-
schen Rest der Welt. Sie läuteten dem ge-
rade erst aufgeblühten Teil der medizini-
schen Forschung verbiestert die Totenglo-
cke. 

Da erschraken die Bewohner des kleinen
Landes sehr, weil sie fürchteten, dass ein
so deutliches Zeichen des Wahnsinns von
Anbeginn der Amtszeit ihrer neuen Re-
gierung als Hinweis auf das rasch nahende
Ende der gesamten Region gedeutet wer-
den müsse. Mürrisch standen sie tagsüber
an den Ecken ihrer Stadt. Schlaflos wälz-

ten sie sich nachts in ihren Betten hin und
her. Dann kam ihnen die Erleuchtung. 

Sie fielen auf die Knie und beteten zum
Herrn ihres Erdkreises, zum großen On-
kel, dass er sie von ihrem Leid erlösen mö-
ge: „Lieber Onkel Gerhard“, so flehten sie,
„bitte befrei uns von dem
Übel und übernimm uns
und unser Territorium
zur Gänze in deine Ver-
antwortung. Verwandle
unsere Regierung in klei-
ne kommunale Ober-
häupter, wie es ihren Fä-
higkeiten entspricht. Gib
uns und ihnen kein Geld, denn wir und
sie können doch nicht damit umgehen.
Tilge unsere Schulden und gib uns etwas
zum Naschen. Nimm uns das Wahlrecht
und mache uns exterritorial, wie es einst
dem jenseits des großen Wasser gelegenen
Distrikt Columbia geschehen ist, und wir
wollen dir dankbare und wunderbare
Hauptstadt-Menschen sein.“ So jammer-
ten sie. Aber der große Gerhard zählte ge-
rade seine Wähler und hörte nichts. Und
ob er sie jemals hören wird, ist bislang völ-
lig ungewiss. 

So kommt es, dass sie immer noch auf
den Knien liegen und schlotternd auf ein
Wunder warten, das sich jedoch nicht ein-
stellen will. Und wenn sie nicht sterben
werden, dann bleiben sie dort liegen. 

Prof. Dr. Drs. h. c. Dieter Simon ist Präsident der
Berlin-Brandenburgischen Akademie der Wissen-
schaften. Er war von 1989 bis 1993 Vorsitzender
des Wissenschaftrates.
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Befrei´ uns von dem Übel

„Lieber Onkel Ger-
hard“, so flehten
sie,„bitte befrei´uns von
dem Übel und übernimm
uns und unser Territo-
rium zur Gänze in deine
Verantwortung.“



Diskussion mit dem Plenum
Hartmut Grübel:
Herr Simon, ich erinnere mich an den
3. Juli 1990, als Ihnen – dem damaligen
Vorsitzenden des Wissenschaftsrates – die
Politik den Antrag machte,die Evaluierung
zu übernehmen. Sie wussten, was Sie ta-
ten, als Sie damals annahmen – Ihre Hal-
tung ist besonders ehrenwert.Der Antrag
kam nicht von einem Staat, sondern von
den beiden deutschen Staaten. Auch die
Vertreter der Wissenschaftsorganisatio-
nen  der damaligen DDR baten den Wis-
senschaftsrat, die Evaluierung zu über-
nehmen.
Zu Recht wird anerkannt, wie viel unei-
gennützige und harte Arbeit von den
Evaluierungsgruppen West investiert
wurde. Dabei sollten wir aber nicht ver-
gessen, dass vom 3. Juli 1990 an, als der
Antrag auch von den Bürgern Ost ge-
stellt wurde, sie diese Umbauarbeit we-

sentlich mitgetragen haben. Der Um-
bauprozess beinhaltete die Evaluierung
und die materielle Sanierung der Ein-
richtungen. Dabei gilt es, die Rolle der
Partnereinrichtungen im Westen und
die Wissenschaftlichen Räte in den Ost-
Instituten gleichermaßen zu erwähnen.
Rund eine Milliarde D-Mark wurde in
den Umbau der Institute gesteckt, im
Wesentlichen nach dem Votum der
zweiten Garde der Wissenschaftlichen
Räte. Viele haben Verantwortung über-
nommen, die heute nicht mehr sichtbar
sind. Zur Geschichte des einigermaßen
gelungenen Umbaus gehört auch das
Engagement derer, die trotz eigener be-
ruflicher Unsicherheit in diesem Prozess
Verantwortung übernommen haben.

Jürgen Schlegel:
Herr Kaase, Sie haben den Artikel 91 b
Grundgesetz erwähnt, der auf den Prüf-
stand müsse.Wenn ich zehn Jahre nach
dem Aufbau neuer Forschungseinrich-
tungen in den neuen Bundesländern Bi-
lanz ziehe, stelle ich fest, dass die Auf-
bauleistung nur möglich war, weil Bund
und Länder gemeinsam Verantwortung
übernommen haben. Denn es ging da-
bei um mehr als um die Finanzierung.
Der Aufbau des Wissenschaftssystems
in den neuen Bundesländern ist ein Be-
weis dafür,dass es den 91b geben muss-
te und als Gemeinschaftsaufgabe For-
schungsförderung weiterhin geben
muss.

Max Kaase:
Die Gemeinschaftsfinanzierung ist ein
wichtiges Thema. Hintergrund ist die Fö-
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Jürgen Schlegel: Die Aufbauleistung war nur
möglich, weil Bund und Länder gemeinsam
Verantwortung übernommen haben. >>>
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Wo stehen wir? Was steht an?..

deralismusdiskussion. Es ist ein Thema,
über das gesprochen werden muss, und
wir sind gut beraten, uns auf diese Dis-
kussion mit guten Argumenten vorzu-
bereiten.Damit habe ich aber noch keine
Position bezogen, in welcher Richtung
diese Diskussion verlaufen soll.

Reimar Lüst:
Mich bedrücken die unterschiedliche Be-
zahlung und die unterschiedlichen Pen-
sionsregelungen für Professoren, die an
ein und derselben Universität tätig sind.
Dieses Problem muss noch einmal dis-
kutiert werden. Ich weiß um die recht-
lichen Schwierigkeiten,aber mir lässt der
Sachverhalt keine Ruhe.

Hans-Joachim Meyer:
Herr Lüst hat eine der bittersten Konse-
quenzen des Einigungsprozesses ange-

sprochen. Das Problem können die ost-
deutschen Länder aber nicht allein lösen,
denn sonst entstehen noch größere struk-
turelle Verwerfungen sowohl in der Rela-
tion der Einkommen zwischen gewerb-
licher Wirtschaft und öffentlichem Dienst
als auch innerhalb der für längere Fristen
feststehenden Haushalte.
Meine Zuneigung zum Föderalismus lässt
mich nicht die derzeitigen Gefahren über-
sehen. Wir haben eine ausgeprägte Ten-
denz, den Föderalismus zu einem Partiku-
larismus zu verkehren. Dieser Partikula-
rismus lebt vom Egoismus insbesondere
der reichen Bundesländer.
Ich bin davon überzeugt, dass gerade im
Blick auf die schwierige demographische
Situation Bildung,Wissenschaft und Kultur
von zentraler Bedeutung sind.Ohne die Ver-
antwortung der Länder ändern zu wollen,
bin ich der Auffassung, dass das Maß von

Christian Bode: Die ostdeutschen Hochschulen sollten die Osterweiterung positiv nutzen.
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Diskussion..

Gemeinsamkeit in einem sehr viel höheren
Grade erkannt und angenommen werden
muss, als das derzeit der Fall ist. Eine ge-
meinsame Rahmenbedingung für die Wis-
senschaft, in der Forschung wie im Hoch-
schulbau, scheint mir selbstverständlich.
Man muss das auch im europäischen Kon-
text sehen. Der eine oder andere scheint
der Meinung zu sein, in dem sich vereini-
genden Europa wird die bundesstaatliche
Klammer von geringerer Bedeutung sein,
und wir werden uns mit unseren jeweili-
gen Nachbarn zweckmäßig und vorteilhaft
arrangieren. Wenn man das Ganze unter
die Losung des Endes des Nationalstaates
stellt,dann kann man sich einer breiten po-
litischen Unterstützung sicher sein. Das
scheint mir im Moment eine Gefahr.

Johann Gerlach:
Der Wissenschaftsrat ist die einzige Klam-
mer zwischen Politik und Wissenschaft,der
es gelingen kann, diese Gemeinschafts-
aufgabe zu bewältigen. Konkurrenz oder
Profil sind legitime Maßnahmen gegen Ver-
krustungen,gegen Lahmheit,gegen Nicht-
Wettbewerb. Aber diese Tendenzen bedeu-
ten auf der anderen Seite einen Drive zur
Dezentralisierung und zum Egoismus, der
tatsächlich das Gesamte gefährden kann.
Im Bereich der Wissenschaft ist der Wis-
senschaftsrat die einzige Institution, die
auch durch interne Diskussionen wirken
kann, damit das Bewusstsein für diese nö-
tige Klammer erhalten bleibt.

Christian Bode:
Hier ist eine gewisse resignative Stimmung
aufgekommen. Wir sollten uns aber nicht
daran beteiligen,Resignation zu verbreiten.
Der DAAD hat dazu beigetragen,ein Stück-
chen Deutsche Einheit zu verwirklichen,
nämlich im internationalen Bereich.Wir ha-

ben sämtliche Stipendiaten der DDR
übernommen,es waren rund 10.000.Un-
ter extrem schwierigen Bedingungen ha-
ben 90 Prozent ihren vorgesehenen Ab-
schluss gemacht,mit zum Teil enormem
Engagement sogar abgewickelter Hoch-
schullehrer.Das sei auch einmal erwähnt.
Die ostdeutschen Hochschulen nehmen
an unseren Programmen mindestens
proportional Teil, und zwar im Wettbe-
werb. Das alles sind positive Zeichen. Ab-
schließend will ich auf die revolutionä-
ren europäischen Umwälzungen ver-
weisen. Wir sollten die Osterweiterung
positiv nutzen. Ich sehe hier auch eine
Chance für die ostdeutschen Hochschu-
len, die noch entschiedener angepackt
werden muss. Gar nicht zu sprechen von
dem globalen Bildungsmarkt, wo es ei-
ne enorme Nachfrage gibt und wo
Deutschland künftig auch eine größere
Rolle spielen könnte. Es gibt interessan-
te und lohnende Aufgaben: Packen wir
sie an.

Max Kaase:
Diejenigen von uns, die an dem Prozess
der Umgestaltung der Wissenschafts-
landschaft 1990 bis 1993 beteiligt waren,
werden es vielleicht nicht so gern offen
aussprechen, weil es so unbescheiden
klingt. Aber unter den gegebenen Rah-
menbedingungen haben wir unsere Auf-
gabe einigermaßen gut erledigt. Dabei
haben wir die Menschen zu keinem Zeit-
punkt aus dem Auge verloren.Diesen po-
sitiven Akzent sollten wir mitnehmen.
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Der Rückblick zeigt, dass der
außeruniversitäre Sektor am sta-
bilsten ist, sowohl organisato-

risch als auch finanziell, und dass bei der
Transformation auch viel inhaltlich Neues
auf den Weg gebracht worden ist und wir
keineswegs bloß die Dinge von West nach
Ost übertragen haben. Mehr noch: In der
Klimafolgenforschung oder der moleku-
laren Medizin sind zum Beispiel die heute
führenden Einrichtungen in Ost-Deutsch-
land. 

Bei den Hochschulen ist durch die Fi-
nanzkrisen der jüngsten Zeit aus einer
produktiven Unruhe eine große Verunsi-
cherung geworden. Man wird darüber
nachdenken müssen, wie man die ange-
fangene Selbsterneuerung in einem zwei-

ten Anlauf zu einer inhalt-
lichen Selbsterneuerung,
auch zu einer Neuformie-
rung von Studiengängen,
Disziplinen und so weiter
bringen kann. 

In diesem Kontext spielt
das Thema Entstaatlichung

eine große Rolle. Es wird ganz wesentlich
sein, dass das nicht mit einer Flucht aus der

Verantwortung verbunden ist. Dazu neue
Gedanken zu entwickeln, ist eine wesentli-
che Aufgabe der künftigen Konzepte. 

Angesichts des raschen Wandels zur
Wissensgesellschaft und der damit ein-
hergehenden Veränderung der Bedingun-
gen im Umfeld fordern auch die neuen
wissenschaftsimmanenten Entwicklungen
dazu heraus, klar zu erkennen, dass wir
insbesondere im Bereich der bisweilen
überaus trägen, manchmal geradezu re-
formresistenten Strukturen und Organisa-
tionsformen handeln müssen. 

Dazu gehört mehr Ehrlichkeit im Umgang
mit den Schwächen unseres eigenen Wis-
senschaftssystems. Die Probleme, die sich
jetzt in Ostdeutschland stellen, sind Pro-
bleme des gesamtdeutschen Wissen-
schaftssystems. Wenn ich einen Wunsch
frei hätte, würde ich mir vor allem weniger
Ängstlichkeit und ein hohes Maß an Kre-
ativität im Aufgreifen von Veränderungs-
chancen wünschen. 

Was kann der Wissenschaftsrat tun?
Bei der Umsetzung der vom Wissen-

Folgerungen und Ausblick..

Wilhelm Krull

Entwicklungschancen
nutzen

Veränderungen des gesamtdeutschen Wissenschaftssystems sind dringend not-

wendig, meint der Generalsekretär der VolkswagenStiftung mit Blick in die Zu-

kunft. Dies gilt besonders vor dem Hintergrund der internationalen Entwick-

lung.

Die Probleme, die
sich jetzt in Ost-

deutschland stellen, sind
Probleme des gesamt-

deutschen Wissen-
schaftssystems.

Ungelöste Fragen



schaftsrat gegebenen Empfehlungen hat es
eine ganze Reihe von Ungerechtigkeiten
gegeben. Diese Ungerechtigkeiten wird
der Wissenschaftsrat selbst nicht beseiti-
gen können, er hat auch von Anfang an
betont, dass die individuellen Personal-
entscheidungen nicht seine Sache sind.

Gleichwohl besteht hier ein
Problem, und über eine Lö-
sung müssen wir neu nach-
denken. Die südafrikani-
schen Gerechtigkeitskom-
missionen wären vielleicht
ein Modell, aber eine Pa-
tentlösung habe ich nicht.

Zwei Arbeitsgruppen des
Wissenschaftsrates beschäf-
tigen sich im Moment mit

Defiziten, die mit der Neuformierung des
Wissenschaftssystems nach der Wende zu
tun haben. Die eine befasst sich mit der
nach wie vor ungelösten Frage einer na-
tionalen Repräsentanz der deutschen Wis-
senschaft. Diese Arbeitsgruppe wird sicher
gefordert sein, einen neuen Vermittlungs-
versuch zwischen „den sieben Zwergen“
und dem Rest der Welt zu finden. Die an-
dere Arbeitsgruppe beschäftigt sich mit
der strategischen Forschungsförderung.
Dort wird ganz entscheidend sein, dass
man über die Chancen einer inhaltlichen,
aber auch organisatorischen Erneuerung
nachdenkt und für Deutschland passende
Lösungen auch vor dem Hintergrund
internationaler Entwicklungen findet. 

Zwei andere Arbeitsgruppen würde ich
persönlich für dringlich halten. Einmal
geht es um die grundlegende Situation der
Geisteswissenschaften. Wie sollen die Gei-
steswissenschaften künftig im deutschen
Wissenschaftssystem positioniert sein und
sind die Zentren – inneruniversitär oder
auch überregional – tatsächlich das geeig-
nete Modell? Hier werden jenseits der
Lehrerbildung die Aufgaben neu zu defi-
nieren sein, um den Geisteswissenschaf-

ten in den Universitäten auch in Zukunft
einen angemessenen Platz zu bieten. 

Der andere Punkt: Durch die Verände-
rungen, die sich auf der europäischen Ebe-
ne, mit dem europäischen Forschungs-
raum, ergeben werden, wird es Zeit, an die
Empfehlung zur Internationalisierung der
Wissenschaftsbeziehungen von Anfang
der 90er Jahre wieder anzuknüpfen. Wir
haben damals einen Vorschlag in Richtung
eines europäischen Research Councils, ei-
ner europäischen DFG, gemacht. Diese
Diskussion wird jetzt interessanterweise
von anderen Ländern wieder aufgegriffen,
etwa von Dänemark, Schweden oder
Großbritannien. Diese Offenheit setzt vo-
raus, dass wir uns neu darüber unterhal-
ten, was zu tun ist. 
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Wir haben Anfang
der 90er Jahre ei-

nen Vorschlag in Rich-
tung eines europäischen
Research Councils, einer

europäischen DFG, ge-
macht. Diese Diskussion
wird jetzt wieder aufge-

griffen.

Wilhelm Krull: Mehr Ehrlichkeit im Umgang mit
den Schwächen unseres Wissenschaftssystems.
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Auch bei der privaten Forschungsförde-
rung müssen wir teilweise neue Wege ge-
hen. Wir werden überlegen müssen, ob
die Formen, in denen wir bisher gefördert
haben, noch zu den veränderten Rahmen-
bedingungen passen. Ich will nur ein
Stichwort nennen: Stiftungsprofessuren,
die nach fünf Jahren in die Staatsfinanzie-
rung übergehen, scheinen mir in Anbe-
tracht der degressiven Haushaltsentwick-
lung in vielen Universitäten  vielleicht gar
nicht mehr fortsetzbar zu sein. Das glei-
che betrifft auch die Anschubfinanzierung
für institutionelle Reformen, deren Nach-
haltigkeit wir bisher aus dem Zuwachs
heraus meinten finanzieren zu können.
Von solchen Zuwächsen wird man nicht
mehr ausgehen können. 

Und schließlich: Mit dem sich nach Osten
erweiternden EU-Europa sind für
Deutschland geopolitisch, aber auch wis-
senschaftspolitisch ganz neue Chancen
verknüpft. Ich hoffe, dass es uns gelingt,
diese Entwicklungschancen zu nutzen.

Dr. Wilhelm Krull ist Generalsekretär der Volkswa-
genStiftung und war bis 1993 Referatsleiter in der
Geschäftsstelle des Wissenschaftsrates.

Folgerungen und Ausblick..

Chance durch Osterweiterung



Für den Historiker ist es extrem
schwierig, im Zehnjahresabstand
zurückzublicken und zu urteilen.

Eigentlich äußern wir uns nur dann, wenn
wir die Akten gelesen haben und dann die
Zeitzeugen befragen. All dies konnte hier
nicht gemacht werden, und deshalb möch-
te ich, was ich hier sage, unter diesen me-
thodischen Vorbehalt stellen.

Bemerkenswert ist, dass das Wissen-
schaftssystem in den vergangenen zehn
Jahren ein prinzipiell anderes geworden
ist. Mit allem, was in diesen Jahren an sys-
temevaluatorischen Aufgaben geleistet
worden ist – das gesamte Wissenschafts-
system ist ja auf den Prüfstand gestellt
worden –, ist eine neue Bewusstseinslage
entstanden, die für die zukünftige Ent-
wicklung genutzt werden sollte. 

Bei der Evaluation der Blauen-Liste-
Institute haben wir insgesamt zwölf Emp-
fehlungen gegeben zur Schließung oder
zur Teilschließung von Institutionen. Vor
dem Hintergrund der Erfahrung bundes-
republikanischer Verfestigungserschei-
nungen ist dies ein bemerkenswertes Er-
gebnis. Leider ist mein Wunsch nicht zum
Tragen gekommen, dass in unser Papier
zur WGL hineingeschrieben werden soll-

te, diese Forschungseinrichtungen prinzi-
piell nur auf Zeit einzurichten und nach
einem gewissen Ablauf zu sehen, ob sie
weiter gefördert werden sollen. Das wäre
ein wichtiges Signal gewesen für eine
„Verflüssigung“ auch in diesem Bereich
der Forschungslandschaft. 

Für die geisteswissenschaftlichen Zen-
tren müssen wir ein Verfahren finden, das
sie über die nächsten Jahre hinweg rettet,
wenn in einigen Jahren die Förderungen
auslaufen. Eine Chance haben sie nur bei
einem Gesamtblick auf das geisteswissen-
schaftliche System. 

Wie sieht es mit dem Vertrauen in die
Hochschul- und Wissenschaftslandschaft
aus? In den vergangenen Jahren haben
wir ein  System entwi-
ckelt, in dem das Urver-
trauen, das der Ordina-
rius oder der Institutslei-
ter früher hatte, grund-
sätzlich abgeschafft wor-
den ist. Wir haben ein
neues Kontrollsystem
geschaffen, und selbst
die Direktoren von Insti-
tuten der Max-Planck-Gesellschaft müs-
sen sich in bestimmten Abständen Eva-
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Winfried Schulze

Vor dramatischen 
Herausforderungen

Die Entwicklung nach 1990 hat nach Meinung des früheren Wissenschaftsrats-

vorsitzenden gezeigt, dass es kein Ende der Gestaltbarkeit gibt. Das macht ihn

optimistisch für die künftigen Aufgaben in der Wissenschaftspolitik.

In den vergangenen
Jahren haben wir
ein  System entwickelt, in
dem das Urvertrauen, das
der Ordinarius oder der
Institutsleiter früher hat-
te, grundsätzlich abge-
schafft worden ist.
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luationen und kritischen Beiräten unter-
werfen. 

In den Universitäten sind wir inzwi-
schen „enteignet“ worden, wir haben kei-
ne Berufungszusagen mehr, wir müssen
uns alles durch die Departments bewilli-
gen lassen. Diese neue Situation erfordert
– um neue Motivation zu generieren –
Vertrauen in die staatliche Seite. Vorgän-
ge, wie sie hier in Berlin drohen oder zu-
mindest diskutiert werden, sind natürlich
überhaupt nicht geeignet, solch neues Ver-
trauen in die staatliche Seite aufzubauen.  

Wir stehen hier in Berlin vor einer Si-
tuation, in der Kürzungen der Zuwendun-
gen für den universitären Bereich unaus-
weichlich erfolgen werden. Mein Eindruck
ist, dass die Universitäten allein – nur aus-
gestattet mit der Forderung nach Profilbil-
dung und Wettbewerb – diesen Prozess
nicht bewältigen können. Deshalb plädie-
re ich heftig dafür, einen Berliner Landes-
hochschulrat einzurichten, der unter Wah-
rung des Gesamtsystems den Universitä-
ten bestimmte Bereiche zuweist, in denen

sie Konkurrenz entfalten können, der aber
auch dafür sorgt, dass bestimmte Bereiche
in Berlin nicht kaputt gehen. Wir hatten
die Situation, in der uns drohte, dass die
osteuropäische Geschichte in Berlin nicht
mehr adäquat vertreten zu sein würde. Sol-
che Situationen können im Grunde nur
durch einen Landeshochschulrat verhin-
dert werden, der allerdings nicht ohne
Kraft und ohne Konsequenzen sein darf. 

Die deutsche Wiedervereinigung hat be-
wiesen, dass Geschichte ein offener Prozess
ist. Es gab – schon seit der Französischen
Revolution – Stimmen, die meinten, die
Geschichte wäre an ihr Ende gekommen.
Wir sind selbst davon überrascht worden,
dass ab 1989/90 eine neue Gestaltbarkeit
offensichtlich wurde. Wenn ich die Situa-
tion der Jahre nach 1949 und der nach
1989 betrachte, finde ich, dass die Bundes-
republik Deutschland zu bemerkenswerten
innovativen Leistungen und Anstrengun-

Folgerungen und Ausblick..

Differenziertes Gesamtsystem 

Winfried Schulze: Geschichte ist ein offener Prozess.
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gen fähig gewesen ist. Von dem, was in den
50er Jahren und was nach 1990 beim For-
schungsaufbau geleistet worden ist, sollte
ein bisschen in die Normalpolitik überge-
hen. Denn wir stehen jetzt vor dramati-
schen Herausforderungen. 

Der Wissenschaftsrat hat in den ver-
gangenen Jahren eine ganze Reihe von
Hinweisen gegeben, was auf uns zu-
kommt: Der Aufbau einer differenzierten
Hochschullandschaft, von der Berufsaka-
demie bis zur Top-Universität, und eines
Gesamtsystems, das fähig ist, einen höhe-

ren Anteil von tertiär Quali-
fizierten in die Arbeitswelt
zu entlassen, und dies vor
dem Hintergrund der demo-
graphischen Konsequenzen
der nächsten Jahre. 

Außerdem stehen wir vor
gewaltigen Investitionen in
den Wissenschaftsbereich.
Große neue Aufgaben kom-
men auf uns zu, Milliarden-
aufwand für Großgeräte,

Projekte wie das TESLA-Projekt – all dies
muss in einem größeren Zusammenhang
neu diskutiert werden. Was können wir
uns leisten, national und im europäischen
beziehungsweise im internationalen Kon-
text? Wir haben in Deutschland inzwi-
schen ein System entwickelt, in dem diese
Dinge kanalisiert werden, in dem die ge-
meinsame Verantwortung von Bund und
Ländern gebündelt wird und in dem der
Wissenschaftsrat im Zentrum der Bemü-
hungen steht. Ich hoffe, dass der Wissen-
schaftsrat diese Arbeit auch in Zukunft
übernehmen wird.

Prof. Dr. Winfried Schulze lehrt Neuere Geschichte
an der Universität München und war von 1998 bis
2001 Vorsitzender des Wissenschaftsrates.

Winfried Schulze..

Von dem, was in
den 50er Jahren

und was nach 1990 beim
Forschungsaufbau geleis-

tet worden ist, sollte ein
bisschen in die Normal-

politik übergehen. Denn
wir stehen jetzt vor dra-
matischen Herausforde-

rungen.
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Ist der Anspruch, den wir uns mit die-
sem Symposion gestellt haben, nämlich
eine Analyse unseres Handelns in der

letzten Dekade vorzulegen, eingelöst wor-

den? Gemessen an den Möglichkeiten, die
wir dazu hatten, kann man das mit „Ja“
beantworten. Gemessen an dem Wün-
schenswerten ist es uns noch nicht in vol-

Schlusswort..

Karl Max Einhäupl

Die Analyse vertiefen
Die Bilanz über die Umorganisation des Wissenschaftssystems im Einigungs-

prozess ist keineswegs abgeschlossen. Der amtierende Vorsitzende des Wis-

senschaftsrates empfiehlt, die dabei angewandten Verfahren weiterhin zu re-

flektieren, um aus den Fehlern für künftige, ähnlich grundlegende Strukturein-

griffe zu lernen.
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lem Umfang gelungen. Der Akzent hat
sehr stark auf der Bilanz und nicht so
stark, wie es wahrscheinlich nötig wäre,
auf den Perspektiven gelegen. 

Dies war nicht zuletzt in der Diskus-
sion um Berlin zu sehen. Vermutlich wer-
den es auch nicht die Zeitzeugen oder die
Akteure selbst sein, die eine umfassende
oder gar abschließende Bewertung unse-
res Handelns im Einigungsprozess vor-
nehmen, sondern das werden eines Tages
die Historiker tun müssen. 

Aber muss man das überhaupt angesichts
der sich in Zukunft wohl kaum wiederho-
lenden Einmaligkeit dieses Prozesses? Die
Antwort ist selbstverständlich: „Ja, man
muss.“ Denn unter der zunehmenden Res-

sourcenverknappung wird es immer
dringlicher werden, grundlegende Struk-
tureingriffe vorzunehmen,
die ähnliche Dimensionen
haben werden wie die, die in
der letzten Dekade in den
neuen Bundesländern statt-
gefunden haben. Vor dem
Hintergrund begangener
Fehler, versäumter Chancen,
aber auch erzielter Erfolge
muss man über die Umorga-
nisation und Integration des
Wissenschaftssystems beim
Einigungsprozess reflektieren. 

Mit Genugtuung habe ich zur Kennt-
nis genommen, dass die Rolle des Wis-
senschaftsrates im Einigungsprozess ganz
überwiegend als sehr hilfreich und posi-
tiv bewertet wurde. Ich würde mir wün-
schen, dass zu gegebener Zeit die Frage
gestellt wird, inwieweit die Verfahren, die
zur Anwendung gekommen sind, tauglich
waren, das gesteckte Ziel wirklich zu er-
reichen, und warum es zum Beispiel nicht
gelungen ist zu vermeiden, dass erkannte
Schwächen im Wissenschaftssystem west-
licher Prägung in den neuen Bundeslän-
dern implementiert wurden. Die Analyse
dieses Prozesses müssen wir weiter vertie-
fen, um für die Zukunft zu lernen.

Prof. Dr. Karl Max Einhäupl ist Vorsitzender des
Wissenschaftsrates.

Vor dem Hinter-
grund begangener
Fehler, versäumter Chan-
cen, aber auch erzielter
Erfolge muss man über
die Umorganisation und
Integration des Wissen-
schaftssystems beim Eini-
gungsprozess reflektie-
ren.

Versäumte Chancen bedenken

Karl Max Einhäupl (links) im
Gespräch mit dem früheren
Wissenschaftsratsvorsitzenden
Winfried Schulze.
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Die persönlichen Angaben zur 

Position beziehen sich jeweils auf den

Termin der Tagung im Februar 2002.
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